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Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung

Liebe Leserinnen und Leser,

wenn Bürgerinnen und Bürger bei städtischen Projekten mitdiskutieren oder eigene Initiativen starten, sich 
über Planungen informieren oder Beschwerde dagegen einlegen, dann geschieht dies heute immer häufiger 
auch online. Inzwischen ist das Internet in der Stadtentwicklung zu einem wichtigen Medium geworden, das 
neue Wege in der Kommunikation zwischen Bürgerschaft, Politik und Verwaltung eröffnet hat. Partizipation 2.0, 
Transparenz 2.0 oder Kollaboration 2.0 sind die Schlagworte in der aktuellen Diskussion. 

All das klingt verheißungsvoll, doch auch diese Entwicklung ist nicht frei von Ambivalenzen und wirft so 
manche Frage auf: Entstehen durch das Internet tatsächlich neue Möglichkeiten, an der Gestaltung unserer 
Städte mitzuwirken und Planungs- und Entscheidungsprozesse zu beeinflussen? Lassen sich über die 
digitalen Kanäle breite Bevölkerungskreise erreichen? Welche Ressourcen und Kompetenzen braucht es 
eigentlich, damit Beteiligung im Internet auch funktioniert? 

In der Stadtentwicklung geht es zunehmend nicht nur um eine fachliche, sondern ebenfalls um eine kommu-
nikative Bearbeitung städtischer Projekte und Themen. Und hier zeigt diese Studie sehr eindrücklich: Will die 
Stadtverwaltung den öffentlichen Diskurs mitgestalten, dann kommt sie nicht daran vorbei, die digitalen Medien 
für den Dialog zu nutzen. Das Ziel sollte eine bürgerorientierte Kommunikation sein, die Ideen und Anregungen 
aus der Zivilgesellschaft aufnimmt, darüber in einen Austausch tritt und mit Informationen transparent umgeht.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Dr. Robert Kaltenbrunner
Stellvertretender Leiter des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschnung
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5 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Kurzfassung  

Ausgangslage: Webbasierte Medien eröffnen neue Teilhabemöglichkeiten 

In den vergangenen Jahren haben die webbasierten Medien die Kommunikation zwischen den Bürgerinnen und 
Bürgern, den zivilgesellschaftlichen Akteuren, der kommunalen Politik und den Verwaltungen im Bereich der 
Stadtentwicklung verändert. Websites, Apps, Social Media-Plattformen wie Twitter und Facebook oder auch 
internetbasierte Kollaborationsplattformen werden inzwischen vielfach genutzt, wenn über städtische Themen 
oder Projekte informiert und diskutiert wird. Neben klassischen Formaten der analogen Bürgerbeteiligung haben 
sich neue Formen der digitalen Teilhabe etabliert, die sowohl top-down von den Akteuren aus der kommunalen 
Verwaltung und Politik als auch auch bottom-up von Akteuren aus der Zivilgesellschaft initiiert werden. Bürgerin-
nen und Bürger erhalten so neue Möglichkeiten, an der Gestaltung ihrer Städte teilzunehmen und staatliches 
Handeln zu beeinflussen. 

Ziel der Studie: Möglichkeiten und Grenzen des Einsatzes webbasierter Medien 

Im Rahmen des BBSR-Forschungsclusters „Smart Cities“ untersucht die vorliegende Studie die Nutzung webba-
sierter Medien in der Stadtentwicklung im Bereich der Bürgerbeteiligung und des Bürgerengagements. Die Studie 
verfolgt im Wesentlichen drei Zielsetzungen: 

• Zum ersten soll ein Überblick über die derzeitige Nutzung webbasierter Medien in der Stadtentwicklung
gegeben und das aktuelle Spektrum an Einsatzfeldern dargestellt werden.

• Zum zweiten sollen die Möglichkeiten, aber auch Grenzen von webbasierten Partizipationsprozessen in
der Stadtentwicklung näher beleuchtet werden.

• Zum dritten sollen die Auswirkungen auf Akteurskonstellationen, Planungsverfahren und Einflussmög-
lichkeiten aufgezeigt werden, die sich aus den Einsatz webbasierter Medien in Stadtentwicklung erge-
ben.

Vorgehensweise: Untersuchung von 40 Referenzbeispielen und acht Fallstudien 

Empirische Basis dieser Studie sind 40 Referenzbeispiele und acht Fallstudien, in denen webbasierte Medien im 
Feld der Stadtentwicklung für Partizipation und Teilhabe eingesetzt wurden. Die Auswahl der Referenzbeispiele 
und Fallstudien erfolgte nach verschiedenen Kriterien und war von dem Ziel geleitet, ein möglichst breites Spekt-
rum an webbasierten Partizipationsprozessen abzudecken. Hierbei wurden sowohl top-down als auch bottom-up 
initiierte Projekte berücksichtigt. 

Zu den 40 Referenzbeispielen wurden Internetrecherchen und sondierende Gespräche mit Experten durchgeführt 
sowie Synopsen (z. B. Wettbewerbe für webbasierte Partizipation) ausgewertet. In den acht Fallstudien wurden 
jeweils fünf bis sechs Interviews mit ausgewählten Entscheidungsträgern und einzelnen Beteiligten in den jeweili-
gen Partizipationsprozessen geführt sowie relevante Dokumente und die eingesetzten (webbasierten) Formate 
analysiert. Ergänzend zu den Referenzbeispielen und Fallstudien wurde die einschlägige Fachliteratur ausgewer-
tet sowie ein Workshop mit Experten aus Wissenschaft und Praxis zur Reflexion und Vertiefung der gewonnenen 
Erkenntnisse durchgeführt. 
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6 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Zu den untersuchten Fallstudien gehören: 

• das städtische Beteiligungsverfahren zum Rückbau einer Hochstraße in Ludwigshafen (Ludwigshafen
diskutiert),

• der Einsatz der webbasierten Medien in der förmlichen Bauleitplanung in Schleswig-Holstein (BOB-SH),
• ein Mitwirkungsprozess zur Erstellung eines städtischen Leitbildes in Potsdam

(Potsdam weiterdenken),
• ein Anliegenmanagement der Stadt Friedrichshafen (sag’s doch),
• eine zivilgesellschaftliche Initiative zur Diskussion, Aufwertung und Bespielung öffentlicher Räume in

München (die urbanauten),
• eine bürgerschaftliche Initiative zur Verhinderung eines neuen Einkaufszentrums in der Bonner Innen-

stadt (Viva Viktoria!),
• eine Online-Petition zum Erhalt der Bausubstanz eines ehemaligen Industrieareals in Kaiserslautern

(PFAFF erhalten – STADT gestalten) und
• das OK Lab (Open Knowledge Lab) Berlin zur Entwicklung von Anwendungen basierend auf Open Data.

Vielfältiger Einsatz webbasierter Medien sowohl top-down als auch bottom-up 

Die 40 Referenzbeispiele aus deutschen Städten und Gemeinden zeigen im Ergebnis, dass webbasierte Medien 
in vielfältigen Bereichen der Stadtentwicklung eingesetzt werden, um eine Teilhabe an lokalen Gestaltungspro-
zessen zu ermöglichen. Die zahlreichen Verfahren unterscheiden sich hinsichtlich der beteiligten Akteure, der 
Ziele, der inhaltlichen Reichweite, des räumlichen Bezugs, der Dauerhaftigkeit, des Mitwirkungsgrades sowie der 
Originalität ihres Einsatzes. Insgesamt lassen sich diese Verfahren der digitalen Teilhabe in zwölf Typen unter-
scheiden. Danach werden webbasierte Medien eingesetzt: 

• zur Realisierung von Einzelvorhaben in der Stadtentwicklung,
• zur Qualifizierung von Fachplanungen in einem sektoralen Politikfeld,
• zur Erarbeitung von gesamtstädtischen Leitbildern oder Masterplänen,
• zur Verbesserung der Lebensumstände in einer Stadt,
• zur Optimierung der Finanzierung von kommunalen Haushalten oder zur Finanzierung von zivilgesell-

schaftlichen Projekten mittels Crowdfunding,
• zur klassischen Bauleitplanung,
• zum Anliegenmanagement bzw. zur Beseitigung von Defiziten in der Stadt,
• zum Protest gegen Planvorhaben der Kommunen oder gegen die städtische Politik,
• für Awareness-Projekte der Digitalmoderne, die teils in aktivistisch-performativer Weise auf die jeweili-

gen Anliegen hinweisen,
• zur (kritischen) Berichterstattung in stadtteil- oder stadtbezogenen Blogs,
• zur Sammlung und Diskussion von Ideen aus der Zivilgesellschaft zur Gestaltung von Stadt und Quar-

tier,
• zum Civic Hacking auf Basis von Open Data.

Kurzfassung BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

      

 

          

              
           

            
          

         
          

          
           

     
           

          
          

           
          

           
          

             
     

         
         

        
          

             
       

   
              

          
         

       
               

       
    

             
         

           
             

            
              

         
           

      
          

            

7 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung – sieben wesentliche Erkenntnisse 

Aus der Untersuchung der acht Fallstudien – aber auch aus den 40 Referenzbeispielen – lassen sich sieben 
wesentliche Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung ableiten: 

• Webbasierte Partizipationsprozesse in der Stadtentwicklung sind in der Regel crossmedial angelegt,
unabhängig davon, ob sie top-down von Seiten der öffentlichen Hand oder bottom-up von Seiten der Zi-
vilgesellschaft ausgehen. Sowohl Online-Elemente wie Beteiligungsplattformen im Internet als auch Off-
line-Formate wie klassische Bürgerversammlungen werden eingesetzt und miteinander verschränkt. Die
Akteure gehen dabei vor allem deshalb crossmedial vor, weil sie sich hiervon eine größere Beteili-
gungswirkung versprechen und – mit Blick auf den Digital Divide – auch diejenigen erreichen möchten,
denen die Nutzung digitaler Angebote schwerfällt.

• Die Sozialen Medien, über die Nutzerinnen und Nutzer Inhalte selbst ins Netz einstellen und darüber ei-
nen Austausch organisieren können, spielen mittlerweile eine wesentliche Rolle in der Stadtentwicklung.
So wird in den sozialen Medien über städtische Themen und Projekte berichtet und diskutiert, auch
wenn die Stadtverwaltung selbst nicht im Netz aktiv ist. Stadtverwaltungen tun sich jedoch gegenüber
zivilgesellschaftlichen Gruppen im Einsatz der Sozialen Medien wesentlich schwerer. Aufgrund ihrer Or-
ganisationsstruktur und der hierarchischen Arbeitsweisen können sie nicht immer in dem Maße im Netz
präsent sein wie es vielleicht hilfreich wäre. Zivilgesellschaftliche Initiativen können dadurch eine größe-
re Deutungsmacht in den Diskussionen über Projekte der Stadtentwicklung erlangen und so mehr Ein-
fluss auf den Ausgang von Entscheidungen nehmen.

• Öffentliche Verwaltungen sind gegenüber zivilgesellschaftlichen Gruppen unterschiedlich von rechtli-
chen Vorschriften betroffen. Stärkere Regulierungen der öffentlichen Hand schränken ihre Möglichkeiten
des Einsatzes webbasierter Medien ein. Neben einem sensiblen Umgang mit Datenschutzaspekten sind
zum Beispiel das Vergaberecht und das Arbeitsrecht zu nennen. Auch Private müssen sich an geltende
Rechtsvorschriften halten, für sie gilt jedoch ein weniger restriktiver Rechtsrahmen, sie werden von kei-
ner Aufsichtsbehörde überwacht und sie scheinen oft weniger selbstkritisch bei einer vorsorglichen Prü-
fung möglicher Rechtsverstöße zu sein.

• Mit dem Einsatz webbasierter Medien geht einher, dass neue intermediäre Akteure im Feld der Stadt-
entwicklung auftreten. Sie bringen das notwendige Know-how und die technischen Lösungen zur Orga-
nisation crossmedialer Beteiligung mit und werden zur Durchführung solcher Prozesse eingekauft. Diese
neuen Intermediäre nehmen durch die Art und Weise, wie sie Vor-Ort-Formate und elektronische For-
mate entwickeln und miteinander verknüpfen oder durch die Algorithmen, die sie mit ihren Plattformen in
ein Verfahren einbringen, erheblichen Einfluss auf die Ausgestaltung partizipativer Prozesse und damit
auch auf deren Ergebnisse.

• Durch den Einsatz webbasierter Medien entstehen neue Möglichkeiten für das Schaffen von Transpa-
renz in Stadtentwicklungsprozessen. Daten und Informationen, Eingaben und Kommentare oder Bear-
beitungs- und Entscheidungswege können mittels webbasierter Medien auf verschiedene Art und Weise
zugänglich und sichtbar gemacht werden. Dies kann zu einem gleichen Informationsstand und zu einer
besseren Nachvollziehbarkeit von Verfahren beitragen und so dem Bürger ermöglichen, mit Politik und
Verwaltung leichter auf Augenhöhe zu agieren. Auch das Vertrauen in Verwaltungen und Politik kann
sich dadurch erhöhen genauso wie die Akzeptanz von getroffenen Entscheidungen.

• Die Nutzung webbasierter Medien in der Stadtentwicklung erfordert zusätzliche Ressourcen. Neben
technischen Voraussetzungen und finanziellen Aufwendungen bedarf es spezifisches Know-how. Weder
bei öffentlichen noch bei zivilgesellschaftlichen Akteuren ist dies jedoch selbstverständlich vorhanden.
Technik und Wissen müssen unter Umständen extern eingekauft werden. Werden Aufträge an Dritte

Kurzfassung BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

      

 

               
           

          
  

              
     

               
      

             
        

       

     

              
          

           
       
           

         
         

 
          

          
               

           
       

        
      

          
      

          
      

            
           

        
   

            
      

            
        

            
     

          
          

8 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

vergeben, sind es die neuen intermediären Akteure, die ihr Know-how zur Verfügung stellen. Das reicht 
von einer individualisierten Beratung und Umsetzung von Beteiligungsprozessen durch Techniker und 
Moderatoren bis zu standardisierten Internetplattformen, die Öffentlichkeit herstellt oder deren Herstel-
lung unterstützt. 

• Schließlich kann der Einsatz webbasierter Medien zugleich Effizienzgewinne mit sich bringen. So hätten 
etwa die untersuchten zivilgesellschaftlichen Initiativen ohne den Einsatz webbasierter Medien nicht so
viele Menschen für ihr Anliegen erreichen können als mit diesem Einsatz bei vergleichbarem Aufwand.
Bezogen auf Verfahren der öffentlichen Verwaltung können sich besonders bei standardisierten Verfah-
ren Effizienzvorteile ergeben. Im Fall der Bauleitplanung zeigt sich etwa, dass das Verteilen von Infor-
mationen, das Einsammeln von Stellungnahmen und die Dokumentation des Prozesses mithilfe der
webbasierten Medien effizienter umgesetzt werden können.

Folgerungen für die Urban Governance 

Der Einsatz webbasierter Medien bleibt nicht ohne Auswirkungen auf das Zusammenspiel der Akteure in der 
Stadtentwicklung. Auf Basis der Ergebnisse lassen sich hierzu folgende Thesen formulieren: 

• Einflussmöglichkeiten der Zivilgesellschaft wachsen: Durch den Einsatz webbasierter Medien in der
Stadtentwicklung erhalten Akteure der Zivilgesellschaft größere Einflussmöglichkeiten auf Prozesse der
Stadtentwicklung. Sie nutzen webbasierte Medien umfangreicher als es der Verwaltung aus strukturellen
und organisatorischen Gründen möglich ist und können dadurch einen stärkeren Einfluss auf die öffent-
liche Meinung, und über diesen Weg auch auf die lokalpolitischen Akteure und deren Entscheidungen
gewinnen.

• Mobilisierung von Akteuren: Durch die leichte Zugänglichkeit und hohe Reichweite webbasierter Me-
dien können die zivilgesellschaftlichen Akteure wie auch die kommunalen Verwaltungen in kurzer Zeit
mehr Menschen für ein Anliegen erreichen als ohne den Einsatz dieser Medien. Sowohl die Information
als auch die Mobilisierung gelingt über die digitalen Kanäle leichter als nur mit Offline-Formaten.

• Information auf Augenhöhe: Der Einsatz webbasierter Medien trägt zu einem Informationszuwachs
über Projekte, Themen, Verfahren und Akteure der Stadtentwicklung bei. Die orts- und zeitunabhängige
Zugänglichkeit von Informationen und die Möglichkeit, diese mit webbasierten Hilfsmitteln zu erstellen
und aufzubereiten, macht es Nicht-Fachleuten aus der Zivilgesellschaft wesentlich leichter, auf Augen-
höhe mit den zuständigen Fachleuten zu debattieren.

• Potenziell vielgestaltiger Diskurs: Die leichte Zugänglichkeit webbasierter Medien führt zu einer po-
tenziell besser informierten Öffentlichkeit und erleichtert die Äußerung alternativer Sichtweisen zu Pro-
jekten, Themen und Verfahren der Stadtentwicklung. Die verfügbaren Informationen über Projekte oder
Akteure werden durch die Nutzung webbasierter Medien als Publikationsmöglichkeit vielgestaltiger und
erschweren die Kontrolle eines einheitlichen Erscheinungsbildes von Projekten der Stadtentwicklung in
der Öffentlichkeit.

• Neue Intermediäre treten auf: Die zu beobachtenden neuen Intermediäre sind als Akteure zu betrach-
ten, die die Governance der Stadtentwicklung verändern. Selbst wenn sie sich „inhaltlich neutral“ verhal-
ten, beeinflussen sie durch die Strukturierung von Verfahren und durch die Medienlogik der jeweils ein-
gesetzten Instrumente die Beteiligungsprozesse. Welchen konkreten Einfluss die Gestaltung und Mode-
ration von webbasierten Plattformen durch neue Intermediäre auf politische Prozesse nehmen, ist eine
wichtige Frage für die Zukunft.

• Höhere Geschwindigkeit der Kommunikation: Der Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwick-
lung hat eine höhere Geschwindigkeit in der Kommunikation zur Folge. Alle Akteure, die den Verlauf ei-

Kurzfassung BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

      

 

      
         

          
          

      
           

    
            

       
     

          
             

            
           

             
  

         

            
             

          
               

              
        

        

             
             

      

            
           

             
          

         
             

          
           

   

            
               

            
             

             

9 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

ner öffentlichen Debatte über ein Stadtentwicklungsprojekt oder -thema mitverfolgen und beeinflussen 
wollen, werden sich dieser Geschwindigkeit nicht entziehen können. 

• Öffentliche Verwaltung braucht Web-Kompetenzen: Um Debatten in webbasierten Medien selbst ge-
stalten oder zumindest mitgestalten zu können, benötigen alle Akteure, die diese Medien nutzen eine
gewisse Kompetenz – sowohl hinsichtlich der technischen Voraussetzungen der Nutzung als auch der
Besonderheiten der Kommunikation in diesen Formaten. Besonders in öffentlichen Verwaltungen sind
diese Kompetenzen nicht unbedingt gegeben.

• Die Unsichtbaren bleiben unsichtbar: Wie die Offline-Beteiligung ist auch die Online-Beteiligung sozi-
al selektiv. Menschen mit geringen Bildungsabschlüssen, geringen Einkommen oder mit Migrationshin-
tergrund beteiligen sich auch online seltener an Verfahren der Stadtentwicklung – unabhängig davon, ob
sie von Kommunen oder von Initiativen der Zivilgesellschaft angestoßen werden.

• Der Schatten der Hierarchie: Der Einsatz webbasierter Medien führt in den Bereichen Information,
Konsultation und Kooperation zu einer potenziellen Erweiterung der einbezogenen Akteure. Dies gilt un-
abhängig von top-down oder bottom-up initiierten Prozessen. Eine Erweiterung des Akteurskreises bei
Entscheidungen war im Rahmen der Untersuchung durch den Einsatz webbasierter Medien nicht zu be-
obachten.

Handlungsempfehlungen zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung 

Für eine sinnvolle Nutzung webbasierter Medien in der Stadtentwicklung erscheint es unerlässlich, kommunale 
Strategien zum Umgang mit dem Thema der digitalen Teilhabe unter Einbeziehung aller relevanten Akteure zu 
entwickeln. Dazu sind zunächst Ziele festzulegen, die durch den Einsatz webbasierter Medien erreicht werden 
sollen, und darauf aufbauend Mittel auszuwählen, die zur Zielerreichung beitragen. Dabei ist zu klären, in wel-
chem Umfang und in welcher Form webbasierte Medien zur Transparenz über Pläne, Verfahren und Entschei-
dungen beitragen können und welche Rolle das Feedback von anderen Akteuren spielen soll. Im Rahmen der 
vorhandenen Ressourcen ist zu entscheiden, wie crossmediale Ansätze eingesetzt werden. 

Für diese Aufgabe der Zielfestlegung und Mittelauswahl sind die technischen und kommunikativen Kompetenzen 
im Umgang mit webbasierten Medien bei den Akteuren der Stadtentwicklung auszuweiten, um ihre Einsatzmög-
lichkeiten überhaupt einschätzen zu können. 

Die netzwerkartig und hierarchiefrei wirkende Struktur insbesondere der Sozialen Medien führt bei ihrem Einsatz 
zum Eindruck von Augenhöhe zwischen den beteiligten Akteuren, die spätestens bei gesetzlich geregelten kom-
munalen Entscheidungen auf hoheitliche und hierarchische Formen trifft. Deshalb ist die Hierarchie hoheitlicher 
Entscheidungen klar zu vermitteln, um Missverständnisse in Beteiligungsprozessen zu vermeiden. 

Im Gegensatz zu klassischen Informationskanälen werden webbasierte Medien von vielen Nutzerinnen und Nut-
zern als ein Instrument zum Dialog wahrgenommen. Beim Einsatz dieser Instrumente wirkt ihre netzwerkartige, 
hierarchieferne Struktur auf die Organisation der kommunalen Verwaltung zurück. Die Verwaltungen sollten diese 
Wirkungen einer anderen Kommunikationskultur nicht abwehren, sondern aufnehmen und die eigene Organisati-
on in Richtung Open Government weiterentwickeln. 

Der Einsatz webbasierter Medien erfordert trotz möglicher Einsparungen durch digitale Automatisierung meist zu-
sätzliche Ressourcen. Neben der Ausstattung mit finanziellen Mitteln können der Bund und die Länder die Kommu-
nen durch die Entwicklung und den Betrieb übergreifender Plattformen unterstützen. Angebotene Basisdienste auf 
solchen Plattformen können den Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben helfen. Partizipationsplattformen, die 
bereits in der formalen wie informellen Bürgerbeteiligung eine Rolle spielen, sind hierfür Beispiele. 
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10 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Zivilgesellschaftliches Engagement in der Stadtentwicklung könnten Bund und Länder durch eine Förderung des 
digitalen Ehrenamtes weiterentwickeln. Direkte Förderungen und steuerliche Erleichterungen, Best-Practice-
Studien oder eine Ausweitung des freiwilligen sozialen Jahres digital könnten hier Impulse für eine Stadtentwick-
lung von unten geben. 

Für einen qualifizierten Austausch zwischen den Kommunen, die webbasierte Medien strategisch im Rahmen der 
Stadtentwicklung einsetzen, wäre neben einer finanziellen Unterstützung von Austauschformaten eine Bestands-
aufnahme zum Einsatz webbasierter Medien sowie ein laufendes Monitoring hilfreich. 
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11 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Summary  

Starting point: Web-based media open up new opportunities for participation 

In the past few years web-based media altered the communication between citizens, civil society, local politics 
and municipalities in the context of urban development. Websites or apps, social media platforms such as Twitter 
and Facebook or web-based collaboration platforms are increasingly used to inform about and discuss relevant 
projects regarding urban development policy. New e-participation procedures, that are not only initiated top-down 
by actors from local administrations and politics, but also bottom-up by civil society actors, were established in 
addition to the traditional forms of civic participation. Citizens are given new opportunities to participate in shaping 
their cities and influence state action. 

Aim of the study: Potentials and limits of the use of web-based media 

Within the framework of the BBSR-research cluster “smart cities” the study focuses on the use of web-based 
media in urban development in the context of civic participation and engagement. This study pursues basically 
three objectives: 

• Firstly, we will present an overview of the current usages of web-based media in urban development re-
garding participation and present the spectrum of forms of use and applications.

• Secondly, we will highlight and discuss potentials and limits of e-participation in terms of urban devel-
opment.

• Thirdly we will outline the effects of actor constellations, planning processes and possibilities to influ-
ence, that result from the use of web-based media in urban development.

Approach: Study of 40 examples of reference and eight case studies 

The study is based on the documentation of 40 examples of reference and the detailed analysis of eight case 
studies, in which web-based media was used for participation in urban development. They have been chosen 
according to certain criteria and with the objective to cover a wide range of web-based participation processes. 
Top-down as well as bottom-up projects have been considered. 

Concerning the 40 examples of reference we used internet search and conducted exploratory talks with experts. 
We also evaluated overviews of web-based media (e.g. competitions for e-participation). Regarding the eight 
case studies we conducted five to six expert interviews with selected decision makers and participants of the 
respective participation processes. We also analyzed relevant documents and the used (web-based) formats. In 
addition to the examples of reference and the case studies we analyzed the relevant scientific literature and or-
ganized a workshop with experts from science and practice on the reflection and immersion of the acquired in-
sights. 

The case studies were 

• the municipal participation process concerning the removal of an elevated road in Ludwigshafen (Lud-
wigshafen diskutiert),

• the use of web-based media in the binding urban land use planning in Schleswig-Holstein (BOB-SH),
• a participation process to create an urban vision for Potsdam (Potsdam weiterdenken),
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12 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

• a management of concerns of the city of Friedrichshafen (sag’s doch),
• a civil society initiative to discuss, improve and perform in public spaces in Munich (die urbanauten),
• a civic initiative to prevent the development of a new shopping mall in the inner city of Bonn (Viva

Viktoria!),
• an online petition to keep the basic building structure of a former industrial area in Kaiserslautern

(PFAFF erhalten – STADT gestalten) and
• the OK Lab (Open Knowledge Lab) Berlin for the development of applications based on open data.

Wide variety of the use of web-based media top-down as well as bottom-up 

The 40 examples of reference from cities and communities in Germany show that web-based media are used in 
many fields of urban development to enable participation in shaping local processes. The numerous procedures 
differ in terms of participating actors, aims, scope of content, spatial reference, permanence, amount of involve-
ment as well as the originality of its usage. Altogether we can distinguish the processes of e-participation in 
twelve types. Web-based media are used 

• for the realization of individual projects in urban development,
• for the qualification of sectoral planning,
• for the drafting of urban visions or master plans,
• for the improvement of living conditions in cities,
• for the optimization of municipal budgets, but also for financing projects by the civil society in form of

crowd-funding,
• for binding urban land use planning,
• for the management of concerns or the reduction of deficits in cities,
• for protests against certain plans of the municipality or against urban politics,
• for awareness-projects of the digital modern age, that refer to certain requests in an activist-performative

way,
• for (critical) reporting in blogs regarding city-districts or cities,
• for gathering and discussing ideas from the civil society to shape the city or district,
• for civic hacking on the basis of open data.

The handling of web-based media in urban development - Seven essential findings 

Analysing the eight case studies – and also the 40 examples of reference – we can deduct seven valuable 
findings regarding the use of web-based media in urban development: 

• Web-based participation processes in urban development are usual planned cross-medially, regardless
of whether they are initiated top-down by the public sector or bottom-up by the civil society. Online
elements such as participation platforms on the internet as well as offline formats such as traditional
town meetings are used and intertwined. Actors act cross-medially because they hope for a better
impact of participation and – with the digital divide in mind - would also like to reach those people who 
have difficulties using digital offers.

• Social media play an important role in urban development by now, as users can place contents
themselves and beyond that organize exchange. Regardless of whether a city administration uses web-
based media or not, there are reports and discussions on urban topics and projects online. However, it is
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13 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

more difficult for municipal administrations to use social media than it is for civil society groups. Due to 
their organisational structure and their hierarchical functioning they cannot be as present on the web as 
it might be helpful. Thus, civil society initiatives can reach a higher impact in the discussions of projects 
in urban development and thus influence decision-making more. 

• Public administrations are affected by legal rules in a different way than civil society groups. Stronger
regulations of the public sector limit the possibilities of using web-based media. In addition to a sensible
handling of data protection, procurement law and labour law should be mentioned. Private actors are
subject to legal rules, too, but within a less restrictive legal framework. They are not controlled by a
supervisory authority and they seem to be less self-critical regarding a precautionary investigation of
possible law violations.

• Closely connected to this aspect is the occurrence of new intermediary actors in processes of urban
development. They possess of the necessary know-how and the technical solutions for the organization
of cross medial participation and are paid to carry out such processes. These new intermediaries
influence the form of participative processes and results considerably, through their way of how they
develop and combine on-site and electronic formats or through the algorithms, that they contribute to
processes via their participation platforms.

• With the use of web-based media, new possibilities of creating transparency in urban development
processes occur. Data and information, petitions and comments or ways of editing and deciding can be
made accessible and visible via web-based media. This can contribute to the same level of information
and a better accountability of processes and enable citizens to act at eye-level with politics and
administrations. Trust in administrations and politics can be increased as well as the acceptance of
made decisions.

• The use of web-based media in urban development requires additional resources. In addition to
technical requirements and financial expenditures, specific know-how is needed. However, this is not a
given neither regarding public nor civil society actors. Technology and knowledge might have to be
purchased externally. When contracts are awarded to a third party, usually the new intermediary actors
provide their know-how, ranging from individual consulting and implementing of participation processes
by a technician or host to standardised online platforms, which create publicity or support its creation.

• Finally, the use of web-based media can increase efficiency simultaneously. The studied civil society
initiatives could not have reached as many people with their request without the use of web-based
media as they could by using them with a comparable effort. Regarding the proceedings in public
administrations there can be advantages in efficiency especially with standardised processes.
Concerning binding urban land use planning it became apparent that distributing information, collecting
statements and documenting the processes via web-based media could have been realized more
efficiently.
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14 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Conclusions for urban governance 

The use of web-based media is not without effect on the interaction of actors in urban development. The following 
assumptions can be formulated on the basis of the insights. 

• Growing possibilities of influence by the civil society: With the use of web-based media in urban
development, actors in the civil society gain more possibilities to influence processes in urban develop-
ment. They use web-based media more extensively than it is possible for administrations due to struc-
tural and organisational reasons. Thus, they can have a stronger influence on the public opinion and al-
so local political actors and their decisions.

• Mobilising actors: Thanks to the accessibility and range of coverage of web-based media, actors from
the civil society as well as municipal administrations can reach more people in a short period of time,
than it would be possible without the use of web-based media. Informing as well as mobilising for possi-
ble courses of actions works better via these kinds of media than via offline formats alone.

• Information on equal terms: The use of web-based media enables a growth of information on projects,
issues, proceedings and actors in urban development. Location and time-independent accessibility of in-
formation and the increasing opportunities to create and process them with the use of web-based tools
make it possible and easier for non-experts from the civil society to communicate on equal terms with
responsible professionals.

• Potentially multi-form discourse: The easy accessibility of web-based media leads to a potentially
better informed public and facilitates the expression of alternative points of view concerning projects, is-
sues and procedures in urban development. Available information on projects or actors are becoming
multi-facetted by using web-based media as a possibility of publication and make it harder to control a
uniform appearance of these projects in the public.

• Appearance of new intermediaries: The new intermediaries, that structure the field of use of web-
based media, are to be regarded as actors that change the governance of urban development. Even if
they act “neutrally in terms of content”, they are likely to influence participation processes through the
structuring of proceedings and the logic of the media of the respective tool. The specific impact of the
shaping and moderation of web-based platforms by new intermediaries on political processes is an im-
portant prospective question.

• High speed communication: The use of web-based media in urban development contributes to a
higher speed in communication. All actors, who want to follow the course of a public debate over an ur-
ban development project or issue or who want to influence it will not be able to evade that pace without
consequences.

• Public administration needs web competence: To shape or help shape debates in web-based media,
all public actors that use these media, need certain competences – in terms of technical predispositions
of the use as well as characteristics of communications in these formats. Especially within public admin-
istrations these competences are not necessarily given.

• The invisible stay invisible: Just like offline-participation, online-participation is socially selective. Peo-
ple with a lower level of education, low income or migration background participate less in processes of
urban development – regardless of whether they are triggered by municipalities or initiatives from the
civil society.

• In hierarchy’s shade: The use of web-based media potentially enlarges the range of actors in the areas
of information, consultation and cooperation. This applies regardless of whether you consider top-down
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15 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

or bottom-up processes. However, an enlargement of the circle of actors through the use of web-based 
media regarding decision making, has not been observed in this study. 

Recommended actions regarding the use of web-based media in urban development 

To use web-based media in urban development in an appropriate manner, it seems essential to develop 
municipal strategies regarding the handling of e-participation including all relevant actors. Therefore, objectives 
that are to be accomplished through the use of web-based media need to be set and means that help to achieve 
these goals need to be selected. In this process it needs to be clarified to what extent and how web-based media 
can contribute to the transparency of plans and projects, procedures and decision-making and what role feedback 
of other actors should play. In line with available resources it has to be decided how cross medial approaches are 
to be used. 

For this task of determining the goals and choosing the means, technical and communicational skills of the actors 
in urban development have to be expanded, to even be able to assess the variety of uses. 

The structure of social media that seems to be organized as a network and without any hierarchic constraints, 
leads to the impression of the participating actors being on equal terms until they encounter with sovereign 
hierarchical forms when it comes to legal binding municipal decisions. For this reason the hierarchy of sovereign 
decision-making needs to be communicated clearly to avoid misunderstandings in participation processes. 

Contrary to traditional information channels web-based media are regarded as a tool of dialogue by many users. 
Using these instruments the organization as a network and the structure without hierarchy reflect upon the organ-
ization of the municipal administration. Administrations should not repulse the effect of a different culture of com-
munication, but include it and develop their own organization towards open government. 

In spite of possible savings, the use of web-based media usually requires additional resources. In addition to the 
monetary endowment the Federal level (Bund) and the States (Länder) can support the municipalities by develop-
ing and maintaining comprehensive platforms. Basic services that are offered on those platforms may help com-
munities in performing their tasks. Platforms of participation that already play parts in formal as well as informal 
civic participation, are examples. 

The Federal level and the States could enhance civic engagement in urban development through supporting 
digital volunteering. Direct promotion and tax breaks, best-practice studies or a broadening of the voluntary social 
digital year could be stimulating for bottom-up urban development. 

In addition to the financial support of formats of exchange, an overview regarding the use of web-based media as 
well as ongoing monitoring would be helpful for a qualified exchange between municipalities that use web-based 
media in urban development strategically. 
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16 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

1. Webbasierte  Medien  in  der  Stadtentwicklung:  Ausgangspunkte 
Mit der jüngsten Änderung des Baugesetzbuches (BauGB) ist seit Mai 2017 die zusätzliche Nutzung des Inter-
nets jetzt auch verbindlich für die Öffentlichkeitsbeteiligung in der Bauleitplanung vorgesehen (§ 4a Absatz 4 
BauGB). Die auszulegenden Unterlagen müssen etwa über das Internetportal der Gemeinde für die Öffentlichkeit 
auffindbar und abrufbar sein. Darüber hinaus sind sie zukünftig über ein zentrales Internetportal des Landes 
zugänglich zu machen. Eine bloß ergänzende Nutzung elektronischer Kommunikationstechnologien reicht in der 
formalen Öffentlichkeitsbeteiligung der Bauleitplanung zukünftig also nicht mehr. In der Begründung zum Gesetz-
entwurf weist der Gesetzgeber selbst allerdings darauf hin, dass die neue Regelung die schon vielfach bestehen-
de Praxis in den Kommunen aufgreift und keinen zusätzlichen Erfüllungsaufwand für sie bedeuten würde (Bun-
desregierung 2016). 

Die öffentlichen Akteure aus Städten und Gemeinden nutzen die neuen digitalen Technologien jedoch heute nicht 
nur beim formalen Beteiligungsverfahren im Rahmen der Bauleitplanung. Auch in vielen anderen Aufgabenberei-
chen werden mittlerweile webbasierte Beteiligungsangebote bereitgestellt, um Bürgerinnen und Bürger in lokale 
Planungsprozesse einzubeziehen. In einer bundesweiten Umfrage gaben 2015 fast die Hälfte aller Landkreise 
sowie Städte und Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern an, die Möglichkeiten einer digitalen Bürgerbetei-
ligung zur Gestaltung der kommunalen Politik zu nutzen (PwC/GIUB 2015, S. 30). Auch eine vom NRW-
Fortschrittskolleg „Online-Partizipation“ durchgeführte Befragung aller 396 Städte und Gemeinden sowie der 
Kreise in Nordrhein-Westfalen ergab, dass rund ein Drittel der Kommunen Ende 2016 bereits Erfahrungen mit 
Online-Bürgerbeteiligung gesammelt hat. Doch nicht nur die öffentliche Hand nutzt die neuen Möglichkeiten der 
webbasierten Medien für die Einbindung der Bürgerschaft in Fragen der Stadtentwicklung. Auch beim bürger-
schaftlichen Engagement kommen heute die neuen Medien in vielerlei Weise zum Einsatz, um sich über lokale 
Gestaltungsprozesse auszutauschen und eigene Projekte und Aktionen zu initiieren. 

Im Rahmen des BBSR-Forschungsclusters „Smart Cities“ 1 untersucht die vorliegende Studie die Nutzung web-
basierter Medien in der Stadtentwicklung im Bereich der Bürgerbeteiligung und des Bürgerengagements. Leitend 
für die inhaltliche Auseinandersetzung sind hierbei folgende Beobachtungen und Entwicklungen: 

• Viele Bürgerinnen und Bürger sind immer weniger bereit, als bloße Adressaten von Informationen und
Entscheidungen der Stadtentwicklungspolitik zu fungieren. Dies äußert sich in einer wachsenden Zahl
an Einsprüchen und Widerständen gegen kommunale Planungen zum Ausbau der städtischen Infra-
struktur oder zur Umsetzung privatwirtschaftlicher Bauvorhaben (Marg et al. 2013; Matzig 2011). Bei
solchen Widerständen, die von Einzelpersonen oder zivilgesellschaftlichen Gruppen ausgehen, spielen
webbasierte Medien in Form von Eingaben, Beschwerden und Petitionen eine wichtige Rolle (Voss
2014, S. 11).

• Bürgerinnen und Bürger werden vermehrt selbst aktiv, Stadtentwicklungsprozesse und ihr persönliches
Lebensumfeld mitzugestalten (Willinger 2014; Rauterberg 2013). In einem neuen Selbstverständnis der
„Selbstermächtigung“ (Beck 2015) initiieren zivilgesellschaftliche Gruppen Projekte, ohne dass die
kommunale Politik oder die Verwaltung sie dazu aufgefordert hätte. Hierbei werden ebenfalls die web-
basierten Medien genutzt, um eigene Ideen zu diskutieren und umzusetzen. Zudem werden Hinweise,
Vorschläge oder Feedback unaufgefordert an die kommunalen Entscheidungsträger gerichtet, auch

1 Das Forschungscluster „Smart Cities“ des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) befasst sich in 
verschiedenen Forschungsprojekten mit den Auswirkungen des digitalen Wandels auf die Stadtentwicklung (BBSR 2015). 
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17 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

über die digitalen Kanäle. Dabei korrespondiert der Einsatz webbasierter Medien mit ungewöhnlichen 
Aktivitäten, Kampagnen oder Lobbying (Voss 2014, S. 11). Neue Formen eines „Mitmach-Urbanismus“ 
werden in der „Digitalmoderne“ möglich (Rauterberg 2013). 

• Kommunale Entscheidungsträger erkennen zunehmend dieses bürgerschaftliche Engagement für
Stadtentwicklung, das für sie von Nutzen sein könnte. Daraus resultieren vermehrt Beteiligungsprozes-
se, die von der kommunalen Politik und Verwaltung ausgehen und meist auf Information, Konsultation
oder Kooperation mit den Bürgern ausgerichtet sind. Es entstehen neue Formen einer kollaborativen
Zusammenarbeit, die weniger durch ein hierarchisches als vielmehr durch ein netzwerkartig orientiertes
Verhältnis zwischen den städtischen Akteuren und den Akteuren der Zivilgesellschaft charakterisiert
sind (Beck 2014). Staatliche Programme und Projekte zur Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments in den Kommunen wurden in den vergangenen Jahren in der Folge entwickelt und neu aufgesetzt
– etwa in Nordrhein-Westfalen das Programm „Initiative ergreifen“ (MBWSV 2016).

• Unabhängig von diesen drei Motivationen der Beteiligung und Teilhabe an Stadtentwicklungsprozessen
erwarten die Bürgerinnen und Bürger von den Initiatoren partizipativer Verfahren heute, dass sie zur In-
formation und Beteiligung (auch) neue webbasierte Kanäle anbieten – genauso, wie sie es längst selbst
tun, wenn sie stadtentwicklungsrelevante Angebote im Web aufbauen oder sich untereinander vernet-
zen (Brückner/Märker 2015; Märker 2015).

• Die vermehrte Nutzung webbasierter Medien verändert die Kommunikation zwischen den Bürgern, den
zivilgesellschaftlichen Akteuren, der kommunalen Politik und den Verwaltungen. Dies bleibt nicht ohne
Folgen für das Zusammenspiel der verschiedenen Akteure und für die Aushandlungsprozesse über
stadtentwicklungspolitische Themen. Die Motivationen, sich an Stadtentwicklungsprozessen zu beteili-
gen, und die neuen Möglichkeiten, die die webbasierten Medien an Information und Teilhabe bieten,
scheinen zu einem veränderten Rollenverständnis bei den Akteuren der Stadtentwicklung zu führen.
Dies geht einher mit einem erhöhten Maß an Wissen und Informationen, die heute durch die webbasier-
ten Medien allen Akteuren der Stadtentwicklung jederzeit an jedem Ort bereitgestellt werden.

• Die in den letzten Jahren zu verzeichnende Zunahme an digitalen Teilhabemöglichkeiten in der Stadt-
entwicklung hat in Wissenschaft und Praxis zu einer regen Debatte über die Reichweite, den Nutzen
und die Umsetzbarkeit solcher Partizipationsangebote geführt. Chancen und Möglichkeiten (etwa Erwei-
terung des Beteiligungskreises, bessere Ergebnisse, größere Transparenz, höhere Legitimität) genauso
wie Risiken und Herausforderungen (etwa elitäres Stimmungsbarometer, reflexhafte und unreflektierte
Partizipationskultur, fehlendes technologisches Wissen und Kapazitäten zur Umsetzung solcher Verfah-
ren) werden vielfach diskutiert. Vor allem bezogen auf die Reichweite von Online-Beteiligungen zeigt
sich bisher, dass sich diese quantitativ oftmals in Grenzen hält und eine größere Öffnung zu bislang un-
terrepräsentierten Bevölkerungsgruppen kaum erkennbar ist (z. B. Weiß 2013; Selle 2011; Albrecht
2010, HIIG 2014). Wie sich der Einsatz webbasierter Medien bei Teilhabeprozessen in der Stadtentwick-
lung auf Governance-Strukturen auswirkt, wird in der aktuellen Fachdiskussion kaum behandelt. Auch
fehlt derzeit noch ein systematischer bundesweiter Überblick zu typischen Einsatzfeldern webbasierter
Medien in der Stadtentwicklung.

• Die bisher angeführten Punkte verdeutlichen, dass es heute auch in der Stadtentwicklung keine Offline-
Welt mehr gibt. Ganz unabhängig davon, ob die städtische Planungsverwaltung On- oder Offline-
Veranstaltungen durchführt oder die Bürgerinitiative einen Facebook-Account hat oder nicht, ist die Welt
um sie herum vernetzt und kommuniziert mit webbasierten Medien – eben auch über die Projekte der
städtischen Planungsverwaltung oder die der Bürgerinitiative. Die Digitalisierung der Lebenswelt hat sich
über E-Mail, PC und Laptop, Handy und SMS zu Smartphone, Tablet, Web 2.0 und Social Media stetig
weiterentwickelt und ein Ende ist auch bei Smart Home, Smart City und Industrie 4.0 noch nicht abzu-
sehen. Unabhängig davon, ob man in dieser Entwicklung mehr Möglichkeiten oder Herausforderungen

Ausgangspunkte BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

     

 

 

   

         

             
        

          
      

           
      

         
              
      

       
  

        
             

          

         
        

             
         

     
    

            
              

           
            
              

  

          
           
           

              
            

              
    

           
                 

 

 
 

     

 
 

      
  

   

 
    

 

 
       

18 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

für die Stadtentwicklung entdeckt, schwindet die Chance, sich nicht mit der Digitalisierung auseinander-
zusetzen. 

Ziele der Studie 

Ausgehend von diesen Beobachtungen und Entwicklungen verfolgt die Studie im Wesentlichen drei Ziele: 

• Zum ersten soll in einer Bestandsaufnahme die derzeitige Nutzung webbasierter Medien in der Stadt-
entwicklung erfasst und das aktuelle Spektrum an Einsatzformen und Anwendungen dargestellt werden. 
Hierbei wird geklärt, zu welchen Zwecken öffentliche und zivilgesellschaftliche Akteure webbasierte Me-
dien einsetzen, um ihre Ziele in der Stadtentwicklung zu erreichen. 

• Zum zweiten sollen die Möglichkeiten, aber auch Grenzen von webbasierten Partizipationsprozessen in 
der Stadtentwicklung näher beleuchtet und diskutiert werden. 

• Zum dritten stehen die Auswirkungen auf die städtische Governance im Fokus. Hier geht es besonders 
um mögliche Veränderungen im Kräftespiel der Akteure, die an der Stadtentwicklung beteiligt sind. So 
wird der Frage nachgegangen, ob durch die webbasierten Medien die zivilgesellschaftlichen Akteure 
neue Möglichkeiten der Gestaltung stadtentwicklungspolitischer Prozesse erhalten und sich die Beein-
flussung staatlichen Handelns ändert. 

In der Studie wird im Weiteren idealtypisch zwischen einer eher top-down initiierten Beteiligung durch Akteure 
aus der kommunalen Verwaltung und Politik auf der einen Seite und einer eher bottom-up initiierten Form der 
politischen Partizipation aus der Zivilgesellschaft auf der anderen Seite unterschieden. Die eher top-down gerich-
tete Bürgerbeteiligung dient der Vorbereitung und Qualifizierung demokratischer Entscheidungen in der Stadt-
entwicklung, die eher bottom-up gerichteten Prozesse haben ihre Wurzeln im Bürgerengagement und wollen 
(weitgehend unabhängig von städtischen Vorgaben) einen Beitrag zu lebenswerten Städten und Stadtquartieren 
leisten. Die beiden Perspektiven lassen sich in der Praxis häufig nicht eindeutig trennen. Mischformen entstehen 
etwa dadurch, dass die Initiative und die Organisation, die inhaltliche Mitwirkung, Moderation oder Aufbereitung 
von unterschiedlichen Akteuren geleistet werden. In der Studie erfolgt die Zuordnung der Beteiligungsvorhaben 
nach dem Initiator des jeweiligen Projekts. 

Mit der Untersuchung von top-down sowie von bottom-up initiierter Partizipation, in denen webbasierte Medien 
zum Einsatz kommen, weitet die Studie das klassische Verständnis von Bürgerbeteiligung aus, das eher auf 
einem top-down gerichteten Verständnis fußt. Es geht also nicht nur um die staatlich organisierte, institutionali-
sierte Bürgerbeteiligung, sondern auch um die politische Partizipation in Form eines bürgerschaftlichen Engage-
ments (siehe auch Voss 2014, S. 9). Beide Stränge werden unter dem Begriff der digitalen Teilhabe an der 
Stadtentwicklung zusammengefasst. 

Im Verhältnis von digitaler und analoger Teilhabe steht in der vorliegenden Studie der Umgang mit webbasierten 
Medien in der Stadtentwicklung im Vordergrund. Ihr Einsatz hat sich seit der Verbreitung des Internets in den 
späten 1990er Jahren und der Sozialen Medien in den vergangenen zehn Jahren rasant entwickelt. Auf webba-
sierte Medien kann über das Internet heute von verschiedenen Endgeräten mittels PC, Laptop, Tablet oder 
Smartphone jederzeit von jedem Ort aus zugegriffen werden. Unter webbasierte Medien fallen sowohl Websites 
als auch Apps, Social Media-Plattformen wie Twitter und Facebook, aber auch Kommunikationskanäle wie Skype 
oder webbasierte Kollaborationsplattformen wie beispielsweise Wikis. Dabei spielt das Internet als eine weltum-
spannende Kommunikationsinfrastruktur eine gesellschaftspolitisch entscheidende Rolle. Alle Arten von Daten – 
sei es Ton, Text, Bild oder Video – lassen sich im Internet zu geringen Kosten und mit hohem Verbreitungsgrad 
transportieren (Höffken 2015, S. 29). 
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Abbildung 1: Vorgehen im Forschungsprojekt 

Quelle: Eigener Entwurf 
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Zu unterscheiden ist zwischen 

• der direkten Kommunikation beziehungsweise dem gezielten und unmittelbaren Austausch von Informa-
tion zwischen einzelnen Nutzern und Nutzergruppen etwa durch eine E-Mail (einschließlich der Koordi-
nation und Organisation von Aktivitäten), 

• dem einseitigen Zugriff der Nutzer auf eine Fülle von Informationen im Netz („content“ etwa auf einer 
Homepage) und 

• der Verbreitung und dem Austausch von Inhalten, die die Nutzer inzwischen selbst produzieren und 
über spezielle Plattformen im Netz für alle Nutzer zum Dialog bereitstellen (Soziale Medien, „Web 2.0“). 

Im Gegensatz zu den konventionellen analogen Medien wie Print-Zeitungen oder Fernsehen erlauben webbasier-
te Medien eine dezentrale „many-to-many“ Kommunikation, die gerade Bürgerinnen und Bürger ermächtigt, nicht 
nur Empfänger, sondern auch Sender von Informationen zu werden. Diese neuen Möglichkeiten des Internets 
führen zu neuen Formen der politischen Teilhabe – und können zu einer Stärkung der Zivilgesellschaft beitragen. 

Vorgehensweise und Methoden 

Empirische Basis dieser Studie sind 40 Referenzbeispiele und acht Fallstudien, in denen webbasierte Medien in 
der Stadtentwicklung für Partizipation und Teilhabe eingesetzt wurden. Die Auswahl der Referenzbeispiele und 
Fallstudien erfolgte nach verschiedenen Kriterien und war von dem Ziel geleitet, ein möglichst breites Spektrum 
an webbasierten Partizipationsprozessen abzudecken. Hierbei wurden sowohl top-down als auch bottom-up 
initiierte Projekte berücksichtigt. 

Zu den 40 Referenzbeispielen wurden Internetrecherchen und sondierende Gespräche mit Experten durchgeführt 
sowie Synopsen (z. B. Wettbewerbe für webbasierte Partizipation) ausgewertet, in den acht Fallstudien wurden 
jeweils fünf bis sechs Interviews mit ausgewählten Entscheidungsträgern und einzelnen Beteiligten in den jeweili-
gen Partizipationsprozessen geführt sowie relevante Dokumente und die eingesetzten (webbasierten) Formate 
analysiert. Ergänzend zu den Referenzbeispielen und Fallstudien wurde die einschlägige Fachliteratur ausgewer-
tet sowie ein Workshop mit Experten aus Wissenschaft und Praxis zur Reflexion und Vertiefung der gewonnenen 
Erkenntnisse durchgeführt (siehe Abbildung 1). 
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20 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

2. Vielfalt  bei d er  digitalen  Teilhabe  
Die ersten Bürgerbeteiligungsverfahren in der Stadtentwicklung, die in Deutschland mit webbasierten Medien 
durchgeführt wurden, stammen bereits aus den späten 1990er Jahren. Eine moderierte Online-Beteiligung der 
Planung eines Neubaugebietes in der Bundesstadt Bonn im Jahr 1998 gilt als eines der ersten Verfahren dieser 
Art in Deutschland (Brückner/Märker 2015). Seitdem sind sukzessive zahlreiche Möglichkeiten der digitalen Teil-
habe auf der kommunalen Ebene entstanden, die sich heute durch eine große Vielfalt auszeichnen. Sie unter-
scheiden sich nicht ausschließlich, aber in erster Linie hinsichtlich 

• der Akteure, die sie initiieren, durchführen und verantworten,
• der Ziele,
• der inhaltlichen Reichweite,
• des räumlichen Bezugs,
• der Dauerhaftigkeit,
• des Mitwirkungsgrades sowie
• der Originalität.

An dieser Stelle sollen auf Grundlage der 40 recherchierten Referenzbeispiele2 aus deutschen Stadtregionen, 
Städten und Gemeinden die Verfahren der digitalen Teilhabe anhand der genannten Kriterien näher charakteri-
siert werden, um anschließend eine Typisierung der Verfahren vorzunehmen. Sie zeigt im Ergebnis ein breites 
Spektrum aktueller Nutzungen und Anwendungsformen webbasierter Medien in der Stadtentwicklung. 

2.1 Akteure 

Die Referenzbeispiele verdeutlichen, dass digitale Teilhabe an der Stadtentwicklung zum einen von den kommu-
nalen Verwaltungen initiiert und durchgeführt wird, um ganz unterschiedliche Vorhaben zu planen und umzuset-
zen. Zum anderen werden verschiedene Formate der digitalen Teilhabe inzwischen aber auch von bürgerschaft-
lichen Gruppen eingesetzt und in eigener Regie betrieben, um sich über die eigene Stadt oder das Wohnviertel 
auszutauschen, das persönliche Lebensumfeld zu gestalten oder um sich mit seinen Interessen in die jeweilige 
Stadtentwicklungspolitik einzumischen. 

In den verschiedenen Phasen eines Teilhabeprozesses ist diese Dichotomie zwischen top-down- und bottom-up-
Verfahren jedoch nicht immer ganz eindeutig und trennscharf. Mediatoren, Forschungs- und Beratungsinstitute 
werden beim Einsatz webbasierter Medien eingeschaltet und vermitteln als neue Akteure in einem hybriden Feld 
zwischen der Bürgerschaft, der planenden Verwaltung und in einigen Fällen auch der privaten Projektentwick-
lung. Der Leitbildprozess Potsdam weiterdenken oder das Beteiligungsverfahren Ludwigshafen diskutiert zum 
Umbau einer Hochstraße sind zwei Beispiele, die von den Stadtverwaltungen angestoßen wurden und in denen 
die Mediatoren eine wichtige Rolle bei der Gestaltung der Diskussionsprozesse spielen, die beiden Informations-
und Diskussionsplattformen Urbanophil oder openBerlin sind hingegen zwei Beispiele, bei denen die Initiatoren 
aus einem forschungsnahen Kontext stammen. 

Diese, aber auch weitere Referenzbeispiele zeigen, dass das alte bipolare Bild „Bürger vs. Kommune“ heute 
durch vielfältige komplexe Bezüge gekennzeichnet ist (Selle 2013, S. 73). Einige Beispiele deuten darauf hin, 

2 Die 40 Referenzbeispiele sind in einem gesonderten Dokument jeweils in kurzen Steckbriefen aufbereitet. Die acht Fallstu-
dien sind in einem gesonderten Dokument ausführlich dargestellt. 
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21 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

dass sich generell das „hoheitliche Rollenverständnis“ in der Stadtentwicklung beginnt aufzulösen und stellenwei-
se bereits in einem „partnerschaftlichen Umgang mit der Stadtgesellschaft“ auf „gleicher Augenhöhe“ agiert wird 
(a.a.O.). Dies bedeutet nicht zwangsläufig, dass diese Verhältnisse konfliktfrei sein müssen. Eine einfache top-
down- beziehungsweise bottom-up-Teilhabe ist deshalb heute in der stadtentwicklungspolitischen Realität in 
Teilen des Prozesses durch eine neue Interdependenz zwischen den verschiedenen Akteuren gekennzeichnet 
(a.a.O., S. 81). Unabhängig davon, ob es sich eher um eine top-down oder bottom-up-Perspektive handelt, sind 
bei allen Verfahren die Initiatoren, die Durchführenden und die Beteiligten zu unterscheiden. 

Lange Zeit wurde Stadtentwicklungsplanung als eine eindeutig hoheitliche Aufgabe wahrgenommen. Heute 
beschäftigen sich neben Projektentwicklern zunehmend auch Akteure der Zivilgesellschaft mit planerischen 
Vorstellungen zur Stadt. Hinzu kommen weitere privatwirtschaftliche Akteure, die als Kooperationspartner von 
Kommunen oder als Teilnehmer in Forschungsprojekten agieren. Die Projekte Digitale Dörfer, Mit-Mach-Stadt-
Brandis und Flashpoll sind hier drei Beispiele, die aus dem Spektrum der 40 Referenzbeispiele stammen. 
Öffentliche und zivilgesellschaftliche Akteure bedienen sich jeweils der Firmen, die die Online-Verfahren er-
möglichen oder Soziale Medien bereitstellen und die dabei nicht ohne Einfluss auf die Ausgestaltung der 
Kommunikationsprozesse sind. Damit werden diese Firmen etwa bei der Entwicklung des Masterplan Offen-
bach oder der Perspektive München für die Akteure der planenden Verwaltung zu wichtigen intermediären 
Akteuren in den Beteiligungsprozessen. 

2.2 Ziele 

Projekte der digitalen Teilhabe verfolgen meist unterschiedliche Zielsetzungen. Ein Teil der bottom-up initiierten 
Verfahren ist ausdrücklich gegen die Umsetzung städtischer oder auch privatwirtschaftlich motivierter Projekte 
gerichtet, andere, durchaus auch bottom-up initiierte Verfahren, sind hingegen konstruktiv an der Umsetzung von 
Zielen orientiert, die zu den Interessen der städtischen Entscheidungsträger passen und diese sogar unterstützen 
können. Die zivilgesellschaftlichen Initiativen entstehen meist unabhängig von den Aktivitäten der städtischen 
Politik und sind den Strömungen einer „informellen Stadtentwicklung“ (Willinger 2014) beziehungsweise einer 
„Stadt der Digitalmoderne“ (Rauterberg 2013) zuzuordnen. In den Projekten der digitalen Teilhabe, die bottom-up 
initiiert sind, sind also gegenläufige Zielsetzungen zu den Aktivitäten der öffentlichen Hand ebenso zu beobach-
ten wie gleichgerichtete Zielsetzungen. 

Prozesse der digitalen Teilhabe lassen sich weiterhin darin unterscheiden, welche Rolle die beteiligten Perso-
nen in dem Prozess einnehmen und mit welchem Selbstverständnis sie an den webbasierten Verfahren teil-
nehmen. Idealtypisch ist hier zwischen der zielgerichteten Gestaltung und der alltäglichen Nutzung der städti-
schen Räume zu differenzieren. Zum einen geht es in den Verfahren um die bewusste Ausformung der Stadt 
oder einzelner Stadtteile mit einem meist professionellen Hintergrund, zum anderen um eine Erleichterung im 
alltäglichen Zusammenleben der Bürger, das nicht ausdrücklich und intentional auf Aspekte der Stadtentwick-
lung ausgerichtet ist. 

In dem Projekt stehen eher die Online-Verfahren zur Gestaltung, also zur Produktion und Herstellung von Stadt 
im Fokus, sei es durch übergeordnete gesamtstädtische Konzepte wie etwa in den Beispielen aus Potsdam oder 
Offenbach, in denen Leitlinien für die Stadtentwicklung festgelegt werden, sei es durch die Planungen zur Umge-
staltung eines einzelnen Stadtquartiers wie etwa in Bonn oder in Hannover. Konkreter als die Entwicklung von 
Leitbildern oder die Umgestaltung ganzer Stadtquartiere ist ein Online-Beteiligungsverfahren einer Einzelmaß-
nahme wie der Rückbau einer Hochstraße mit der anschließenden Neugestaltung dieses Verkehrsraumes in 
Ludwigshafen. 
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22 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Projekte der digitalen Teilhabe, die das Zusammenleben im Alltag der Stadt erleichtern wollen, sind etwa Nach-
barschaftsprojekte. Hier geht es mehr um Vernetzungen und den Austausch von Unterstützungsleistungen in der 
Nachbarschaft über digitale Plattformen – auch wenn Verbesserungen der realen sozialen Verbindungen inner-
halb eines Quartiers als ein Ziel dieser Initiativen genannt werden. Projekte wie die Radwende in Wiesbaden 
nutzen den Einsatz webbasierter Medien, um in künstlerischer Form auf stadtentwicklungspolitische Ziele im 
Bereich Verkehr und Mobilität hinzuweisen, die eher in einer Verhaltensänderung liegen als in einer baulichen 
Umgestaltung städtischer Räume. Mit einer vergleichbaren Zielsetzung nutzen andere Projekte wie Critical Mass 
in Form einer kollektiven Fahrradfahrt die webbasierten Medien, um Aktionen im öffentlichen Raum zu organisie-
ren und dadurch phantasievoll auf Missstände in der städtischen Verkehrspolitik hinzuweisen. Andere Projekte 
wiederum nutzen die webbasierten Medien, um in Foren über städtische Themen konstruktiv zu debattieren und 
Impulse für lokale Entwicklungsprozesse zu geben. 

Projekte der digitalen Teilhabe, die gegen die Zielsetzungen der Kommunen gerichtet sind, bedienen sich unter-
schiedlicher Formate, um ihren Protest mithilfe der webbasierten Verfahren zu artikulieren. Online-Petitionen wie 
beim PFAFF-Areal in Kaiserslautern kommen ebenso zum Einsatz wie phantasievolle Formen, die den Charakter 
von Demonstrationen haben. Dazu gehören etwa die bereits eben genannten Fahrradfahrten der Critical Mass, 
zu denen über die sozialen Netzwerke eingeladen und die für die anderen Verkehrsteilnehmer überraschend 
durchgeführt werden, aber auch Aktionen wie der Aufruf zu Flashmobs. Top-down gerichtete Beteiligungsverfah-
ren wollen Bürgerinnen und Bürger über geplante Vorhaben informieren, um Akzeptanz für Projekte wie den 
Rückbau einer Hochstraße in Ludwigshafen herzustellen, sie wollen das örtliche Wissen der Bürgerschaft nutzen, 
um etwa die Radverkehrsplanung im Projekt Radfahren in Berlin zu qualifizieren, oder sie wollen die Bürgermei-
nung möglichst gut kennenlernen, um diese etwa bei ihren Entscheidungen über die Verteilung von Haushaltsmit-
teln zu berücksichtigen. 

2.3 Inhaltliche Reichweite 

Weiterhin können die Verfahren der digitalen Teilhabe in ihrer inhaltlichen Reichweite unterschieden werden. So 
werden sie in Projekten eingesetzt, die sich ganzheitlich auf alle Aspekte der Stadtentwicklung beziehen. Dazu 
gehören insbesondere Leitbildprozesse wie etwa das Beteiligungsverfahren München MitDenken, das zur Fort-
schreibung des bereits seit längerem bestehenden Stadtentwicklungskonzepts „Perspektive München“ vom Refe-
rat für Stadtplanung und Bauordnung in München durchgeführt wurde. Ebenso gehört das Beteiligungsverfahren 
zum Masterplan Offenbach hierzu, in dem die Stadtverwaltung gemeinsam mit einem wirtschaftsnahen Verein 
einen solchen Prozess zur strategischen Entwicklung der Stadt für die kommenden 15 Jahre durchgeführt hat. 
Eine besondere Form der Online-Beteiligung hat es bei einem vergleichbaren städtisch initiierten Leitbildprojekt in 
Potsdam gegeben, bei dem die Bürger beim Verfassen des Textes zum Leitbild Potsdam weiterdenken über die 
digitale Beteiligungsplattform unmittelbar mitarbeiten konnten. 

Ganzheitlich ausgerichtet sind aber auch Diskussionsprozesse, die aus der Zivilgesellschaft angestoßen und 
moderiert werden. Dazu gehört beispielsweise das Projekt Nexthamburg, das webbasierte Medien nutzt, um zu 
einer gemeinschaftlichen Stadtentwicklung zu kommen. Hier wurde eine Bürgervision in Form von Zukunftsbil-
dern und Szenarien entwickelt (Petrin 2012). Auch in Berlin sind zivilgesellschaftlich initiierte Diskussionsplattfor-
men wie openBerlin oder Urbanophil auf den Austausch und die Vernetzung der Öffentlichkeit ausgerichtet, um 
online in allgemeiner, aber umfassender Form Stadtentwicklungsthemen zu debattieren. Einen ähnlichen Charak-
ter hat das Projekt Frankfurt gestalten, in dem eine private Initiative auf einer digitalen Plattform Ideen zur Stadt-
entwicklung sammelt, wie es eher eine Aufgabe der Stadtverwaltung wäre. 
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23 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Im Gegensatz zu den ganzheitlich ausgerichteten Ansätzen, die umfassend alle Aspekte der Stadtentwicklung 
thematisieren, beschränken sich andere digitale Verfahren auf bestimmte Bereiche, so etwa jene zur kommuna-
len Haushaltsplanung oder des Crowdfundings. Inhaltlich sind sie aber dennoch breiter angelegt als die Verfah-
ren, die sich nur auf einzelne thematische Felder beziehen, also sektoral ausgerichtet sind. Verkehrsprojekte wie 
etwa der Radständer für die Nordstadt in Nürnberg oder Umweltprojekte wie der Dialog Luft und Lärm in der 
Stadt in Leipzig sind sektoral angelegt und haben keinen ganzheitlichen Anspruch. Für diesen Typ der themen-
spezifisch ausgerichteten Beteiligungsprojekte gibt es auch bürgerschaftlich motivierte und verantwortete Vorha-
ben, deren Ergebnisse für die Organisation des Alltagslebens in einer Stadt beziehungsweise für die Stadtpla-
nung hilfreich sein können. Dazu gehört im Verkehrssektor etwa das Projekt Wheelmap, bei dem ein gemeinnüt-
ziger Verein Informationen für mobilitätseingeschränkte Personen sammelt und dadurch das Alltagsleben dieses 
Personenkreises erleichtert. Sowohl die top-down- als auch die bottom-up-Projekte der digitalen Teilhabe zur 
Stadtentwicklung unterscheiden sich also deutlich hinsichtlich ihrer inhaltlichen Reichweite. 

2.4 Räumlicher Bezug 

Die Projekte der digitalen Teilhabe unterscheiden sich ebenfalls in ihrem räumlichen Wirkungsbereich. Einzelne 
Projekte beziehen sich ausdrücklich auf das gesamte Stadtgebiet, andere Projekte wiederum auf städtische Teil-
räume oder nur auf bestimmte Mikrostandorte. Im Projekt Zukunftsbild Region Hannover 2025 geht es sogar um 
eine gesamte Region mit 21 Städten und Gemeinden. Hier konnte im Rahmen einer Online-Beteiligung zur Auf-
stellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes beigetragen werden. 

Neben den bereits erwähnten Leitbildprozessen für gesamtstädtische Entwicklungen (siehe Abschnitt 2.3) ist 
etwa die Standortsuche für ein neues Konferenzzentrum in Heidelberg ebenfalls auf die Gesamtstadt ausgerich-
tet, um dann allerdings in dem Beteiligungsverfahren einen konkreten Standort für die Ansiedlung des Zentrums 
im Stadtgebiet von Heidelberg zu identifizieren. Andere Beteiligungsverfahren sind von vornherein klar auf aus-
gewählte städtische Quartiere fokussiert, etwa die Ideengenerierung für die zukünftige Entwicklung des ehemali-
gen Industrieareals der Firma Continental in Hannover (Wasserstadt Limmer) oder der Protest gegen den Umbau 
eines innerstädtischen Baublocks zu einem Einkaufszentrum in Bonn (Viva Viktoria!). Die Suche nach dem neuen 
Konferenzzentrum Heidelberg oder die Ideenentwicklung zur Wasserstadt Limmer in Hannover sind eher top-
down von den Städten initiiert, während die Thematisierung der Entwicklung von Stadtquartieren wie etwa im Fall 
des Viktoriakarrees in Bonn auch bottom-up durch bürgerschaftliche Initiativen erfolgen kann. In diesem Fall 
wurde dann zu einem späteren Zeitpunkt auch ein städtischer Beteiligungsprozess gestartet. 

Beim räumlichen Bezug gibt es bei den zivilgesellschaftlichen Projekten noch eine Besonderheit. So agieren 
einzelne Initiativen sogar weltweit, doch beziehen sich ihre Mitmach-Aktivitäten recht punktuell auf einzelne Orte 
in den Städten. Zu diesem Typ von Projekten gehört beispielsweise der Park(ing)Day, der auf die temporäre 
Nutzung einzelner Parkbuchten zielt. In vielen Städten der Welt werden diese Parkflächen für einen bestimmten 
Tag in eine Grünfläche verwandelt, um damit auf alternative Nutzungen der öffentlichen Räume aufmerksam zu 
machen und ein Kollektivgefühl unter den Aktivisten zu erzeugen. Die webbasierten Medien tragen hier wesent-
lich zur schnellen und weltweiten Verbreitung dieser Ideen bei (Rauterberg 2013, S. 104f.). 

2.5 Dauerhaftigkeit 

Ein weiteres Unterscheidungskriterium bei den Verfahren der digitalen Teilhabe ist ihre Dauerhaftigkeit. Vielfach 
sind diese Verfahren auf die Erarbeitung der jeweiligen Pläne oder für die Durchführung bestimmter Aktionen 
zeitlich befristet. Dies gilt sowohl für die top-down als auch für die bottom-up verantworteten Verfahren, wobei die 
Grenzen zwischen temporärer Mitwirkung und einer dauerhaften Information und Dokumentation hier fließend 
sind. 
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So ist etwa eine interaktive Beteiligungsplattform zum Leitbildprozess in München nach der Aufstellung des ge-
samtstädtischen Konzepts geschlossen worden und wird jetzt nur noch als Informations- und Dokumentations-
medium genutzt. Ein sicherlich wünschenswerter kontinuierlicher Dialog zwischen der Planungsverwaltung und 
den Bürgern der Stadt findet aufgrund des Projektcharakters in diesem Prozess nicht mehr statt. Dieses gilt in 
gleicher Weise für den Umbau einer Hochstraße in Ludwigshafen. Hier war in den verschiedenen Planungspha-
sen jeweils temporär die Beteiligung über die webbasierten Medien möglich, doch hat nach Abschluss der jewei-
ligen Verfahrensschritte kein Online-Dialog mehr stattgefunden. Dies ist gut nachvollziehbar und ebenso erforder-
lich, weil in einem solchen Projekt Entscheidungen für den Umgang mit der Hochstraße getroffen werden müs-
sen, die nicht immer wieder aufs Neue infrage gestellt werden können. Unabhängig davon, ob es nun um die 
Erstellung eines übergreifenden Plans oder um die Umsetzung einer konkreten baulichen Maßnahme geht, führt 
jeweils der Projektcharakter hier zu einer zeitlichen Befristung der Online-Beteiligung. 

Andere Plattformen sind hingegen stärker auf Dauer angelegt. Im Projekt BOB-SH geht es beispielsweise um 
eine Online-Plattform, die für ein ganzes Bundesland einheitlich webbasierte Beteiligungsmöglichkeiten in Bau-
leitplanverfahren sicherstellen will. Im Rahmen der gesetzlich festgelegten Fristen können über diese Plattform 
Stellungnahmen zu den laufenden Bauleitplanverfahren in einzelnen Städten und Gemeinden Schleswig-
Holsteins online eingereicht werden. Dies ist weiterführend als die bloße Information über die Aufstellung von 
Bebauungsplänen im Internet, die es nicht nur im niedersächsischen Lingen an der Ems, sondern auch in vielen 
anderen Städten in Deutschland bereits gibt. Plattformen wie sag’s doch in Friedrichshafen, über die Bürgerinnen 
und Bürger ihre Ideen, Anliegen oder Hinweise zu Mängeln in der städtischen Infrastruktur an die Verwaltung 
direkt online melden können, stellen ebenfalls ein kontinuierliches Angebot dar, um die Bevölkerung vor Ort dau-
erhaft bei der Gestaltung des lokalen Umfelds einzubeziehen. 

Auch Verfahren der digitalen Teilhabe, die aus der Zivilgesellschaft stammen, können temporär oder zeitlich 
unbefristet angelegt sein. Frankfurt gestalten existiert beispielsweise bereits seit über sieben Jahren und ermög-
licht seitdem den Einblick in die städtischen Ratsinformationsdokumente oder den Austausch von Ideen für die 
Stadtentwicklung. Zivilgesellschaftliche Initiativen wie die urbanauten in München engagieren sich ebenfalls 
schon seit über zehn Jahren für die öffentlichen Räume in ihrer Stadt, wobei sie die webbasierten Medien immer 
wieder für die Durchführung zeitlich befristeter Aktionen nutzen, um dadurch auf ihre Ziele zur Stadtentwicklung 
aufmerksam zu machen. Der Open Data Hackathon in Freiburg, der inzwischen schon drei Mal stattgefunden 
hat, ist hingegen von vornherein temporär angelegt und auf nur einen einzigen Tag begrenzt. Bei diesen Zusam-
mentreffen wurden unter Nutzung von Open Data neue App-Anwendungen gemeinsam programmiert, die zur 
Erleichterung des Alltagslebens in der Stadt Freiburg beitragen können (Höffken et al. 2017). 

2.6 Mitwirkungsgrad 

Eine nächste Unterscheidung ist die Reichweite bei der Mitwirkung der Beteiligten. Auch wenn sich die Diskussi-
on gegenüber dem klassischen Stufenmodell der US-amerikanischen Planerin Sherry Arnstein aus den 1960er 
Jahren weiterentwickelt hat (Selle 2013, 69 ff.), soll der Grundgedanke der unterschiedlichen Intensität der Betei-
ligung als Unterscheidungsmerkmal genutzt werden, um online gestützte Partizipationsprozesse zu charakterisie-
ren (s. auch Kubicek 2013, 268 ff.). Nach dem klassischen Modell der „ladder of participation“ von Sherry Arn-
stein sind idealtypisch verschiedene Stufen der Partizipation zu unterscheiden. Sie reichen von der Information 
über die Mitwirkung (Konsultation) und Mitentscheidung (Kooperation bis zur Entscheidung) bis hin zur Selbst-
verwaltung (Selle 2013, 67 ff.; Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012). 

So gibt es Projekte der digitalen Teilhabe, die auf eine reine Information der Bürger ausgerichtet sind. Dazu ge-
hören einfache Planungsportale, wie sie die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen in Kooperation mit dem 
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25 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung in Hamburg eingerichtet hat und deren Ziel es ist, das geltende 
Planungsrecht flächendeckend in Hamburg abzubilden. Auch eine kritische Berichterstattung über ein städtisches 
Quartier in Form eines Blogs, wie es die Dortmunder Nordstadtblogger seit vier Jahren praktizieren, dient dem 
Leser als eine weitere Quelle von Informationen und alternativen Einschätzungen. Eine unmittelbare Mitwirkung 
an Planungs- oder Bauprozessen ist hier aber nicht intendiert. 

Andere Projekte streben hingegen eine stärkere Konsultation der Bürger an, um aus Sicht der initiierenden Ak-
teure eine bessere Information über die Stadt und die Quartiere zu erhalten oder Hinweise über Missstände in 
der städtischen Infrastruktur zu bekommen. Dazu gehört etwa das bereits erwähnte städtische Anliegenma-
nagement in Friedrichshafen mit der Plattform sag’s doch, über die Bürger beispielsweise auf Defekte in der 
Infrastruktur aufmerksam machen können. Eine andere Form der bürgerschaftlichen Einbindung ist der Leer-
standsmelder, der von lokalen Initiativen gesteuert wird und bei dem die Bürger in einer Karte auf Leerstände im 
Stadtgebiet hinweisen können. In weiteren Projekten der Konsultation werden Einschätzungen und Meinungen 
der Bürger online eingeholt. Dies gilt beispielsweise für die Planungsprozesse in Potsdam oder Offenbach, in 
denen Konzepte für die zukünftige Stadtentwicklung erstellt wurden, aber auch für die Bürgerhaushalte, zu denen 
die Bürger wie etwa im Berliner Stadtbezirk Lichtenberg auf einer Website Vorschläge einreichen können, wie 
öffentliche Mittel in ihrem Stadtteil ausgegeben werden sollen. Eine Studie zu den Potenzialen und Risiken web-
gestützter Bürgerhaushaushalte zeigt jedoch, dass es in der Praxis Legitimationsprobleme gibt, die Bürger um-
fassend in die Entscheidungsprozesse der kommunalen Haushaltsplanung einzubeziehen (Masser et al. 2013, 
S. 171 ff.).

Einen besonderen Stellenwert haben Projekte, die sich gegen Vorhaben der öffentlichen Hand oder privater In-
vestoren richten. Hier wird mittels der webbasierten Medien im Sinne der Initiatoren informiert und versucht, die 
Bürger von ihrem Interesse zu überzeugen, um damit politische Entscheidungen herbeizuführen und zu beein-
flussen. Beispiele für ein solches Engagement sind die Initiative Pro-Bus-Heepen in Bielefeld, die den Bau einer 
Straßenbahnlinie verhindert und die Einrichtung einer Buslinie befördert hat, sowie die Initiative Viva Viktoria!, die 
ein Bürgerbegehren organisiert hat, das sich gegen den Bau eines Einkaufszentrums in Bonn gerichtet hat. Eine 
besondere Rolle spielt hier die Mobilisierung der Bürgerschaft, zu der die webbasierten Medien einen wichtigen 
Beitrag leisten. Mit dem Ziel, Aufmerksamkeit für ihr Anliegen zu erreichen, versuchen auch eher aktionsorientier-
te Projekte der zivilgesellschaftlichen Akteure, die Bürger zum Mitmachen zu bewegen. Im Sinne der „ladder of 
participation“ wird bei solchen Projekten zwar keine Mitwirkung gewährt oder Konsultation erfragt, dennoch kön-
nen derartige bottom-up-Projekte Kooperation „erzwingen“ oder zumindest einen großen Einfluss auf Entschei-
dungsträger erwirken. 

Projekte, in denen webbasierte Medien etwa über eine elektronische Abstimmung oder Wahl an der unmittelba-
ren Entscheidung über Vorhaben der Stadtentwicklung mitwirken, finden sich in dem Portfolio der 40 Referenz-
beispiele nicht. 

2.7 Originalität 

Die Ansätze der digitalen Teilhabe unterscheiden sich schließlich in ihrer Originalität. Dieses sicherlich sehr sub-
jektiv zu beurteilende Kriterium gilt zum einen für den Auftritt im Internet, zum anderen für die mit dem Projekt 
verbundenen Ziele. 

Der Auftritt im Internet umfasst das Webdesign, das eher einfach und funktional, aber auch kreativ und modern 
gestaltet sein kann und vom Nutzer unterschiedlich eingeschätzt wird. Dadurch werden in unterschiedlicher Wei-
se Emotionen angesprochen, die sich auf die Bereitschaft zur Beteiligung und die Identifikation mit dem jeweili-
gen Projekt auswirken können. Zivilgesellschaftliche Initiatoren sind hier in der Gestaltung ihrer Websites und 
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26 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Facebook-Auftritte oft weniger Restriktionen unterlegen als die Akteure der öffentlichen Hand, die sich beispiels-
weise an Design- und Layout-Vorgaben halten müssen. 

Wie schon angesprochen, können digitale Teilhabeprozesse hinsichtlich ihrer Ziele und Adressaten sehr vielfältig 
sein, woraus sich unterschiedliche Anforderungen an die Originalität der benutzen Formate ergeben können. So 
ist die Online-Eingabe von Stellungnahmen im Rahmen formaler Beteiligungsverfahren eher eine Routinetätig-
keit, die in der Regel eher wenig Originalität besitzt und für das auch kein originelles Format erforderlich ist. Eine 
Einladung per Internet für phantasievolle Aktionen zur Belebung des öffentlichen Raums – beispielsweise für 
Flashmobs – oder eine künstlerische Auseinandersetzung mit Themen der Stadtentwicklung unter Nutzung digi-
taler Medien sind hingegen Besonderheiten und haben häufig ein höheres Maß an Innovation. Partizipationspro-
zesse in der Digitalmoderne können also eingebunden sein in phantasievolle Aktivitäten, die die Lust am Offenen 
und Öffentlichen ansprechen anregen (Rauterberg 2013). Solche Projekte sind bislang eher bei Akteuren aus der 
Zivilgesellschaft zu verorten. 

2.8 Typen der digitalen Teilhabe 

Zusammenfassend lassen sich aus den 40 Referenzbeispielen mit Blick auf die angesprochenen Kriterien zwölf 
verschiedene Typen der digitalen Teilhabe herleiten, die allerdings nicht immer ganz trennscharf sind und sich 
durch fließende Übergänge auszeichnen. Für eine weitere Einordnung dieser Typen wurden folgende zwei Di-
mensionen herangezogen (siehe Abbildung 2): 

• Auf der X-Achse des Koordinatensystems wird der Abstraktionsgrad abgebildet, durch den die jeweili-
gen Projekte charakterisiert sind. Das Spektrum reicht von konkreten, klar lokalisierbaren und eher
punktuellen Vorhaben, die eindeutig definiert und abgrenzbar sind, bis zu umfassenden und übergrei-
fenden Vorhaben, die ein eher breites Themenfeld mit vielfältigen Facetten umfassen.

• Auf der Y-Achse des Koordinatensystems wird zwischen den verschiedenen Akteuren und ihren Per-
spektiven auf die Projekte der Teilhabe unterschieden. Hier reicht das Spektrum von eher top-down ge-
richteten, hoheitlich initiierten Vorhaben bis zu bottom-up gerichteten, eher bürgerschaftlich motivierten
Vorhaben.

Die zwölf verschiedenen Typen der digitalen Teilhabe sind: 

• Zum ersten gibt es Vorhaben der digitalen Teilhabe, die auf die erfolgreiche Realisierung von Einzel-
vorhaben in der Stadtentwicklung zielen. Diese Verfahren sind für gewöhnlich zeitlich begrenzt, werden
in der Regel von den kommunalen Verwaltungen angestoßen und können sich auf einzelne Vorhaben
der Infrastruktur, aber auch auf die Entwicklung ganzer Stadtteile beziehen. Die Entscheidungsträger in
städtischer Politik und Planung haben in diesen Fällen erkannt, dass eine frühzeitige Einbeziehung der
Bürgerschaft für eine erfolgreiche Umsetzung der Einzelvorhaben hilfreich ist. Sie binden ihre Bürger
deshalb online in die Entscheidungsprozesse für die einzelnen Vorhaben ein und hoffen, dadurch Ideen
für die jeweiligen Projekte zu erhalten. Dies kann gleichzeitig die Identifikation der Bürger mit den ent-
sprechenden Maßnahmen erhöhen, die Legitimation für die Vorhaben steigern und damit die Wahr-
scheinlichkeit des Protests gegen die Vorhaben reduzieren.

• Zum zweiten werden Vorhaben der digitalen Teilhabe genutzt, um Fachplanungen in einem sektoralen
Politikfeld zu qualifizieren. Die Expertise der Bürgerinnen und Bürger wird im Laufe solcher Verfahren
genutzt, um weitere Informationen in die Planung einfließen zu lassen und damit in einem klar definier-
ten und befristeten Zeitfenster der jeweiligen Planerarbeitung die Planungsgrundlagen der Kommunen
über die Kenntnis ihrer Bürgerinnen und Bürger zu verbessern.
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Abbildung 2: Typisierung der Referenzbeispiele nach digitaler Teilhabe und Abstraktionsgrad 

TOP DOWN 

BOTTOM UP 

Quelle: Eigener Entwurf  

• Zum dritten werden Verfahren der digitalen Teilhabe eingesetzt, um ganzheitlich und übergreifend ange-
legte Planungsprozesse auf eine breitere Basis zu stellen. Dabei geht es um die Erarbeitung von ge-
samtstädtischen oder gar regionalen Leitbildern oder Masterplänen, die umfassend gedacht sind und
zugleich langfristige und strategische Zielsetzungen formulieren. Auch die Verfahren dieses Typs wer-
den in der Regel von städtischer Seite angestoßen, doch finden sich auch Beispiele wie etwa in Offen-
bach, in denen intermediäre Akteure in Kooperation mit der städtischen Verwaltung solche Prozesse
angehen.

• In einem vierten Typ von digitaler Teilhabe geht es um die Verbesserung der gesamten Lebenswelt der
Bürgerinnen und Bürger in einer Stadt. Dies kann mit einer unbefristeten Perspektive erfolgen, in dem
die Städte für alle Aspekte des Alltagslebens eine Beteiligungsplattform einrichten, dies kann aber
ebenso im Rahmen eines zeitlich befristeten Projekts erfolgen, in dem die Bürgerinnen und Bürger auf-
gerufen sind, in Form eines Wettbewerbs ganz unterschiedliche Projekte in die webbasierten Medien
einzustellen, die die Städte lebenswerter machen sollen. Zu diesem Typ können ebenfalls Nachbar-
schaftsnetzwerke gezählt werden, die die webbasierten Medien in erster Linie für Vernetzung und Aus-
tausch nutzen.

• In einem fünften Typ digitaler Teilhabe stehen Aspekte der Finanzierung im Vordergrund. Dies sind
zum einen die kommunalen Bürgerhaushalte, die die kommunale Politik für befristete Zeiträume initiiert
und in denen die Bürgerinnen und Bürger auch online eingeladen sind, für ihre Stadt oder ihren Stadtteil
Vorschläge zur Zusammensetzung der kommunalen Haushalte beziehungsweise einzelner Teilhaushal-
te zu unterbreiten. Mittels Web 2.0 wurden in unterschiedlicher Intensität neue Verfahren für die kom-
munale Haushaltsplanung entwickelt (Masser et al. 2013, S. 23). Im Jahr 2015 gab es rund 70 solcher
Bürgerhaushalte (bpb/SKeW 2015). Zum anderen sind dies aber auch Crowdfunding-Projekte, die aus
der Zivilgesellschaft gestartet werden und in denen Spenden mithilfe der webbasierten Medien für neue
Projekte im öffentlichen Interesse gesammelt werden.
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28 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

• Ein sechster Typ der digitalen Teilhabe bezieht sich auf die klassische Bauleitplanung in den Kommu-
nen. Hier gibt es zum einen webbasierte Verfahren, die den Bürgerinnen und Bürgern Informationen
über bestehende oder in Aufstellung befindliche Bauleitpläne liefern. Zum anderen gibt es inzwischen
webbasierte Verfahren, die den Bürgerinnen und Bürgern die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung
vereinfachen sollen, indem sie ihre Stellungnahmen über das Internet eingeben können.

• Der siebte Typ kann mit Anliegenmanagement bezeichnet werden. Diese Verfahren der digitalen Teil-
habe unterscheiden sich von den Verfahren zur sektoralen Fach- oder übergeordneten Raumplanung
durch die Möglichkeit, der städtischen Verwaltung dauerhaft und kontinuierlich oder auch zeitlich be-
grenzt in gesonderten Projekten Anregungen in unterschiedlichen thematischen Feldern geben zu kön-
nen. Das Anliegenmanagement gehört zu den Beteiligungsformaten, die das Bürgerwissen nutzen, um
Defizite der Stadtentwicklung leichter zu erkennen.

• In einem achten Typ geht es um den Protest von Bürgerinnen und Bürgern gegen eine bestimmte
Maßnahme oder gegen die städtische Politik. Aus dem Partizipationsmotiv der späten 1960er Jahren
heraus, sich gegen eine modernistische Stadtzerstörung zu wenden (Häußermann 2005, S. 298), richtet
sich dieser Protest gegen konkrete private oder öffentliche Bauvorhaben oder Infrastrukturmaßnahmen.
Protest und Widerstände können sich aber auch generell gegen eine städtische Entwicklungspolitik rich-
ten. In beiden Fällen werden heute verstärkt Soziale Medien eingesetzt, um diese ungebetenen Vorha-
ben beziehungsweise unerwünschten Entwicklungen zu verhindern. Vielfach geht es bei diesem Typ
heute nicht um die bloße Verhinderung eines konkreten Vorhabens, sondern gleichzeitig um die Ent-
wicklung von Alternativen. Bürgerschaftliche Initiativen wollen in der Öffentlichkeit nicht als rein destruk-
tive Akteure wahrgenommen werden.

• In einem neunten Typ lassen sich Awareness-Projekte der Digitalmoderne zusammenfassen (Rauter-
berg 2013), in denen oft in aktivistisch-performativer Weise auf die jeweiligen Anliegen aufmerksam ge-
macht wird. Darunter können phantasievolle Aktionen fallen, in denen mit Unterstützung der webbasier-
ten Medien gemeinschaftlich im öffentlichen Stadtraum Probleme und Missstände sichtbar gemacht
werden. Punktuell und temporär wird kreativ und lustvoll demonstriert, um Aufmerksamkeit und Be-
wusstsein für das jeweilige Anliegen zu genieren. Oft liegen solche webbasierten Projekte an einer
Schnittstelle zur Kunst. In einigen Fällen werden sie in bestimmten zeitlichen Abständen auch wieder-
holt.

• In einem zehnten Typ geht es in Blogs um eine stadtteil- oder stadtbezogene Information und Dis-
kussion, die die bestehende Berichterstattung zur Quartiers- oder Stadtentwicklung in kritischer Weise
ergänzen will. Zu diesem Typ gehören auch Plattformen, in denen der Austausch über aktuelle Themen
des Urbanen zwischen Fachleuten aus Stadtplanung, Architektur, kulturellen Akteuren, Vereinen, Institu-
tionen sowie der Öffentlichkeit im Zentrum steht.

• Ein elfter Typ der digitalen Teilhabe bezieht sich auf die Sammlung und Diskussion von Ideen für eine
zukünftige Stadtentwicklung auf Plattformen im Internet. Im Gegensatz zu den stärker formalisiert ablau-
fenden Leitbildprozessen des dritten Typs werden diese Projekte durch verschiedene Akteure der Zivil-
gesellschaft initiiert und vorangetrieben. Dabei sind sie weniger formalisiert, offener und nicht unmittel-
bar auf ein Produkt ausgerichtet, das zu einem bestimmten Zeitpunkt abgeschlossen zu sein hat.

• Zu einem zwölften Typ sind schließlich inhaltlich übergreifende bottom-up initiierte Projekte zu zählen, in
denen Einzelpersonen oder zivilgesellschaftliche Gruppen mit offenen Daten der Stadtverwaltung An-
wendungen und Lösungen für die Stadtgesellschaft programmieren und aufbereiten. Hier treffen beim
Civic Hacking Personen mit ganz unterschiedlichen fachlichen Hintergründen zusammen, um freiwillig in
eigenen Communities ihre städtische Umgebung und zivilgesellschaftliche Prozesse durch die Pro-
grammierung von Apps zu beeinflussen (Höffken et al. 2017, S. 82ff.). Dieser Typ wird hier als
Open Data bezeichnet.

Vielfalt bei der digitalen Teilhabe BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

           

 

 
           

           
             

      
 

        
        

  
      
       

  
        

   
           

     
              

    
            

         
      

             
     

               
               

        
 

 

  

 
 
                                                        
                

      

29 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

3. Sieben  Erkenntnisse  zum  Umgang  mit  webbasierten  Medien  
in der  Stadtentwicklung 

Im folgenden Abschnitt werden sieben wesentliche Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien in der 
Stadtentwicklung herausgearbeitet. Basis für diese Erkenntnisse sind neben einer Literaturauswertung und den 
40 Referenzbeispielen acht Fallstudien, in denen Prozesse der digitalen Teilhabe in der Stadtentwicklung intensi-
ver untersucht wurden. Sie umfassen sowohl vier top-down initiierte als auch vier bottom-up-initiierte Projekte3: 

1. das städtische Beteiligungsverfahren zum Rückbau einer Hochstraße in Ludwigshafen (Ludwigshafen
diskutiert),

2. der Einsatz der webbasierten Medien in der förmlichen Bauleitplanung in Schleswig-Holstein (BOB-SH),
3. ein Mitwirkungsprozess zur Erstellung eines städtischen Leitbildes in Potsdam

(Potsdam weiterdenken),
4. ein Anliegenmanagement der Stadt Friedrichshafen (sag’s doch),
5. eine zivilgesellschaftliche Initiative zur Diskussion, Aufwertung und Bespielung öffentlicher Räume in

München (die urbanauten),
6. eine bürgerschaftliche Initiative zur Verhinderung eines neuen Einkaufszentrums in der Bonner Innen-

stadt (Viva Viktoria!),
7. eine Online-Petition zum Erhalt der Bausubstanz eines ehemaligen Industrieareals in Kaiserslautern

(PFAFF erhalten – STADT gestalten) und
8. das OK Lab (Open Knowledge Lab) Berlin zur Entwicklung von Anwendungen basierend auf Open Data.

Crossmedialität, Soziale Medien, rechtliche Vorschriften, Ressourcen, neue Intermediäre, Transparenz und Effi-
zienz – dies sind auf Grundlage der Querauswertung von Literatur, Referenzbeispielen und Fallstudien zum jetzi-
gen Zeitpunkt die wesentlichen Aspekte, um Möglichkeiten, Herausforderungen und Veränderungen von Ak-
teurskonstellationen durch den Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung zu fassen. Die aktuell disku-
tierten Social Robots, die automatisiert mit Nutzern interagieren können, die Weiterentwicklung der Künstlichen 
Intelligenz, die möglicherweise dazu beitragen kann, auch nicht-standardisierte Prozesse automatisiert ablaufen 
zu lassen, oder die Rolle des weiteren Ausbaus Virtueller Realität, des 3D-Drucks oder der Robotik sind Entwick-
lungen am Rande des heutigen Feldes webbasierter Medien, von denen das Zusammenspiel der Akteure in der 
Stadtentwicklung neu beeinflusst werden kann, die aber bei den weiteren Ausführungen nicht explizit betrachtet 
werden. 

3 Die acht Fallstudien sind in einem gesonderten Dokument ausführlich dargestellt. Die 40 Referenzbeispiele sind in einem 
gesonderten Dokument jeweils in kurzen Steckbriefen aufbereitet. 
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30 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Abbildung 3: Räumliche Verteilung der Referenzbeispiele und Fallstudien in Deutschland 

Quelle: Eigener Entwurf 
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31 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

3.1 Crossmedialität – Offline- und Online-Beteiligung miteinander verwoben 

Wenn man sich mit dem Einsatz von webbasierten Medien in der Stadtentwicklung beschäftigt, stellt sich unwei-
gerlich die Frage nach nicht-webbasierten Aktivitäten. Hier kommt der Begriff der Crossmedialität ins Spiel. 
Crossmedialität im Bereich der Bürgerbeteiligung meint, dass sowohl Offline-Formate (wie Bürgerversammlun-
gen) als auch Online-Elemente (wie digitale Beteiligungsplattformen) zur Partizipation von Bürgerinnen und Bür-
gern aktiv eingesetzt und diese konzeptionell miteinander verknüpft werden. Dies kann sowohl top-down seitens 
der öffentlichen Hand als auch bottom-up durch die Zivilgesellschaft geschehen. 

Betrachtet man die Kommunikation zu städtebaulichen Projekten umfassend, wird sich heute wohl kaum ein 
Projekt mehr finden lassen, dass nicht crossmedial gestaltet wird. Selbst wenn die initiierenden Akteure auf jegli-
che Online-Komponenten verzichten würden, gäbe es sicher den einen oder anderen Facebook-Post oder Tweet 
zum Thema und damit eine nicht intendierte Crossmedialisierung. Zudem verfügen die Lokalzeitungen inzwi-
schen über Online-Ausgaben, in denen über diese Projekte berichtet wird. Im Folgenden wird unter Crossmediali-
tät allerdings einschränkend der gezielte Einsatz verstanden, also die geplante Kombination von Online- und 
Offline-Elementen im Rahmen eines Stadtentwicklungsprojekts. 

Die meisten Akteure der Stadtentwicklung – unabhängig, ob aus der Verwaltung, Politik oder Zivilgesellschaft – 
gehen heute in Beteiligungsprozessen besonders bei Schlüsselprojekten crossmedial vor. Viele Verwaltungen 
stellen etwa auf ihren eigenen städtischen Websites oder auf speziellen projektbezogenen Websites Informatio-
nen für Offline-Veranstaltungen zur Verfügung und werben on- wie offline für Beteiligung, die on- und offline an-
geboten wird. Viele Bürgerinitiativen informieren und mobilisieren etwa online auf Facebook für Protestaktionen, 
die offline auf der Straße stattfinden. Oft wird in den Fallstudien das Argument der höheren Reichweite bei der 
Kombination von online und offline erwähnt. Crossmedialität wird bei größeren Projekten, die eine gewisse Kom-
plexität und öffentliche Aufmerksamkeit erreichen, aus Sicht der Gesprächspartnerinnen und -partner heute mehr 
und mehr zum Standard. 

Die Fallstudien zeigen in vielfältiger Weise, wie Online- und Offline-Elemente für Partizipation und Teilhabe in der 
Stadtentwicklung kombiniert werden. Die Bürgerinitiative Viva Viktoria! in Bonn hat beispielsweise sowohl durch 
Plakate und Flyer als auch durch Online-Pressemitteilungen und Blog-Artikel auf Offline-Demonstrationen oder 
ein Nachbarschaftsfest aufmerksam gemacht und über ihr Bürgerbegehren informiert (siehe Abbildung 4). 

Die Initiative PFAFF erhalten – STADT gestalten hat für die von ihr initiierte Online-Petition die Möglichkeit ge-
schaffen, diese auch per Postkarte zu unterstützen. Die urbanauten aus München werben auf Facebook für ihre 
Offline-Veranstaltungen im öffentlichen Raum. Die Städte Ludwigshafen und Potsdam kombinieren Offline-
Veranstaltungen mit Online-Portalen und werben on- wie offline für die Online- und Offline-Beteiligung. Und BOB-
SH, das Online-Projekt in Schleswig-Holstein zur digitalen Beteiligung in der formalen Bauleitplanung, wird von 
den teilnehmenden Gemeinden als Ergänzung zur Auslage von Planungsunterlagen und zur Diskussion vor Ort 
verstanden. 

In vielen kleineren Projekten sind jedoch – unabhängig von der Größe der Stadt – reine Offline-Verfahren noch 
immer die Regel. Der Streit um die Gestaltung einer kleinen Grünfläche in einem Stadtteil wird kaum mit einer 
Online-Beteiligungsplattform begleitet, sondern bevorzugt mit Bürgergesprächen oder in einzelnen Fällen zusätz-
lich noch mit anspruchsvoll gestalteten Workshops. Der Aufwand, auch in solchen Fällen webbasierte Medien in 
Beteiligungsverfahren einzusetzen, wird für zu groß gehalten: „Man kann es sicherlich nicht für alle Projekte ma-
chen, weil es a. extrem ressourcenaufwändig sowohl finanziell als auch personell ist und man b. eine Stadt mit 
solchen Diskussionsangeboten auch nicht überfluten kann und aufpassen muss, dass es eine gewisse Balance 
bei den Formaten gibt.“ Auch die Sozialen Medien spielen weder von Seiten der Verwaltung und Politik, noch von 
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32 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Abbildung 4: Online-Pressemitteilung von Viva Viktoria! e.V. kündigt Demonstrationen sowie Nachbarschaftsfest 
an und informiert zum Bürgerbegehren 

Quelle: Viva Viktoria! e.V. 2015 

Seiten der Zivilgesellschaft bei den weniger prominenten Projekten eine Rolle und kommen hier nicht systema-
tisch zum Einsatz. Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern ist eine dienstliche Kommunikation über die 
Sozialen Medien zum Teil sogar untersagt, weil im Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern abgestimmte Ver-
waltungsmeinungen gefordert sind. 

Reine Online-Beteiligungen finden sich in den acht Fallstudien nicht. Einige Gesprächspartnerinnen und -partner 
gehen jedoch davon aus, dass Online-Komponenten in Zukunft zunehmen und Offline-Komponenten abnehmen 
werden. Dabei soll aber Rücksicht auf die Bürger genommen werden, die sich nur an den klassischen Verfahren 
beteiligen: „Diejenigen, die noch nicht online unterwegs sind, wollen wir auch weiterhin mitnehmen.“ Dieser Blick 
auf den Digital Divide, also auf die Spaltung der Bevölkerung in Gruppen, die leicht Zugang zu digitalen Medien 
und die Kompetenz ihrer Nutzung haben, und anderen, denen Zugang und Nutzung schwerfällt, zieht sich durch 
alle Gespräche mit den Expertinnen und Experten. Online wird daher als Zusatz zu Offline verstanden. Je poli-
tisch bedeutsamer das Projekt oder Thema der Stadtentwicklung ist, desto eher wird dieser Zusatz aktiv von den 
initiierenden Akteuren – egal ob Bürgerinnen und Bürgern oder Verwaltung – genutzt. Bürgerinnen und Bürger, 
die an Partizipationsprozessen teilnehmen, greifen dabei häufig auf beide Kanäle zurück und beteiligen sich 
crossmedial (Ludwigshafen diskutiert). 
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33Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Ein Verwaltungsmitarbeiter im Fallbeispiel BOB-SH nennt mit Blick auf die formelle Beteiligung in der Bauleitpla-
nung zudem ein rechtliches Argument, warum eine Offline-Komponente zusätzlich zur Online-Beteiligung erfor-
derlich sei. Er geht davon aus, dass eine rein digitale Dokumentation der Äußerungen und Erörterungen in einem 
Bauleitplanverfahren nicht ausreichend „gerichtsfest“ sei, wenn es zum ernsthaften Streit komme. Hier bestehen 
in der kommunalen Praxis offenbar Unsicherheiten in rechtlicher Hinsicht. Faktisch dürfte diese Frage zwar an 
der Ausgestaltung der Online-Komponente in der kommunalen Bauleitplanung hängen und nicht an der Frage 
online oder offline. Die Bemerkung des Verwaltungsmitarbeiters weist aber darauf hin, dass Online-Komponenten 
bisher noch keine Routine in den formellen Verfahren der Bauleitplanung sind und bisher nur als Zusatzoption 
genutzt werden. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für crossmediales Vorgehen, den Gesprächspartnerinnen und -partner aus der 
Verwaltung nennen, ist die wechselseitige Unterstützung von Online- und Offline-Komponenten hinsichtlich der 
Qualität der Beteiligungsergebnisse: „Die Leute kommen besser informiert in die Offline-Veranstaltungen“ (Lud-
wigshafen diskutiert). Die Qualität der Diskussionen in den Vor-Ort-Veranstaltungen nehme dadurch zu. Der 
Kenntnisstand der Projekte sei besser. Eine Qualitätsverbesserung ergebe sich auch für den Umgang mit den 
Ergebnissen der klassischen Veranstaltungen: „Online kann auf die Offline-Ergebnisse Bezug genommen wer-
den“ (Potsdam weiterdenken). Wird eine Beteiligung zu einem Projekt als eine Einheit von Online- und Offline-
Komponenten integriert geplant, ist die produktive Nutzung dieses Mehrwertes möglich. 

Für Vertreterinnen und Vertreter von Initiativen der Zivilgesellschaft ist die gemeinsame Nutzung von Online- und 
Offline-Komponenten für ihre Aktivitäten selbstverständlich: „Ja natürlich“ werde auf Facebook zu Demonstratio-
nen im städtischen Raum eingeladen (Viva Viktoria! in Bonn). Auch zu den Flashmobs, die auf spielerische Art 
auf Missstände in der Stadtentwicklung hinweisen sollen, verabreden sich die Menschen kurzfristig über SMS-
Mitteilungen und werden nicht etwa per Brief eingeladen (die urbanauten in München). 

Abbildung 5: Zusammenführung von Online- und Offline Komponenten beim Beteiligungsprozess 

Quelle: Eigener Entwurf 
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34 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Unabhängig vom klassischen oder digitalen Zugang ist jedoch ein erheblicher Aufwand erforderlich, um Bürge-
rinnen und Bürger überhaupt zur Beteiligung an der Stadtentwicklung zu bewegen. Ohne eine umfassende Öf-
fentlichkeitsarbeit sind viele Menschen weder online noch offline zur Beteiligung zu motivieren – es sei denn, ihre 
unmittelbare Lebenswelt ist direkt betroffen. Dabei sind zu einer reinen Stimmabgabe pro oder contra mehr Men-
schen zu bewegen, als zu einer inhaltlich tiefergehenden Auseinandersetzung im Rahmen von Werkstätten oder 
Online-Plattformen. Während beispielsweise die Initiative Viva Viktoria! in Bonn 16.417 gültige Unterschriften für 
ihr Bürgerbegehren sammeln konnte (Stadt Bonn 2015, S. 9), nahmen an einem später folgenden Beteiligungs-
verfahren der Stadt Bonn nur noch ein Bruchteil dieser Unterstützerinnen und Unterstützer für die Mitarbeit (onli-
ne wie offline) teil. Bei der Auftaktveranstaltung am 11.2.2017 wurden 80 Besucher gezählt. Während des Online-
Dialogs vom 11.2. bis zum 11.3.2017 wurden 38 Meinungen sowie 24 Kommentare und 80 Bewertungen dazu 
abgegeben. 219 Follower wurden auf Twitter gezählt (Zebralog et al. 2017, S. 9f.). Dieser Unterschied, dass die 
einfache Aktivität einer Abstimmung von vielen Menschen genutzt, die komplexere Auseinandersetzung über das 
Thema aber nur von wenigen geleistet wurde, ist nicht auf webbasierte Medien und lokale Phänomene be-
schränkt. Auch an einer Bundestagswahl nehmen beispielsweise erheblich mehr Menschen teil als an der Erar-
beitung von detaillierten Lösungen bundespolitischer Herausforderungen. Dieser Unterschied zwischen einer 
Wahlentscheidung und einer aktiven Beschäftigung mit einem Thema kann durch den Einsatz webbasierter Me-
dien nicht aufgehoben werden. Auch online bleibt die Auseinandersetzung mit komplexen Fragestellungen auf-
wändig. 

Zur Mobilisierung von Bürgerinnen und Bürgern bedienen sich die jeweiligen Akteure sowohl Online- als auch 
Offline-Komponenten der Öffentlichkeitsarbeit. Generell gilt dabei, dass die Offline-Berichterstattung der örtlichen 
Tageszeitung für regionale Informationen immer noch eine höhere Bedeutung hat als das Internet – auch bei der 
jüngeren Bevölkerung. Daher ist eine lokale Pressearbeit von entscheidender Bedeutung, um in der Bevölkerung 
wahrgenommen zu werden. In einer repräsentativen Befragung zur Rolle der Medien bei der Informations- und 
Meinungsbildung nennen 42 % (in 2011) die Zeitung als wichtigste Quelle für regionale Information im Vergleich 
zum Internet mit nur 9 % (Breunig et al. 2014, S. 125 f.; Hasebrink/Schmidt 2013, S. 3). Bei den 14- bis 29-
Jährigen ist das Verhältnis 40 % Zeitung zu 18 % Internet. Ob hier jedoch immer die Offline-Variante der Lokal-
zeitung gemeint ist, ist unsicher. Auch diejenigen, die Lokalnachrichten überwiegend online verfolgen, landen 
dabei häufig auf der Website der lokalen Tageszeitung (Bitkom 2016). 

Wenn webbasierte Medien in der Stadtentwicklung zusätzlich zu klassischen Offline-Medien eingesetzt werden, 
führt dies dennoch dazu, dass mehr Personen mit Informationen und Beteiligungsangeboten erreicht werden 
können. Einige Menschen, die keine Tageszeitung lesen, lesen heute Twitter oder Facebook. Menschen, die zu 
normalen Öffnungszeiten oder zu Zeiten von Veranstaltungen keine Zeit haben, können sich online zeitunabhän-
gig informieren und beteiligen. Die Erfahrung zeigt aber, dass eine Ausweitung des Teilnehmerkreises an der 
Beteiligung zu Stadtentwicklungsfragen stärker vom Budget als vom eingesetzten Medium abhängt. Wer viele 
Menschen erreichen will, die von einem Projekt oder einem Thema nicht selbst direkt betroffen sind, muss einen 
hohen Aufwand betreiben – online wie offline. 

Exakte Daten zur Reichweite im Verhältnis von Online- und Offline-Ansätzen existieren nicht, auch aufgrund 
methodischer Schwierigkeiten. So ist es kaum möglich, ein Beteiligungsverfahren einmal mit und einmal ohne 
Online-Verfahren durchzuführen. Selbst wenn es genug Menschen gäbe, die so etwas mitmachen würden, gäbe 
es zu viele Rahmenbedingungen, die sich dabei ändern und nicht zu kontrollieren wären. Nicht zuletzt gibt es – 
wie beschrieben – keine reinen Offline-Ansätze mehr, unabhängig davon, ob ein Akteur das gerne möchte oder 
nicht. Es können immer Personen auftreten, die die Online-Kanäle nutzen, um sich über Projekte oder Themen 
zu äußern. Aus diesen Gründen bleiben Überlegungen zur Reichweite und zu erreichten Zielgruppen auf plausib-
le Schätzungen und Befragungen angewiesen. 
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Die häufig gestellte Frage, für welche konkreten Zwecke sich Online- oder Offline-Elemente in einem crossmedia-
len Setting besser oder schlechter eignen, ist ebenfalls nicht leicht zu beantworten. Die in den Referenzbeispielen 
und Fallstudien untersuchten Online-Elemente zeigen durchgängig räumlich und zeitlich asynchrone Kommunika-
tion. Teilnehmende senden eine Nachricht und andere lesen diese zeitversetzt. Dies ist auch offline der Regelfall. 
Synchrone Kommunikation ist offline in der Diskussion über Stadtentwicklung die Ausnahme und findet bei-
spielsweise in Bürgerversammlungen statt. Der Vorteil von asynchroner Kommunikation liegt auf der Hand – sie 
ist im Vergleich zur synchronen Kommunikation viel weniger abstimmungsbedürftig. Nicht alle Teilnehmenden 
müssen zur gleichen Zeit verfügbar sein – im Offline-Fall zudem noch am gleichen Ort. Ein Nachteil von asyn-
chroner Kommunikation zeigt sich, wenn eine weitere Unterscheidung eingeführt wird, die man „Reichhaltigkeit 
der Kommunikation“ nennen könnte. Text, Stimme, Mimik, Gestik oder Umfeld können im Rahmen einer Kom-
munikation erlebbar sein oder auch nicht. Vergleicht man eine textbasierte Online-Kommunikation über Twitter 
mit einer Bürgerversammlung, wird direkt deutlich, dass ein Unterschied in der Reichhaltigkeit der Kommunikati-
on existiert. Dieser Unterschied ist jedoch nicht grundsätzlich auf den Unterschied von online und offline zurück-
zuführen, sondern auf das je spezifisch gewählte Medium. Auch ein Offline-Leserbrief an eine Zeitung oder eine 
Eingabe per Brief zu einem Bebauungsplan kann in diesem Sinne deutlich weniger reichhaltig sein als ein Skype-
Interview oder ein Youtube-Film. 

Schließlich ist für die Frage, für welche Zwecke sich welches Instrument (online oder offline) eignet, die Quali-
tät der jeweiligen Kommunikation entscheidend. Diese kann relativ einfach mit dem Grad des erfolgreichen 
gegenseitigen Zuhörens gefasst werden. Offline-Bürgerversammlungen – egal ob von Kommunen oder Bür-
gerinitiativen organisiert – können Lehrstücke von gelungener Kommunikation oder des aneinander Vorbeire-
dens sein. Ebenso können Online-Moderationen von Beteiligungsplattformen oder Facebook-Gruppen zu ge-
lingendem Austausch und Lernen beitragen oder in kurzer Zeit die Gesprächsatmosphäre schädigen. Diese 
Qualität der Kommunikation ist somit grundsätzlich nicht abhängig davon, ob die Kommunikation online oder 
offline stattfindet. 

Verbunden mit der Frage, für welche konkreten Zweck sich Online- oder Offline-Elemente in einem crossmedia-
len Beteiligungsprozess besser oder schlechter eignen, wird oft darüber spekuliert, dass Online-Beteiligung – weil 
sie ohne großen Aufwand vom heimischen Sofa aus möglich ist – im Vergleich zur Offline-Beteiligung weniger 
ernst zu nehmen sei. „Clicktivism“ oder „slacktivism“ sind die abwertenden Begriffe und Konzepte. Damit soll 
ausgedrückt werden, dass ein einfaches und schnelles Klicken weder eine reflektierte Auseinandersetzung vo-
raussetzt noch eine politische Wirkung erzeugt und daher nicht als „echte“ Beteiligung betrachtet werden kann 
(z.B. DIVSI 2014, S. 6 oder Winkel 2015, S. 417). Diese Sichtweise ist jedoch zu kritisieren. Ähnlich wie bei der 
Frage nach spezifischen Nutzen oder Einsatzmöglichkeiten von Online- und Offline-Elementen ist die Unter-
scheidung von Beteiligung mit oder ohne Wirkung und mit oder ohne hohen Aufwand nicht an der Grenze onli-
ne/offline zu ziehen. Auch eine einzelne Stimme bei einer Bundestagswahl oder ein einzelner Demonstrations-
teilnehmer sind annähernd bedeutungslos, werden aber nicht abwertend mit ähnlichen Begriffen bezeichnet. 

3.2 Soziale Medien – Mehr Nutzen für Zivilgesellschaft als für Kommunen 

Eine besondere Form der webbasierten Medien, die in der Kommunikation über Stadtentwicklung eine Rolle 
spielen, stellen die sogenannten „Sozialen Medien“ (Social Media) dar. Sie sind heute durch eine große Vielfalt 
gekennzeichnet, wie ein Blick auf das Social Media Prism zeigt (siehe Abbildung 6). Hier werden 261 webbasier-
te Medien in 25 Kategorien graphisch zusammengefasst (ethority 2016). Unter Sozialen Medien versteht man 
internetbasierte Plattformen, über die Nutzerinnen und Nutzer Inhalte austauschen und über die sie miteinander 
kommunizieren können. Die Plattformen werden in der Regel von privaten Unternehmen bereitgestellt. Die digita-
len Plattformen ermöglichen die Präsentation selbst erstellter oder anderweitig erhaltener Inhalte wie Texte, 
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36 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Abbildung 6: Das Spektrum der Sozialen Medien als Social Media Prism 

Quelle: ethority 2016 

Bilder, Audio- und Videoaufnahmen sowie die Vernetzung der Nutzerinnen und Nutzer untereinander und mit den 
eingestellten Inhalten. Soziale Medien werden in den Kommunikationswissenschaften aufgrund ihrer Medienlo-
gik, die auf einer engen Verbindung von Medienkonsum und -produktion beruht, selbst als partizipative Medien 
verstanden (siehe auch Thimm 2017). 

Bürgerinnen und Bürger nutzen die Sozialen Medien in vielfältiger Weise für den Austausch über städtische Be-
lange, ohne dass dies von der kommunalen Verwaltung oder Politik aktiv angestoßen wurde. So entstehen – 
hoheitlich nicht gesteuert – Debatten über einzelne Themen der Stadtentwicklung im Netz. Was früher über Le-
serbriefe in den Tageszeitungen, in Gesprächen in Sportvereinen oder an den Stammtischen im Wirtshaus er-
folgte, geschieht heute auch im Internet. 
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In einigen der als „bottom-up“ charakterisierten Fallstudien (Viva Viktoria!, PFAFF erhalten – STADT gestalten, 
die urbanauten) wird deutlich, dass die Nutzung von extern gehosteten Social Media-Plattformen (Facebook, 
openPetition, Twitter) den zivilgesellschaftlichen Initiativen in Bezug auf die Reichweite von Informationen und auf 
die Mobilisierung von Bürgerinnen und Bürgern Vorteile bringt. Hinweise zu Veranstaltungen und Kommentierun-
gen zu stadtentwicklungspolitischen Themen werden hier veröffentlicht und erreichen direkt über die „Follower“ 
der Initiativen und indirekt über Weiterleitungen der Informationen von den „Followern“ an wiederum andere Nut-
zer dieser Medien schnell („viral“) eine große Zahl von Menschen. Eine direkte und breite Information häufig mit 
Kommentierungen im Sinne der Initiativen ist die Folge. 

Die jeweiligen Verwaltungen der Kommunen in den genannten Fallbeispielen nutzen die Sozialen Medien (Face-
book, Twitter, Youtube, Instagram etc.) seltener und insbesondere nicht zur Kommunikation über umstrittene 
Themen der Stadtentwicklung. Dadurch erreichen zivilgesellschaftliche Initiativen in den Sozialen Medien eine 
größere Deutungsmacht oder sogar die Deutungshoheit in den Diskussionen über (umstrittene) Projekte der 
Stadtentwicklung. Ihre Argumente können sich leichter und schneller entfalten als die städtischen Argumente. 
Kommunen verzichten damit auf die Chance, Informationen richtig zu stellen oder zu ergänzen, die aus ihrer 
Perspektive falsch oder unvollständig sind. Wenn man zudem berücksichtigt, dass die Sozialen Medien in 
Deutschland von 18,5 Millionen der über 14-Jährigen täglich beziehungsweise von 30,7 Millionen der über 14-
Jährigen mindestens wöchentlich genutzt werden (ARD/ZDF-Onlinestudie 2016), wird deutlich, dass die planen-
de Verwaltung eine Möglichkeit verpasst, die Bürgerschaft mit ihren Anliegen auf diesen Kanälen zu erreichen. 

Einige größere Städte und kommunale Spitzenverbände haben sich schon länger und umfassender mit dem 
Thema der Nutzung von Social Media auseinandergesetzt (Freie und Hansestadt Hamburg 2012, Stadt Essen 
2014, DStGB 2012). Die „Social Media Guidelines“ des Deutschen Städte- und Gemeindebundes aus dem Jahr 
2012 formulieren den Zweck des Einsatzes so: 

„Soziale Medien dienen (…) als ein Mittel der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, zur Beantwortung von 
Bürgeranfragen und zur internen und externen Mitarbeiterkommunikation. Sie sind in erster Linie ein 
Dialogkanal und nicht ein weiterer Informationskanal. Ziel ist eine bürgerorientierte Kommunikation, die 
insbesondere Ideen und Anregungen von Bürgerinnen und Bürgern von Seiten der Verwaltung aufnimmt 
und darüber in einen Austausch eintritt“ (DStGB 2012, S. 2). 

In der kommunalen Praxis erscheinen viele städtische Aktivitäten jedoch stärker von Information als von Kommu-
nikation geprägt. Zudem könnte es sein, dass ein großer Teil der Bürgerinnen und Bürger über diese Themen 
nicht ohne einen spezifischen Anlass mit der städtischen Verwaltung kommunizieren wollen. 

Eine abgestimmte Social Media-Strategie in deutschen Kommunen ist noch selten vorhanden. Meist ist sie nur 
ein Element einer gesamtstädtischen Öffentlichkeitsarbeit und nicht Teil einer aktiven Projektkommunikation im 
Austausch oder auch im Streit mit zivilgesellschaftlichen Initiativen. In den Städten und Gemeinden sind Abstim-
mungen zwischen den Fachverwaltungen und der kommunalen Öffentlichkeitsarbeit erforderlich, bevor es zur 
Kommunikation mit der Öffentlichkeit kommt. Bei diesen Abstimmungen kann es zu Informationsverlusten in der 
öffentlichen Verwaltung und zu zeitlichen Verzögerungen in der Kommunikation der städtischen Verwaltungen 
kommen. 

Die Schwierigkeiten, die aus einer fehlenden Kommunikation mit den Sozialen Medien für eine städtische Verwal-
tung entstehen können, zeigt das Beispiel des Bonner Viktoriakarrees. Hier sah sich die kommunale Verwaltung, 
die den Beschluss ihres Rates zur Veräußerung kommunaler Flächen an einen Investor umsetzen sollte, bei 
einem Streit mit Gruppen der Zivilgesellschaft um dieses Vorhaben „der Neutralität verpflichtet“. Diese Sichtweise 
führte jedoch dazu, dass die Verwaltung im Sommer 2015 nicht aktiv gegen Argumente – hier der Initiative 
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Viva Viktoria! – Stellung bezogen hatte, weder in den Sozialen Medien noch über den klassischen Weg der Pres-
semitteilung. Dies geschah in einer Phase, in der öffentlich über den Verkauf der städtischen Grundstücke disku-
tiert wurde. Außer in Gremienprotokollen – tief verborgen im Ratsinformationssystem – waren auf der eigenen 
Homepage der Stadt Bonn zu diesem Zeitpunkt keine Informationen über die Sicht der Stadt als öffentlicher Ak-
teur auf das Projekt zu finden. Bürgerinnen und Bürger konnten sich deshalb nur schwer auf den städtischen 
Seiten informieren. 

Ganz anders stellte die zivilgesellschaftliche Initiative ihre Positionen dar, die von aktiven Unternehmen aus dem 
Quartier ausgingen, die von den Planungen betroffen waren und die schnell eine breite Unterstützung in der 
Bevölkerung erreichen konnte. Dazu wurde besonders die Homepage der Initiative (vivaviktoria.de) in Verbin-
dung mit den Sozialen Medien (insbesondere: Facebook) zur Information und Mobilisierung der Bürgerschaft 
eingesetzt. In Kombination mit klassischen Elementen wie Handzetteln, Pressemitteilungen, einer persönlichen 
Anlaufstelle in einem eigens aufgestellten Info-Container sowie wöchentlichen Demonstrationen wurde für ein 
Bürgerbegehren geworben, das sich gegen den Verkauf der städtischen Grundstücke an einen privaten Investor 
richtete und das schließlich auch erfolgreich umgesetzt wurde. „Ohne Facebook hätten wir das wohl nicht ge-
schafft“, so der Tenor der Initiative. Die schnelle Mobilisierung der Bevölkerung und die einfache Möglichkeit, 
Informationen, Nachrichten und Sichtweisen unmittelbar an eine große Anzahl Interessierter zu verbreiten, die 
diese Mitteilungen ihrerseits weiter verteilen, wurden durch die Nutzung Sozialer Medien erheblich erleichtert. 

Wenn zivilgesellschaftliche Initiativen durch die Nutzung sozialer Medien einen stärkeren Einfluss auf die öffentli-
che Meinung gewinnen, als das der Verwaltung möglich ist, können sie über diesen Weg auch einen stärkeren 
Einfluss auf die rahmengebende Politik gewinnen, die aus wahltaktischen Gründen in der Regel sehr an der 
öffentlichen Meinung orientiert ist. Strukturelle Unterschiede zwischen den Kommunalverwaltungen und den 
zivilgesellschaftlichen Initiativen sind Ursache dafür, dass sich der Einsatz der Sozialen Medien zwischen diesen 
beiden Akteursgruppen deutlich unterscheidet. Die Hierarchien in einer öffentlichen Verwaltung passen nicht zu 
der offenen Kommunikation in den Sozialen Medien (siehe Tabelle 1). 

Trotz der Heterogenität innerhalb dieser beiden hier idealtypisch getrennten Akteure, führen die dargestellten 
Unterschiede zwischen Kommunalverwaltungen und zivilgesellschaftlichen Initiativen in den Fallbeispielen (Viva 
Viktoria!, PFAFF erhalten – STADT gestalten und die urbanauten) tendenziell zu einer ansprechenderen und 
verständlicheren Darstellung der Positionen der Initiativen in den Sozialen Medien. Die Initiativen können schnel-
ler, flexibler und häufig zeitgemäßer ihre eigenen Positionen darstellen und an ihre „Follower“ verteilen. Die Logik 
und Struktur von Sozialen Medien, die auf Vernetzung und Dialog zwischen Gleichen ausgelegt ist, scheint der 
Organisationsform zivilgesellschaftlicher Gruppen eher zu entsprechen als der Organisationsform kommunaler 
Verwaltungen. 
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Tabelle 1: Unterschiede zwischen Kommunalverwaltungen und zivilgesellschaftlichen Initiativen im Umgang mit 
den Sozialen Medien 

Kommunalverwaltung   

Hierarchische Struktur 
Eine Kommunalverwaltung ist im Kern hierarchisch organi-
siert. Es gibt Sachbearbeiter, Abteilungsleiter, Amtsleiter, 
Fachbereichsleiter, Bürgermeister und manchmal auch noch 
Oberbürgermeister. Die Bürgermeister können in aller Regel 
ihre Mitarbeiter anweisen, eine bestimmte Handlung auszu-
führen. Die Mitarbeiter sind in der Regel gehalten, ihre 
Handlungen mit ihren Vorgesetzten abzustimmen 

Zivilgesellschaftliche Initiative  

Netzwerkstruktur 
Eine zivilgesellschaftliche Initiative ist in der Regel als 
Netzwerk organisiert, wobei die Rechtsform einen Einfluss 
auf die konkreten Entscheidungs- und Haftungsfragen
haben kann. Hier können „Vorsitzende“ oder „Sprecher“ 
anderen Mitgliedern keine Anweisungen erteilen. Die Mit-
glieder unterstützen Ziele der „Spitze“ oder auch nicht. Sie 
können die „Vorsitzenden“ in aller Regel aber 
abwählen. 

Abstimmung/einheitliche Meinung Abstimmung Plenum/Heterogenität möglich 
Verwaltungsmitarbeiter sind gehalten, eine einheitliche 
Verwaltungsmeinung nach außen zu vertreten. Persönliche 
Ansichten Einzelner, die nicht abgestimmt sind, sind in der 
Außendarstellung einer Kommune nicht erwünscht. 

Auch in zivilgesellschaftlichen Initiativen gibt es zahlreiche 
Abstimmungsbedarfe. Durch die lockerere Organisations-
form sind hier Einzelmeinungen, die manchmal auch wieder 
korrigiert werden, eher zu finden. 

Geprüfte Lösungen 
Die Kommunalverwaltung neigt dazu, Lösungen für Proble-
me umfangreich zu prüfen, bevor sie sie umsetzt – insbe-
sondere, wenn der Einsatz von Ressourcen damit verbun-

Ge
den ist. Dazu ist die Kommune gehalten, weil sie öffentliches 

ld verwaltet. 

Kontrolle 
Die hierarchischen Organisationsformen mit dem Bedürfnis 
nach einheitlichem Auftritt führen zu einem gewissen Kon-
trollbedürfnis – auch bezüglich der Nutzung der Sozialen 
Medien. 

Vergaberecht 
Im operativen Geschäft ist eine kommunale Verwaltung 
unter anderem an das Vergaberecht gebunden. Die Beauf-
tragung zum Beispiel einer externen Agentur zur Gestaltung 
eines Online-Auftritts oder einer Moderation eines Bürger-
termins muss je nach Vergabesumme ausgeschrieben, 
bewertet und beauftragt werden. 

Ad-hoc-Lösungen 
Leitende Mitglieder zivilgesellschaftlicher Initiativen können 
ad-hoc Entscheidungen treffen, ohne langwierige Prüfun-
gen durchführen zu müssen. Setzen sie dabei persönliche 
Ressourcen ein, müssen sie keine Rechenschaft ablegen. 
Nutzen sie Ressourcen der Initiative, müssen sie die Nut-
zung in der Regel erläutern. 

Offenheit 
Der Netzwerkcharakter und verteilte Verantwortlichkeiten 
führen in zivilgesellschaftlichen Initiativen zu einer größeren 
Offenheit bei einzelnen Äußerungen in den sozialen Medien 
– auch wenn es durchaus zu Streit um Inhalte kommen
kann.

Auftrag 
Zivilgesellschaftliche Gruppen haben es leichter, Aufträge 
an Dritte zu vergeben. Auch sie nehmen in der Regel eine 
Ausschreibung oder Preisabfrage für größere Aufträge vor, 
sind aber bei den Vergabekriterien und -entscheidungen 
frei. Es ist auch leichter für sie, Angebote nachzuverhan-
deln. 

Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

           

 

   

    
      

     
      

  

  
       

     
  

     
   

 

   
        

      
  

     
     

       
       

       
        

       
    

 

   
      

   
      

        
    

        
     

       

    

 
          

               
                 

  
              

 
           

              
         

         
            

          

            
             

      
          

        
         

           
           

             
             

Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 40 

Kommunalverwaltung Zivilgesellschaftliche Initiative 

Verwaltungsangestellte + Auftragnehmer Crowdsourcing 2018 
Zur Bearbeitung von (streitiger) Kommunikation im Stadt-
entwicklungskontext ist die Kommunalverwaltung auf ihr 
vorhandenes Personal oder eine Vergabe an externe Dienst-
leister angewiesen. 

Eine zivilgesellschaftliche Initiative kann sich zusätzlich zu 
den bereits Engagierten und möglichen externen Dienstleis-
tern auch noch ihrer „Follower“ bedienen. Dies ermöglicht 
die (häufig ehrenamtliche) Rekrutierung von Unterstützern 
mit ergänzendem Know-How. 

Eher altes Design Eher moderneres Design 
Die Orientierung an geprüften Lösungen führt – neben feh- Zivilgesellschaftliche Initiativen können sich des jeweils 
lenden finanziellen Anreizen – in den Kommunalverwaltun- aktuell verfügbaren technischen und gestaltungsmäßigen 

Standes von webbasierten Medien bedienen. Die sozialen 
Medien verfügen – wie viele kommerzielle Angebote im 
Internet – über eine zeitgemäße Designsprache, die regel-
mäßig aktualisiert wird. Mit geringem Aufwand ist hier ein 
professioneller Auftritt schnell erzeugt. Ein zeitgemäßer 
Auftritt vermittelt hier auch Professionalität und Kompetenz. 

gen zu verhältnismäßig langen Innovationszyklen. Dies 
betrifft auch die Nutzung webbasierter Medien, wie zum 
Beispiel eigener Homepages. Das Ratsinformationssystem 
der Stadt Bonn wurde beispielsweise Anfang der 1990er 
Jahre von einem Mitarbeiter entwickelt und seither fortge-
schrieben. Es entspricht nicht mehr aktuellen Vorstellungen 
von Design und Nutzbarkeit. Hier besteht die Gefahr, dass 
älteres Design als generell rückständig interpretiert wird und 
damit auch Inhalte weniger wirksam werden. 

Quelle: Eigener Entwurf 

Dieser Nachteil kommunaler Verwaltungen gegenüber zivilgesellschaftlichen Initiativen, was die Nutzbarkeit So-
zialer Medien betrifft, führt damit zum einen zu einer tendenziellen Verschlechterung der Position der Verwaltung 
im Streit um die öffentliche Meinung und damit auch im Einfluss auf die Politik. Zum anderen stehen den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Verwaltung in ihrer internen Organisation zur Verteilung von Informationen und zur 
Vernetzung die Sozialen Medien nicht oder in nur geringerem Ausmaß zur Verfügung als zivilgesellschaftlichen 
Initiativen. Dieser Unterschied führt nicht nur zu einer schlechteren Position im Meinungsstreit, sondern vermut-
lich auch zu einem Effizienznachteil bei der Organisation von Planungsprozessen gegenüber der Zivilgesell-
schaft. Die Nutzung sozialer Medien zur Koordination eigener Aktivitäten und zur Kollaboration schafft vielfältige 
Vorteile: zeit- und ortsunabhängige Zugriffsmöglichkeiten auf Informationen in der „Cloud“, Kommentierungs- und 
Vernetzungsmöglichkeiten von Daten, von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern durchsuchbare dokumentierte 
Kommunikation sowie eine nicht intendierte Aktivierung Dritter. Diese Vorteile können durch einen klassischen 
Medieneinsatz (Briefe, Mails) in der Organisation von Projekten nicht erreicht werden. 

Die Nutzung der Sozialen Medien ist heute im Mainstream der Gesellschaft verankert. Insbesondere für zivilge-
sellschaftliche Initiativen bietet diese Nutzung – wie dargestellt – zahlreiche Vorteile. Die kommunalen Verwal-
tungen müssen, um auf diese Veränderung der Gesellschaft in Beteiligungsprozessen zur Stadtentwicklung an-
gemessen reagieren zu können, ihre Fähigkeit im Umgang mit den Sozialen Medien ausbauen. Wie diskutiert, 
fordert der Netzwerkcharakter dieser Instrumente die hierarchische Organisation der Verwaltung heraus. Auf 
dieser Ebene ist daher eine Veränderung in der Verwaltung erforderlich, wenn sie die Effizienzvorteile der Sozia-
len Medien – sowohl in der Öffentlichkeitsarbeit als auch in der internen Information und Vernetzung – für die 
digitale Teilhabe nutzen will. Ein Twitter-Kanal der Pressestelle wird hier vermutlich nicht ausreichen. Um Ziel-
gruppen der eigenen Kommunikation über den Einsatz sozialer Medien gut erreichen zu können, ist ein aktives 
Community Management erforderlich. Das bedeutet für eine Kommune, dass eine dauerhafte, auf Austausch 
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41 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

angelegte Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürgern in sozialen Medien die Reichweite bei konkreten anlass-
bezogenen Kommunikationen deutlich erhöht. 

3.3 Rechtliche Vorschriften – Kommunen im Einsatz webbasierter Medien eingeschränkt 

Die rechtlichen Grundlagen kommunaler Tätigkeit sind unter anderem in den Gemeindeordnungen der jeweiligen 
Bundesländer geregelt. Zum Tragen kommen aber auch grundgesetzliche Bestimmungen, das Vergaberecht, 
das Arbeitsrecht oder gerade in der Stadtentwicklung das Baugesetzbuch und die Landesbauordnungen. Beson-
derheiten für die webbasierten Medien werden unter anderem im Telemediengesetz und im Bundesdatenschutz-
gesetz geregelt. Durch all diese Regelungen werden den Kommunen Rechte und Handlungsoptionen verliehen, 
ihnen wird aber auch ein Rahmen gesetzt, an den sie sich halten müssen. Dies unterscheidet sie zum Beispiel 
von zivilgesellschaftlichen Initiativen. Für diese gilt kein Vergaberecht, was sie flexibler macht, und oft – da eh-
renamtliche Leistungen erbracht werden – auch kein Arbeitsrecht. Sie können Entwürfe präsentieren, die sich 
nicht an die Baunutzungsverordnung halten müssen und Ideen generieren, bei denen sie zum Beispiel auf Ab-
standsregelungen von Landesbauordnungen keine Rücksicht nehmen müssen. Sicher müssen sich auch zivilge-
sellschaftliche Initiativen in ihrem Handeln an geltendes Recht halten, für sie gilt jedoch ein anderer, weniger 
restriktiver Rechtsrahmen, sie werden von keiner Aufsichtsbehörde überwacht und sie scheinen oft weniger 
selbstkritisch bei einer vorsorglichen Prüfung möglicher Rechtsverstöße zu sein. 

Dies gilt besonders für das Datenschutzrecht. Das Datenschutzrecht ist – abgeleitet vom Grundrecht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung – vom Grundsatz her als Abwehrrecht von Bürgerinnen und Bürgern gegen den Staat 
konzipiert. Laut dem ehemaligen Landesdatenschutzbeauftragten von Schleswig-Holstein, stellen sich für die 
Kommunen Fragen der datenschutzrechtlichen Verantwortung besonders. Er fordert, dass von Verwaltungen 
„datenschutzkonforme technische Lösungen entwickelt, implementiert und betrieben werden“ müssen, statt bei-
spielsweise „ungeprüft günstige Social Media-Anwendungen von US-Anbietern zu übernehmen“ (Weichert 2013, 
ohne Seitenangabe). 

Dabei ist der Bezug auf US-Anbieter nur ein Teil der Herausforderung. Auch bei Beteiligungsplattformen externer 
Anbieter, deren Server in Deutschland stehen, müssen datenschutzrechtliche Bestimmungen beachtet werden. 
So ist beispielsweise zu klären, welche personenbezogenen Daten zu welchen Zwecken durch den externen 
Dienstleister erhoben werden (dürfen) und ob eine Auftragsdatenvereinbarung zwischen der auftraggebenden 
Kommune und dem Softwareanbieter vorliegt und welche Implikationen eine Auftragsdatenvereinbarung mit Blick 
auf die Rolle der Verwaltung und des externen Anbieters hat. 

In den hier untersuchten Beteiligungsprozessen, die von Stadtverwaltungen ausgingen, spielte die Beachtung 
des Datenschutzes auf den eigenen Beteiligungsplattformen eine Rolle. Die Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen wurde hier ausdrücklich als selbstverständlich formuliert und wird beim Einsatz von Plattformen explizit 
mit deren Anbietern geregelt. In Bezug auf die Sozialen Medien allerdings wurde die Frage des Datenschutzes 
weder von Gesprächspartnerinnen und -partnern aus der Verwaltung noch aus den zivilgesellschaftlichen Initiati-
ven thematisiert. Hier scheinen die Akteure davon auszugehen, dass sie durch die Nutzung etablierter Angebote 
nicht gegen Datenschutzbestimmungen verstoßen. Am Beispiel WhatsApp wurde in jüngster Zeit deutlich, dass 
diese grundsätzliche Annahme nicht unbedingt zutrifft. Die Nutzung dieses Dienstes ist mit der Übermittlung von 
Kontaktdaten Dritter an den US-Dienst zwangsweise gekoppelt. Bei der Nutzung werden die Einträge des eige-
nen Adressbuches an das Unternehmen übertragen. Die Rechte dieser im Adressbuch verzeichneten Dritten 
werden dadurch in der Regel verletzt (Amtsgericht Bad Hersfeld 2017, Heise online 2017a). 

Im organisatorischen und rechtlichen Kontext der eigentlichen Beteiligung kann also (weiterer) Aufwand entste-
hen, der bei einer ersten Einschätzung des Einsatzes von Online-Medien leicht unterschätzt wird (siehe auch 
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42 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Kapitel 3.6 und 3.7). In Bezug auf all diese Rechtsgebiete werden Kommunen zudem – ebenfalls im Gegensatz 
zu anderen Akteuren im Feld der Stadtentwicklung – von Aufsichtsbehörden in ihren Tätigkeiten kontrolliert. Ne-
ben einem Selbstverständnis, das der Befolgung geltender Gesetze eine hohe Priorität einräumt, führt auch diese 
Kontrolle im Zweifel zu einer höheren Aufmerksamkeit der kommunalen Akteure für rechtliche Rahmenbedingun-
gen. 

Die gesetzlich definierte Rolle von Kommunen in der Stadtentwicklung beeinflusst also ihre Nutzung von 
webbasierten Medien. Die weiteren, grundsätzlich für eine Kommune anders als beispielsweise für zivilge-
sellschaftliche Akteure geltenden Rechtsgebiete (oben beispielhaft genannt das Vergaberecht, das Arbeits-
recht oder gerade in der Stadtentwicklung das Baugesetzbuch und die Landesbauordnungen) erschweren 
die Handlungsfähigkeit der Kommunen in der Nutzung webbasierter Medien – verglichen mit anderen Akteu-
ren der Stadtentwicklung. Konkret auf die Nutzung von webbasierten Diensten im Feld der Stadtentwicklung 
bezogen, ist es für Kommunalverwaltungen beispielsweise schwierig, ad hoc auf eine Kampagne einer Bür-
gerinitiative zu reagieren. Selbst wenn es eine eindeutige politische Beschlusslage des Rates gibt, sodass 
die Richtung möglicher Aktivitäten der Verwaltung unstrittig ist, braucht diese eine gewisse Zeit, um a) eine 
Position im Umgang mit der Bürgerinitiative intern abzustimmen und b) zum Beispiel eine Agentur zu beauf-
tragen, eine eigene Website zum jeweilig diskutierten Thema zu gestalten (siehe Fallbeispiele Viva Vikto-
ria!, PFAFF erhalten – STADT gestalten). Die Bürgerinitiativen können hier im Vergleich zur kommunalen 
Verwaltung schnell und unkompliziert agieren – soweit sie über finanzielle Mittel oder andere Ressourcen 
(z.B. Ehrenamt) verfügen. 

Die Durchführung von Beteiligungsverfahren ist für die öffentliche Hand zudem an Ausschreibungen gekoppelt, 
die aufwändig sind und die in der Verwaltung personelle Kapazitäten binden und Zeit im Verfahren kosten – un-
abhängig von der Nutzung webbasierter Medien. Zivilgesellschaftliche Akteure sind nicht an entsprechende Re-
geln einer öffentlichen Vergabe gebunden, was zu einem wesentlich schnelleren und unbürokratischeren Um-
gang auch mit den webbasierten Medien führt. Damit können sehr schnell Stimmungen in einer Stadtgesellschaft 
erzeugt und ein allgemeines Unbehagen gegenüber städtischer Politik genutzt werden, was die Umsetzung von 
Projekten erheblich beeinträchtigen und verzögern kann. 

Die Gestaltung der webbasierten Medien ist bei Städten und Gemeinden zudem an behördeninterne Vorschriften 
gebunden. Zivilgesellschaftliche Gruppen sind im Design der Websites freier und können damit phantasievoller 
umgehen. So werden zum Beispiel im Protest gegen den Abriss der alten Fabrikgebäude auf dem PFAFF-Areal 
in Kaiserslautern Fotos auf der Website präsentiert, die von einem Künstler aufgenommen sind und die die Ge-
bäude auf dem alten Industriegelände in einem außerordentlich attraktiven Licht erscheinen lassen. Erst in Reak-
tion auf diese Darstellungen entwickelte die Projektentwicklungsgesellschaft Ideen, wie die alten Industriegebäu-
de über eine zeitgemäße 360 Grad Darstellung erschlossen und zukünftig gezeigt werden können. Auch die 
Website der Bonner Initiative Viva Viktoria! ist graphisch ansprechend und kann dadurch die Ziele der Initiative 
besser unterstützen als die etwas biedere Gestaltung der städtischen Website. 

Langfristige und einvernehmliche, gut steuerbare Prozesse lassen sich im Handlungsrahmen, der den Kommunalver-
waltungen gesteckt ist, gut bearbeiten. Schnelle, flexible Reaktionen in der politischen Auseinandersetzung gegenüber 
privaten Akteuren, die unkompliziert ohne lange Abstimmungen und mit geringeren Regulierungen agieren können, 
fallen der Verwaltung hingegen schwerer. Webbasierte Medien sind – unabhängig davon, ob es sich um soziale Netz-
werke, Petitionsplattformen oder eigene Beteiligungsplattformen handelt – tendenziell schnelle Medien. Dies gilt zum 
einen in Bezug auf die Geschwindigkeit von Reaktionen auf einzelne Beiträge, zum anderen in Bezug auf die Themen, 
die aufgebracht werden, oder die Richtung, in die Diskussionen geführt werden. Hier kann es zu plötzlichen und uner-
warteten Verlagerungen kommen (siehe auch Gebhardt et al. 2014, S. 121 f.). 

Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

           

 

           
       

            
         

   

       

             
               
           

               
  

           
           
             

                 
           

         
            

               
           

     
          

          
      

             
              

          
         

            
   

             
            

              
             

                 
          
                

              
  

 

 

43 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Die stärkere Gebundenheit der Verwaltung durch rechtliche Bestimmungen schränkt deren Handlungsspielräume 
in Bezug auf die Nutzung webbasierter Medien, wie gezeigt, ein. Sie ermöglicht jedoch andererseits eine hohe 
Berechenbarkeit und Verlässlichkeit – auch für die Akteure aus der Zivilgesellschaft. Diese für eine stabile Stadt-
gesellschaft hilfreichen Eigenschaften müssen bei Forderungen nach Anpassungen und Veränderungen der 
Verwaltung berücksichtigt werden. 

3.4 Neue Intermediäre – Kompetenzen und Akteure 

Neben finanziellen Aufwendungen ist zur Umsetzung von digitaler Teilhabe auch spezifisches Know-how gefragt, 
das derzeit in der Regel sowohl in eingeschränktem Maß in Kommunen aufgebaut als auch extern eingekauft 
wird. Beim Einkauf externer Expertise in Form konzeptionellen Know-hows zur (crossmedialen) Planung und 
Nutzung neuer Medien oder durch die Miete oder den Einkauf von Partizipationsplattformen treten neue Akteure 
auf den Plan. 

Diese Träger von Know-how für webbasierte Beteiligung werden hier als „neue Intermediäre“ bezeichnet, wobei 
der Einsatz der neuen Medien die neue Qualität gegenüber älteren Ansätzen bei der Vermittlung unterschiedli-
cher Interessen ausmacht. Solche „mediierende Agenturen“ stehen in ihrer Rolle idealtypisch zwischen dem 
Akteur, der beteiligen will, und den Akteuren, die sich beteiligen (siehe Abbildung 7). Sie verfügen über ein spezi-
fisches Wissen in Bezug auf Online- und/oder Offline-Beteiligung und beeinflussen – selbst wenn sie sich inhalt-
lich neutral verhalten – den Beteiligungsprozess durch die Strukturierung von Verfahren und durch die „Medien-
logik“ der jeweils eingesetzten Instrumente (siehe auch Thimm 2017, S. 197). 

Als „neue Intermediäre“ lassen sich alle vermittelnden Instanzen zwischen dem Akteur, der beteiligen will, und 
denen, die sich beteiligen, verstehen, deren Vermittlung wesentlich auf dem Einsatz webbasierter Medien beruht 
(siehe Abbildung 7). Das reicht von einer individualisierten Beratung und Umsetzung von Beteiligungsprozessen 
durch Techniker und Moderatoren auf der einen Seite bis zu einer standardisierten Internetplattform, die Öffent-
lichkeit herstellt oder deren Herstellung unterstützt, auf der anderen Seite – also von „mediierenden Agenturen“, 
die Beteiligungsdienstleistungen anbieten, bis hin zu Facebook oder openPetition. Mediierende Agenturen neh-
men beispielsweise durch die Art und Weise, wie sie Vor-Ort-Formate und elektronische Formate miteinander 
verknüpfen (Crossmedialisierung) oder durch die Algorithmen, die sie mit ihren Plattformen in ein Verfahren ein-
bringen, teils erheblich Einfluss auf die Ausgestaltung elektronisch unterstützter Verfahren. Aber auch häufig 
genutzte externe Social Media-Dienste oder spezifischer Beteiligungsinstrumente wie openPetition rahmen die 
Kommunikation und bieten zahlreiche vorstrukturierte Formate. Sie können daher als (eher technische) Interme-
diäre betrachtet werden. 

Ein wichtiger Aspekt bei der Einschaltung dieser „neuen Intermediäre“ ist, dass diese Akteure immer eine eigene 
Agenda in den Kommunikationsprozess einbringen. Dies gilt sowohl für Unternehmen, die Online-Beteiligung 
mithilfe eigener Plattformen und Beratung anbieten, als auch für kommerzielle webbasierte Plattformen, die zum 
Beispiel von Initiativen der Zivilgesellschaft zu Zwecken der Information und Mobilisierung genutzt werden. 
Thimm (2017, S. 197) formuliert dazu: „Wie man sich beteiligen kann, hängt ganz zentral von der jeweiligen Me-
dienlogik ab, die ihrerseits wiederum Formen von Partizipation begünstigt oder behindert.“ Die Reflexion dieser 
jeweiligen Agenda ist nicht trivial, aber für die Konzeption und Durchführung von Beteiligung relevant – ganz 
unabhängig davon, ob es sich bei den jeweiligen Akteuren um Stadtverwaltungen oder Initiativen aus der Zivilge-
sellschaft handelt. 
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Abbildung 7: Akteure aus den Bereichen Verwaltung, Politik, Bürger und Wirtschaft sowie vermittelnde 
Intermediäre 
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Dienstleistungs-Agenturen 

In den top-down-Fallbeispielen Friedrichshafen, Ludwigshafen, Potsdam sowie in dem landesweiten Projekt in 
Schleswig-Holstein werden von Seiten der Verwaltung externe Dienstleister beauftragt, Online-Plattformen zur 
Beteiligung zu entwickeln und einzusetzen. In den Beispielen Friedrichshafen, Ludwigshafen und Potsdam wur-
den die externen Dienstleister bereits in der Konzeptphase eingebunden. Die neuen Intermediären bringen 
Kenntnisse über Software, häufig auch die Software selbst (Algorithmen) mit. Sie gestalten die Prozesse, struktu-
rieren die Kommunikation und setzen das Beteiligungsverfahren organisatorisch um. Sie stellen diese Ressour-
cen gegen Entgelt den Kommunen zur Verfügung. Im Laufe des Beteiligungsprozesses verfügen die Kommunen 
über diese Ressourcen und können die Beteiligung durchführen. Nach Beendigung des jeweiligen Projektes 
verschwindet ein Großteil der Kenntnisse aber wieder mit den Auftragnehmern. Die Erfahrungen, die in der 
Kommune verbleiben, sind im Wesentlichen Steuerungskompetenzen für diese externen Dienstleister. In einem 
weiteren Beteiligungsverfahren wären diese Dienstleister dann wieder zu beauftragen. Ein Gesprächspartner 
bringt es auf den Punkt: „Dafür können wir kein Personal vorhalten.“ 

Natürlich können bei einem wiederkehrenden Einsatz desselben technischen Systems auch innerhalb der Ver-
waltung Kompetenzen in der redaktionellen oder moderativen Betreuung zum Beispiel von Online-Plattformen 
aufgebaut werden. Im Fallbeispiel Friedrichshafen wird etwa von Seiten der Verwaltung ausdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass die inhaltliche Gestaltung und Verantwortung für Schlussfolgerungen aus der Beteiligung trotz 
Einschaltung von Dritten zum technischen Umsetzen der Beteiligungslösung sag’s doch bei der Kommune liegen. 
„Unter Auswertung verstehen die Anbieter eine statistische Aufbereitung, keine Interpretation. Die müssen wir 
schon selber machen.“ 
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Die Darstellung von Informationen als Grundlage einer Beteiligung sowie der Ablauf der Beteiligung wird zu ei-
nem Teil durch technische Vorgaben von Plattformen strukturiert, etwa die Unterteilung von Texten in kurze 
Überschriften und einführende Texte beziehungsweise generell die Notwendigkeit der Aufteilung eines Themas in 
einzelne Thesen. Zu einem größeren Teil aber nimmt die Konfiguration von Beteiligungsplattformen Einfluss auf 
die Grundlagen und Verfahrensweisen der Beteiligung: Soll ein Text annotiert werden, sollen Fragen beantwortet 
oder Aussagen bewertet werden? Können sich Nutzer nur zu bestimmten Themen oder auch generell äußern? 
Sind Kommentierungen möglich und können auch Kommentare anderer Nutzer wiederum kommentiert werden? 
Ist eine Anmeldung notwendig und welche Daten sind dabei anzugeben? 

Im Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert wurden etwa vier Phasen definiert, in denen unterschiedliche Funktionen 
zur Verfügung standen. In der ersten Phase konnten vier Planungsvarianten unter acht verschiedenen Blickwin-
keln bewertet werden. Dabei war es nur möglich, Pro-Stimmen zu vergeben. In der letzten Phase hingegen wur-
de eine Kurz-Umfrage eingesetzt, um Meinungen zu drei Freiraumplanungen einzuholen. Diese Setzungen – 
Anzahl der Phasen, Planungsvarianten und Blickwinkel sowie Art der Beteiligung und Möglichkeiten zur Interakti-
on – sind in Konzeption und Konfiguration des Beteiligungsverfahrens und der -plattform festgeschrieben. Dabei 
sind sie Ergebnis eines Aushandlungsprozesses zwischen beauftragter Agentur und beauftragender Verwaltung. 
Geht es um bewusste Setzungen, obliegt die letztendliche Entscheidung dem Auftraggeber. Gerade bei beraten-
der Tätigkeit zur Konzeption von Verfahren haben aber die beauftragten Agenturen einen wesentlichen Einfluss. 

Social Media-Anbieter 

In den bottom-up-Beispielen in Bonn, Kaiserslautern und München nutzen die jeweiligen zivilgesellschaftlichen 
Initiativen unterschiedliche schon bestehende externe Plattformen zur Information und Mobilisierung (u.a. Face-
book, Twitter, openPetition). Darüber hinaus greifen Initiativen der Zivilgesellschaft auf Personen zu, die spezifi-
sches Know-how in dem Bereich haben. Bei Projekten der Zivilgesellschaft werden in der Regel keine Fachleute 
für Beteiligung explizit beauftragt. Die Gesprächspartnerinnen und -partner berichten jedoch von ehrenamtlichen 
Expertinnen und Experten, die sich etwa „mit Facebook gut auskennen“ oder „in Sachen Beteiligung beraten“. Sie 
sind von diesen Experten durchaus abhängig, die den Prozess zwar weniger systematisch als beauftragte 
Dienstleister gestalten, ihn aber dennoch beeinflussen. Häufig verfügen diese zivilgesellschaftlichen Berater über 
überdurchschnittliche Kompetenzen vor allem in Bezug auf die weit verbreiteten kommerziellen Social Media-
Plattformen wie Facebook, Twitter, Instagram, YouTube, Google+, Snapchat, XING oder LinkedIn. 

Bei diesen Netzwerken handelt es sich zwar nicht um klassische Akteure im Kontext von Stadtentwicklung, den-
noch aber um eine vermittelnde Instanz mit einer inhärenten, algorithmischen Strukturierungslogik. Diese „techni-
schen Intermediäre“ sind auf die unkomplizierte Möglichkeit des schnellen (Ver-)Teilens eigener oder fremder 
Inhalte ausgelegt. Die Strukturierungslogik leitet sich dabei von den Geschäftsmodellen dieser Plattformen ab, 
die in der Regel auf der Auswertung von Informationen zu thematischen Vorlieben oder Kontaktnetzwerken Ein-
zelner zum Zweck personengebundener Werbung beruhen. Dabei sind die Plattformen so gestaltet, dass der 
Nutzer oder die Nutzerin ein Interesse an der Formulierung auffälliger Beiträge hat, weil diese so schneller und 
häufiger ver-/geteilt werden. Für solche Beiträge wird der Nutzer dann nicht-monetär durch öffentlich sichtbare 
Likes, Follower etc. entlohnt. Beiträge, die eine hohe Aufmerksamkeit erreichen, werden von den Algorithmen der 
Netzwerke als relevant eingeschätzt und weiterverbreitet. Dadurch wird die Kommunikation so strukturiert, dass 
sie für diejenigen, die sie für ihre Zwecke einsetzen, nicht mehr vollumfänglich kontrollierbar ist. Nicht zuletzt 
aufgrund dieser Aufmerksamkeitslogik setzen vor allem Bürgerinitiativen Social Media erfolgreich in erster Linie 
zur Mobilisierung ein, wie die Fallbeispiele Viva Viktoria! (Bonn) und PFAFF erhalten – Stadt gestalten! (Kaisers-
lautern) zeigen. 
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Digitales Ehrenamt 

Neue Intermediäre als vermittelnde Instanzen im Kontext von Stadtentwicklung entstehen auch aus einer weite-
ren Form von Bürgerengagement. So arbeiten verstärkt Bürgerinnen und Bürger ehrenamtlich daran, offen zu-
gängliche Daten in hilfreiche webbasierte Anwendungen zu übersetzen, die das alltägliche Leben in der Stadt 
verbessern und eine Beteiligung an Stadtentwicklung erleichtern sollen. In den meisten Fällen sind dies Soft-
wareentwickler und Designer, die aus Freude am Programmieren Anwendungen auf Grundlage offener Daten 
entwickeln. Da die offenen Daten häufig von Kommunen bereitgestellt werden, ist der Bezugsrahmen der An-
wendungen in der Regel städtisch. Durch die ehrenamtliche Aufbereitung dieser Datensätze in verständliche und 
einfacher zugängliche Formen durch Software-Entwickler und Designer entsteht eine neue Gruppe von Interme-
diären im Kontext digitaler Teilhabe in der Stadtentwicklung: Civic Hacker. Unter dem Begriff des Civic Hacking 
wird eine neue Form des ehrenamtlichen Engagements zusammengefasst, das aus dem Zusammenspiel von 
technologischen Entwicklungen (zunehmende digitale Vernetzung und Verbreitung des Internets) und dem Trend 
zum Selber-Machen (zum Beispiel zunehmender Wille, das eigene Umfeld mitzugestalten) entsteht. Civic Ha-
cking ermöglicht innovative Ansätze und Methoden für Mitgestaltung und Teilhabe im urbanen Diskurs und bietet 
perspektivisch neue Entwicklungsoptionen für Stadtplanung und Verwaltungshandeln (siehe auch Haan/Höffken 
2015). 

Die als Fallbeispiel untersuchten Open Knowledge Labs sind Katalysatoren dieser Bewegung und als Treffpunkt 
und Netzwerk von Civic Hackern ein neuer Akteur im Feld der Stadtentwicklung. Sie entwickeln zu lokalen Be-
langen webbasierte Anwendungen (z.B. Apps), die der städtischen Allgemeinheit zugutekommen und Teilhabe-
möglichkeiten eröffnen. Die Labs nehmen dabei eine vermittelnde Rolle ein. Das Ziel ist hier im Unterschied zu 
anderen Initiativen nicht, an einem spezifischen Thema oder Projekt der Stadtentwicklung zu arbeiten, sondern 
gerade ein Scharnier zwischen Verwaltung, Politik und Bürgerinnen und Bürgern mithilfe von Daten und Software 
zu bilden. Perspektivisch könnte ein sich selbst verstärkender Prozess in Gang kommen. Durch zusätzlich aufbe-
reitete Informationen und Beispielanwendungen könnten mehr Menschen die vorhandenen, bisher aber schlecht 
zugänglichen Daten nutzen. Zugleich könnte der Druck auf die Freigabe und Aufbereitung von Daten zunehmen. 
Dadurch stünde wieder mehr Material für die Entwicklung relevanter Anwendung zur Verfügung. Konkret kann
dadurch Bürgerengagement Verwaltungshandeln verbessern und ergänzen. Öffentliche Dienstleistungen können 
davon profitieren oder es können neue Kooperationen entstehen. 
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3.5 Transparenz – Augenhöhe schaffen 

Transparenz im politischen Diskurs meint, dass etwas öffentlich sichtbar werden soll, was zuvor nicht sichtbar 
war. In der Regel geht es um Informationen und Daten, die ohne Transparenz nur einem exklusiven Kreis zu-
gänglich wären. Zudem geht es um eine Nachvollziehbarkeit von Debatten und schließlich um die Einflussnahme 
auf öffentliche Entscheidungen. 

Auch im Kontext digitaler Teilhabe in der Stadtentwicklung sind diese Aspekte relevant. Einerseits beinhaltet die 
Forderung nach mehr Transparenz, dass mehr Informationen und Daten über städtische Vorhaben früher oder 
überhaupt verfügbar gemacht werden. Weiterhin soll ersichtlich sein, in welcher Form eine öffentliche Debatte 
geführt wird, wie also die Beteiligung abläuft. Schließlich soll ebenfalls deutlich werden, wie nach einer Debatte 
politische Entscheidungen getroffen und mögliche Veränderungen umgesetzt werden. Als Ziel der Forderung 
nach Transparenz wird häufig formuliert, dass Bürgerinnen und Bürger „auf Augenhöhe“ mit Verwaltungen und 
Politik agieren können. Der Wissensvorsprung, den Politik und Verwaltungen in der Regel gegenüber der Bürger-
schaft haben, soll abgebaut werden, die Kommunikation offen und die Rechenschaft nachvollziehbar gestaltet 
sein. 

Die Möglichkeiten, die durch Digitalisierung, webbasierte Medien und die Verbreitung von internetfähigen Mobil-
geräten für die Schaffung von Transparenz auf diesen Ebenen entstehen, sind vielfältig und einflussreich. Die 
Wege, Informationen, die zuvor nicht sichtbar waren, zu erheben, zu versenden oder zu teilen, sind durch die 
Digitalisierung enorm gestiegen. Besonders die Einführung des Smartphones, das Kamera, Mikrofon und Com-
puter miteinander verbindet und mobil verfügbar macht, aber auch die weite Verbreitung mobiler Computer hat es 
ermöglicht, dass fast von überall zu jeder Zeit Informationen erstellt und/oder verteilt werden können. Die Infor-
mationen können auf Plattformen im Internet bereitgestellt werden – seien es temporäre oder dauerhafte Beteili-
gungsplattformen der Verwaltung, Soziale Medien oder spezifische Plattformen wie openPetition oder Leer-
standsmelder. 

Diese Plattformen bilden Informationen aktuell ab, aber auch als eine Art Archiv, auf das mithilfe leistungsfähiger 
Suchmaschinen zugegriffen werden kann. Dadurch verändern sich gleichzeitig die Möglichkeiten des Abrufens 
von Informationen und die Interaktion mit ihnen erheblich. Informationen werden so für eine breite Gruppe von 
Interessierten zeitlich uneingeschränkt zugänglich. Sie sind nicht nur zu festen Amtsöffnungszeiten auf Antrag 
erhältlich, sondern rund um die Uhr frei im Netz verfügbar. Sie liegen in Formaten vor, die leicht gespeichert, 
kopiert und verteilt werden können. 

Informationen und Daten – Transparenz schon vor der konkreten Beteiligung 

Die Forderung nach der Freigabe öffentlicher Informationen ist eine Forderung, die sich in Deutschland bisher am 
deutlichsten im Hamburger Transparenzgesetz niedergeschlagen hat (Behörde für Justiz und Gleichstellung der 
Freien und Hansestadt Hamburg 2012). Das Land Hamburg hat das Amtsgeheimnis auf den Kopf gestellt. Seit 
2012 gilt, dass grundsätzlich alle Informationen der Stadt öffentlich sind, es sei denn, dass es ein wichtiges Inte-
resse gibt, eine Veröffentlichung zu verbieten – zum Beispiel den Datenschutz. 

Diese Veränderung erfüllt eine wesentliche Forderung der Open Data-Bewegung, nämlich die Freigabe von Roh-
daten zu öffentlich verfügbaren Informationen statt der Bereitstellung von aufbereiteten und bereits ausgewerte-
ten Statistiken. Hürden dieser Forderung nachzukommen sind für Kommunen zum einen rechtliche Fragen – zum 
Beispiel nach der Lizenzierung veröffentlichter Daten – aber auch die Sorge, die Interpretationshoheit über die 
Daten zu verlieren. Im Gegenzug ergeben sich durch die Bereitstellung offener Daten neue Möglichkeiten der 
Nutzung durch Dritte. Innovative Unternehmen können genauso wie Ehrenamtliche und zivilgesellschaftliche 
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48 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Initiativen neue Dienstleistungen und Anwendungen gestalten, die gesellschaftlichen Mehrwert schaffen – wie es 
im Fallbeispiel zum OK Lab Berlin beschrieben wird. 

Die Open Knowledge Foundation als Trägerin der OK Labs stellt in Aussicht, dass die Öffnung von Daten es 
Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, sich informiert an der politischen Entscheidungsfindung zu beteiligen (Open 
Knowledge Foundation ohne Datum). Ein großer Teil der Aktivitäten im Fallbeispiel OK Lab Berlin beruht auf der 
Nutzung offener Daten und zielt auf die Herstellung von Transparenz. Beispielsweise werden in der Web-
Anwendung „Bürger baut Stadt“ Informationen über geplante und aktive Bauvorhaben, die zugehörigen Beteili-
gungsmöglichkeiten und der Bearbeitungsstatus leicht verständlich auf einer Karte dargestellt. Nutzer können 
sich die für sie relevanten Vorhaben abonnieren und bleiben so auf dem Laufenden. Hier werden aus grundsätz-
lich verfügbaren Daten (Amtsblatt, Ratsinformationssystem) mit unterschiedlichen Aufbereitungen neue Informa-
tionen geschaffen, die für eine breite interessierte Bürgerschaft lesbar gemacht werden. 

Die Lesbarkeit von Informationen für interessierte Bürgerinnen und Bürger ist neben der generellen Veröffentli-
chung von Daten und Informationen ein zentraler Aspekt von Transparenz. Sind das Verständnis und die Lesbar-
keit nicht gegeben, stellt sich nicht die gewünschte Kommunikation auf Augenhöhe ein, sondern Überforderung 
und Frustration. Um komplexe Themen verständlich zu erklären, bieten webbasierte Medien die Möglichkeit Vi-
sualisierungen und Animationen einzusetzen. Im Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert wurden verschiedene Pla-
nungsvarianten zum Umbau der Hochstraße in Ludwigshafen mithilfe von zahlreichen Visualisierungen und Vi-
deos auch für Laien anschaulich gemacht. Gerade der Einsatz von bewegten Bilder kann Interessierten eine 
konkrete Vorstellung über bauliche Veränderungen bieten – hat aber auch die Macht durch bewusste Gestaltung 
des Gezeigten zu beeinflussen. 

Die Offenlegung von Daten, die unabhängige Interpretation und die Lesbarmachung von Informationen können in 
die jüngeren Debatten zu einer neuen „Kultur der Symmetrisierung“ (Nassehi 2016, S. 74 ff.) in der Gesellschaft 
eingeordnet werden. Wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen lösen sich auch im Verhältnis von Bürgerschaft 
zur Politik bestehende Asymmetrien auf und führen insbesondere bei der jüngeren Bevölkerung zu einer „inzwi-
schen generalisierten Erwartung von Augenhöhe“ (ebd., S. 78) in vielen Lebensbereichen. 

Nachvollziehbare Kommunikation 

Eine Hauptfunktion von webbasierten Medien in top-down-Beteiligungsprozessen ist neben der eigentlichen 
Online-Beteiligung die Dokumentation von Beteiligungsformaten. Egal ob auf stadteigenen oder gemieteten Onli-
ne-Beteiligungsplattformen oder auf Servern von Social Media-Anbietern bietet die Dokumentation einen Aspekt 
der Transparenz. So ist auch Jahre nach einem Beteiligungsprojekt noch nachvollziehbar, wer wann was zum 
Projekt beigetragen hat oder auch nicht. 

Diese Archivfunktion wird von Bürgerinnen und Bürgern und der Verwaltung gleichermaßen positiv betont. Im Fallbei-
spiel BOB-SH in Schleswig-Holstein betont ein Verwaltungsmitarbeiter diesen Aspekt besonders: „Die direkte Doku-
mentation im System spart viel Arbeit und macht Prozesse gut nachvollziehbar.“ Über die Plattform eingereichte Stel-
lungnahmen sind strukturiert abrufbar und liegen direkt in einer Abwägungstabelle vor. Die Eingaben können sofort 
ohne Medienwechsel beantwortet und bei Bedarf öffentlich sichtbar gemacht werden, um von anderen Nutzern direkt 
mitgezeichnet zu werden. In Interviews mit beteiligten Bürgerinnen und Bürgern am Prozess des Umbaus der Hoch-
straße in Ludwigshafen wurde im Zusammenhang mit dem Aspekt der Dokumentation hervorgehoben: „Jeder kann 
sehen, dass ich diese Frage gestellt habe und welche Antwort ich von der Verwaltung bekommen habe. Auch noch 
Jahre später.“ Diese lang andauernde Speicherung verspricht, dass die Antwort sorgfältig gegeben wurde und auch 
lange Bestand hat – das führt zu einem Gefühl der Sicherheit für den Fragensteller. Weiterhin ist die Speicherung der 
Frage und der Antwort eine Nachschlagemöglichkeit für andere Interessierte. 
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Gegenüber der langfristigen Verfügbarkeit wurde in diesem Fallbeispiel auch die direkte und schnelle Kommuni-
kation zwischen Verwaltung und Bürger als wichtig für die Transparenz eingeschätzt. In den Beteiligungsphasen 
auf ludwigshafen-diskutiert.de erfolgte eine Antwort in der Regel innerhalb von 48 Stunden. Von den Inter-
viewpartnern innerhalb der Verwaltung wird dieser Umstand als zentral geschildert, um mit den „Bürgerinnen und 
Bürgern auf Augenhöhe zu kommunizieren“. 

Ein Nutzen von Transparenz während der Beteiligung liegt also darin, Diskussionen und Argumente mitverfolgen 
und auch noch lange nach der eigentlichen Beteiligungsphase nachverfolgen zu können. Die offene, archivierba-
re Kommunikation in Kombination mit einer Moderation kann ebenso einen positiven Effekt auf die Sachorientie-
rung der Diskussion haben. Im Falle eines Frage-Antwort-Formates oder der einmaligen Abgabe von Stellung-
nahmen können durch Vermeidung von Doppelungen und dank direkter Kommunikation Effizienzgewinne erzielt 
werden. 

Transparenz der Bearbeitung und der Entscheidungswege 

Sowohl Online-Beteiligungsplattformen als auch Blogs und Social Media-Plattformen bieten heute eine Transpa-
renz über den Austausch von Argumenten, da die auf ihnen stattfindende Kommunikation in der Regel für alle 
öffentlich sichtbar ist. Dauerhafte Beteiligungsplattformen bieten zudem die Möglichkeit höherer Transparenz 
über die eigentliche Beteiligung hinaus. Am Beispiel der Plattform sag’s doch in Friedrichshafen ist dieser Aspekt 
gut nachzuvollziehen. Mithilfe der Plattform können Nutzerinnen und Nutzer Anliegen an die Stadtverwaltung 
richten – das können Hinweise auf Störungen sein bis hin zu Vorschlägen der Politikgestaltung. Auf der Plattform 
wird nicht nur dokumentiert, welches Anliegen wann eingereicht wurde, sondern auch, wann es von welchem Amt 
bearbeitet wurde und wie der Bearbeitungsstatus ist. Allerdings wird nicht ersichtlich, welche Mitarbeiterin oder 
welcher Mitarbeiter diese Anfrage bearbeitet oder verantwortet. Auch im Beteiligungsverfahren Ludwigshafen 
diskutiert wurden während der Online-Beteiligung Beiträge von Bürgerinnen und Bürger im Namen der Stadtver-
waltung beantwortet, ohne dass ersichtlich wurde, welche Mitarbeiter aus welchem Ressort eine Antwort gege-
ben hat. Ein Bürger, der sich in Ludwigshafen beteiligte, zeigte sich im Interview darüber enttäuscht: „Wenn je-
mand hinter den Antworten steht, kann dieser zum Beispiel bei Vor-Ort-Veranstaltungen angesprochen werden, 
was zu einem besseren Verständnis der Antwort beitragen kann.“ 

Eine besondere Form der Herstellung von Transparenz wurde im Fallbeispiel Potsdam weiterdenken gewählt. Im 
Rahmen eines mehrstufigen Beteiligungsprozesses zur Erarbeitung eines städtischen Leitbildes kam als beson-
deres Format die Textannotation zum Einsatz. Diese ermöglichte es den Nutzerinnen und Nutzern, den Leitbild-
entwurf direkt am Text zu kommentieren, um Ideen, Änderungen und Ergänzungen vor der Fertigstellung des 
Leitbildes einzubringen. Durch diese gemeinsame Bearbeitung des Leitbildentwurfs wurde für alle nicht nur eine 
Informationsgleichheit zum späteren Ergebnis ermöglicht, sondern es gab die Möglichkeit einer Mitautorschaft. 
Das Ringen um Formulierungen und deren Interpretation erzeugte hier neben einer inhaltlichen Transparenz 
auch eine Transparenz darüber, dass ein Prozess, in dem es um die Integration unterschiedlicher Interessen und 
Sichtweisen geht, mitunter schwierig sein kann. 

Ein weiterer wesentlicher Aspekt von Transparenz im Kontext von Beteiligungsverfahren betrifft weniger Informa-
tionen in der Sache als die Transparenz über das Verfahren selbst. Im Speziellen geht es bei Verfahrenstranspa-
renz darum deutlich zu machen, welche Wege die Beteiligungsergebnisse nehmen und wie letztendlich eine 
Entscheidung zustande kommt. Dazu gehört es auch die Grenzen der Einflussnahme und die Spielregeln des 
Beteiligungsprozesses darzulegen. 

Das Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert betrifft eine Vielzahl von Akteuren und ist im Ausmaß der Stadtumgestal-
tung, dem finanziellen Volumen des Vorhabens und der Dauer des Beteiligungszeitraum beträchtlich. Die Inter-
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50 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

viewpartner von Seiten der Stadt haben aus diesen Gründen deutlich gemacht, wie wichtig ihnen ein transparen-
tes Verfahren und eine transparente Kommunikation sind. Zentrales Instrument dafür ist die permanente Aktuali-
sierung der Plattform ludwigshafen-diskutiert.de, auf der alle wichtigen Dokumente, Planungsschritte und Ent-
scheidungen – inklusive Links ins Ratsinformationssystem – einsehbar sind. Auf der Plattform findet sich auch ein 
Überblick, der über den zeitlichen Ablauf und die Formate der Beteiligung, über die Auswertung der Ergebnisse 
und die Zuständigkeiten der Entscheidung aufklärt. Im online verfügbaren Auswertungsbericht der ersten Beteili-
gungsphasen wird ersichtlich, welche Perspektiven im Beteiligungsprozess aufgekommen sind. Dieser Bericht 
wurde den Abgeordneten zur Vorbereitung ihrer Beratung vorgelegt. 

Auch das Ablegen von Rechenschaft über getroffene Entscheidungen kann vom Einsatz webbasierter Medien 
profitieren. Ebenfalls im Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert wurde eine Stadtratsentscheidung in einem Video-
Interview mit dem Stadtvorstand direkt nach der Sitzung erläutert. Das 13-minütige Video (Stadt Ludwigshafen 
2015) wurde zwei Tage nach der Entscheidung im März 2014 auf Youtube veröffentlicht und bisher 590 mal 
(Stand September 2017) aufgerufen. Im Interview wurde die Oberbürgermeisterin auch mit dem in der Zivilgesell-
schaft aufgekommenen Vorwurf der Scheinbeteiligung konfrontiert, da in der abgeschlossenen Beteiligungsphase 
keine Entscheidungsvarianten mehr zur Abstimmung gestellt wurden – im Unterschied zu einer früheren Phase. 
Daraufhin hat die Oberbürgermeisterin noch einmal das Verfahren und die Ziele dieser abgeschlossenen Phase 
dargelegt. 

Vorteile eines transparenten Beteiligungsprozesses ergeben sich für verschiedene Seiten. Gelingt es dem Pro-
zess alle Blickwinkel zu integrieren und alle relevanten Informationen zu Tage zu fördern, erhöhen sich die Chan-
cen auf einen gut informierten politischen Abwägungs- und Entscheidungsprozess. Darauf aufbauend wiederum 
lässt sich eine Entscheidung für Politikerinnen und Politiker nachvollziehbarer begründen und führt im besten Fall 
zu einer besseren fachlichen Umsetzung des Vorhabens. Wenn nachvollziehbar begründet ist, weshalb bestimm-
ten Interessen der Vorzug vor anderen gegeben wurde, kann das wiederum für ein besseres Verständnis unter 
den Bürgerinnen und Bürgern führen – wenn auch nicht für das Ergebnis, wenn es den eigenen Interessen wi-
derspricht, so vielleicht doch für den komplexen Abwägungsprozess in der Sache. 

Transparenz und Vertrauen 

Die vielfältigen Möglichkeiten mithilfe webbasierter Medien, Daten und Informationen offen zu legen und ver-
ständlich zu machen sowie Kommunikation zu ermöglichen und zu dokumentieren werden auch als Möglichkei-
ten wahrgenommen, Vertrauen zwischen Politik, Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern herzustellen oder zu 
stärken. Bei einer angenommenen neutralen Ausgangsposition ist ein transparentes und ehrlich gestaltetes Be-
teiligungsverfahren sicher die beste Voraussetzung, um Akzeptanz und Vertrauen für einen Beteiligungsprozess 
zu schaffen. Die Einflussfaktoren für ein Vertrauensverhältnis – gerade auch über ein konkretes Verfahren hinaus 
– sind aber wesentlich umfassender.

Während Transparenzbemühungen sich häufig als ein Offenlegen von Informationen und Daten darstellen, wird 
Vertrauen in einem längeren gegenseitigen Prozess geschenkt. Wenn ein Vertrauensverhältnis Schaden ge-
nommen hat oder noch nicht existiert, kann Transparenz im politischen Handeln auch kritisch gesehen werden. 
Han (2011, ohne Seitenangabe) weist auf den komplexen Zusammenhang von Vertrauen, Transparenz, Kontrolle 
und politischem Handeln hin: „Gerade da, wo das Vertrauen schwindet, wird der Ruf nach mehr Transparenz 
laut. Da aber kein Vertrauen mehr da ist, wird sie allein durch Kontrolle erreicht. (…) Das politische Handeln ist 
ein strategisches Handeln auf eine Zukunft hin. Die Offenlegung der Intentionen und der Pläne zerstört diese 
Zukunft“. Mehr Transparenz führt demnach nicht automatisch zu mehr Vertrauen. Welche Art von Transparenz 
einen Beteiligungsprozess zur Stadtentwicklung unterstützt und welche Formen eventuell auch hinderlich sein 
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51 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

können, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Der Hinweis, dass gerade für die Entwicklung von trag-
fähigen Ideen zur Stadtentwicklung ein vor öffentlicher Diskussion geschützter Raum erforderlich sein kann, sollte 
in der weiteren Debatte um Transparenz berücksichtigt werden. 

3.6 Ressourcen – Kommunikation im Internet ist nicht kostenlos 

Existierende Social Media-Plattformen von Drittanbietern wie Twitter oder Facebook, die kostenfrei nutzbar sind, 
können die Kommunikation in Verfahren der digitalen Teilhabe erheblich erleichtern. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass für die gesamte Kommunikation über solche oder andere webbasierte Medien die Kosten gering(er) sind. 
Nutzt eine Verwaltung oder eine Initiative der Zivilgesellschaft eine webbasierte Plattform oder einen Social-
Media-Kanal, muss sie ihn regelmäßig betreuen, wenn das gewünschte Kommunikations- oder Dialogziel erreicht 
werden soll. Dies gilt ebenso für die eigene Website, die zusätzlich noch technische Kosten (für das Speichern 
auf eigenen oder fremden Servern sowie Softwarebetreuung) verursacht, wie für eine spezielle webbasierte Be-
teiligungsplattform – etwa in den Fallbeispielen in Ludwigshafen, Potsdam oder Friedrichshafen. Im Fall der lan-
desweiten Plattform BOB-SH zur webbasierten Unterstützung der formalen Bauleitplanverfahren wurde von ei-
nem kommunalen Vertreter formuliert: „Wenn das Land das nicht bezahlen würde, hätten wir das wohl nicht ein-
gesetzt“. 

Generell können für die Nutzung von webbasierten Medien in Stadtentwicklungsprozessen Sach- und Personal-
kosten anfallen. Unabhängig von den Akteursgruppen sind zum ersten sowohl Hardware als auch Software er-
forderlich, für die Investitions- oder/und Nutzungskosten anfallen können. Zum zweiten werden Personen ge-
braucht, die über ausreichende konzeptionelle Expertise (zur Inwertsetzung einer webbasierten Lösung im Sinne 
der Beteiligungsziele), technische Expertise (zur konkreten technischen Bereitstellung oder Konfiguration einer 
webbasierten Lösung) und redaktionelle Kenntnisse (zum Beispiel zur inhaltlichen Aufbereitung von Fach- und 
Prozessinformationen) verfügen. Über diese Expertise hinaus sollten die Personen Erfahrungen aus der Stadt-
entwicklung mitbringen, um die Verfahren auch inhaltlich angemessen begleiten zu können. 

Jene Personen, die Prozesse der digitalen Teilhabe konzipieren und unter Nutzung der gekauften oder gemiete-
ten Hard- und Software umsetzen, können bei den jeweiligen Akteuren beschäftigt sein oder als Dienstleistung 
bei externen Anbietern eingekauft werden. Manche Stadtverwaltungen bauen eigene kleine Abteilungen für die 
Bürgerbeteiligung auf, die aber in der Regel nicht so groß sind, dass sie einen Beteiligungsprozess alleine konzi-
pieren und umsetzen können. Sie koordinieren deshalb externe Dienstleister, die eigens für die Durchführung 
einzelner Beteiligungsprojekte beauftragt werden. Bevor Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung mit den 
webbasierten Verfahren arbeiten, bedarf es einer Verwaltungsspitze, die der Einführung dieser Verfahren gegen-
über aufgeschlossen ist und ihren Einsatz fördert. Für die Beauftragung von Agenturen, die den Beteiligungspro-
zess mit ihrer Erfahrung und ihrem Know-how durchführen, sind zudem Finanzmittel bereitzustellen. Bürger-
schaftliche Initiativen greifen häufig auf ehrenamtliche Fachleute zurück, die sich für die jeweilige Sache engagie-
ren wollen. 

Die Durchführung des crossmedial angelegten Beteiligungsverfahrens zur Sanierung einer Hochstraße in Lud-
wigshafen wurde beispielsweise von den Mitarbeitern der städtischen Verwaltung als aufwändig beschrieben. 
Schon vor dem eigentlichen Beteiligungsprozess mit der Bürgerschaft waren innerhalb der Verwaltung viele Fra-
gen zur crossmedialen Konzeption, Organisation und Finanzierung eines solchen Vorhabens zu klären, die per-
sonelle Kapazitäten gebunden haben und Umschichtungen innerhalb bestehender Aufgaben erforderlich mach-
ten. Dies galt erst recht für die Durchführung des Verfahrens, bei dem die Verwaltung viele Fragen, die sowohl 
aus den Vor-Ort-Angeboten als auch über die Online-Projektplattform eingingen, bearbeiten und beantworten, 
neue Ideen prüfen und Vorschläge aufnehmen oder verwerfen musste. Bei der Einrichtung der städtischen 
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Anliegenmanagement-Plattform sag’s doch in Friedrichshafen gab es im Vorfeld Bedenken, wie mit einem plötzli-
chen Ansturm von Meldungen auf der Webseite umzugehen sei. Es seien daher Vorkehrungen getroffen worden. 
So gebe es eine Art „Notfallknopf“, der sicherstellen soll, dass im Fall eines nicht zu bewältigenden Ansturms auf 
die Plattform diese mit Hinweis auf die Überlastung kurzfristig vom Netz genommen werden könne. Bisher sei ein 
solcher Fall aber nicht eingetreten. Der Erfolg der Plattform äußert sich in zunehmenden Nutzerzahlen. Dadurch 
steigt der Aufwand für die Bearbeitung. Eine Anpassung der Ressourcen sei jedoch bisher nicht vorgenommen 
worden. Die Stadt Kaiserslautern und die Projektentwicklungsgesellschaft für das PFAFF-Areal verzichteten in 
ihrem mehrstufigen Beteiligungsverfahren im Jahr 2016 bewusst auf den Einsatz der webbasierten Medien, weil 
sie den Aufwand als zu groß einschätzten. 

Es bedarf also innerhalb der Verwaltung Personals, das in der Lage ist, sowohl konzeptionell als auch praktisch 
mit webbasierten Medien umzugehen. Eigene Beiträge müssen geschrieben und fremde gelesen werden, Ent-
scheidungen über Likes und Follower sind zu treffen. Dies sollte möglichst zeitnah und idealerweise nicht nur zu 
klassischen Bürozeiten geschehen, wenn man sich entwickelnde Diskussionen beeinflussen will. Die Geschwin-
digkeit in der Kommunikation ist bei der Nutzung der webbasierten Medien hoch. Diskussionen über eigene und 
fremde Beiträge auf Twitter, Facebook oder auf einer eigens zur Verfügung gestellten Partizipationsplattform, die 
für die eigene Kommunikation wichtig sind, können in nur wenigen Stunden die Grundlagen der Arbeit verändern. 
So können etwa in nur kurzer Zeit, in denen ein Account oder ein Diskussionsforum nicht beobachtet wird, zahl-
reiche Reaktionen eingehen, die (dann) nicht kontrolliert werden können und eine eigene Dynamik entfalten. Der 
Umfang von Reaktionen auf eigene Online-Aktivitäten ist nur schwer abzuschätzen. Wenn eine Verwaltung oder 
Initiative auf ein Beteiligungsangebot eine unerwartet hohe Reaktion erhält, fällt es oft schwer, den damit verbun-
denen Aufwand zu bewältigen. So berichten Verantwortliche in diesem Zusammenhang von hohem Arbeitsein-
satz, der zum Teil in Überstunden (Verwaltung) oder Nachtarbeit (Initiativen) geleistet wurde. 

Die Vertreter einer interviewten Initiative berichteten zudem, dass der Aufruf zu einer Demonstration aufgrund der 
Geschwindigkeit in den Sozialen Medien „etwas außer Kontrolle geraten“ sei. Es ging hier nicht um die Reaktion 
Anderer in den Sozialen Medien auf eigene Äußerungen, sondern um eine eigene, schnell geschriebene und 
versandte Änderung einer lang angekündigten Demonstration. Die Organisatoren wollten die schon vorhandene 
Mobilisierung für ihr Projekt dazu nutzen, auch gegen ein anderes Stadtentwicklungsprojekt Position zu beziehen: 
„Wir dachten, das können wir doch schnell machen.“ Die Reaktion vieler Teilnehmerinnen und Teilnehmer sei 
nicht sehr positiv gewesen. Ein Innehalten zur Reflexion vor dem Versand hätte jedoch den Ablauf beeinträchtigt 
und mehr zeitliche Ressourcen gebunden. 

Je nachdem, wie ausgeprägt das Bedürfnis nach Kontrolle der Kommunikation bei Nutzern webbasierter Medien 
ist, müssen Ressourcen aufgebracht werden, die den Aufwand zur Planung und Umsetzung des eigenen Kom-
munikationswunsches deutlich übersteigen können. Auch wenn Gesprächspartnerinnen und -partner von Verwal-
tungen (Ludwigshafen, Potsdam, Friedrichshafen), die eigene Beteiligungsplattformen einsetzen, berichteten, 
dass die Qualität der Beiträge in der Regel hoch und der Missbrauch gering sei, liefert diese Erfahrung keine 
Sicherheit für das nächste Projekt und gilt so auch nicht für die Nutzung externer Social Media-Plattformen. 
Grundsätzlich kann eine sichtbare Online-Moderation bei Online-Beteiligungsverfahren – etwa bei dem Projekt 
Ludwigshafen diskutiert – hilfreich sein. Eine solche Moderation kann Nutzerbeiträge, die gegen die Dialogregeln 
(Netiquette) verstoßen, durch Kommentare sanktionieren oder bei groben Regelverstößen auch ausblenden. 

Online-Beteiligung ist also weder für die Verwaltungen noch für die Initiativen kostenlos – selbst dann, wenn 
einige externe webbasierte Plattformen oder Dienste auf den ersten Blick kostenlos zur Verfügung stehen. 
Da im Vorfeld schwer einzuschätzen ist, auf welche Resonanz ein neues Beteiligungsangebot der Verwaltung 
oder einer Initiative aus der Zivilgesellschaft trifft, ist der erforderliche Aufwand nur schwer zu kalkulieren. 
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Eine vergleichende quantitative Aufbereitung der entstehenden Kosten für digitale Verfahren fehlt. Sowohl für 
Verwaltungen als auch für Initiativen der Zivilgesellschaft wären beispielhafte Aufbereitungen auch im Zeitverlauf 
(Vorbereitung, Umsetzung, Nachbereitung) hilfreich, um zukünftige Projekte besser abschätzen zu können. 

3.7 Effizienz – Automatisierung und Kostensenkung 

Mögliche Effizienzgewinne sind einer der größten Treiber im Feld der Digitalisierung. Ziel ist es, mit dem gleichen 
Mitteleinsatz mehr zu erreichen beziehungsweise weniger für das gleiche Ergebnis einsetzen zu müssen. Die Vir-
tualisierung und Automatisierung sind zwei Aspekte der Digitalisierung, die zur Effizienzsteigerung beitragen. Virtua-
lisierung bedeutet, Gegenstände oder Verfahren so zu beschreiben, dass sie von Computern bearbeitet werden 
können. Diese Beschreibungen (etwa Dateien mit Karten, Grafiken, Texten, Musik, Videos, Fotos oder Program-
men) können dann von Computern automatisch nach festgelegten Regeln kopiert, versandt oder verändert werden. 
Durch die Automatisierung von Informationsbereitstellung und -verteilung entfallen im Bereich der Stadtentwicklung 
beispielsweise zahlreiche Arbeitsschritte, die bei einer reinen Offline-Beteiligung notwendig sind. 

Insbesondere bei standardisierten Verfahren wie der Bauleitplanung kann bei Einsatz der webbasierten Medien 
auf immer wiederkehrende Prozessschritte – wie zum Beispiel den Versand von umfangreichen Unterlagen an 
die Träger öffentlicher Belange – verzichtet werden. Die notwendigen Unterlagen werden digitalisiert, also in 
computerlesbare Dateien übersetzt, und entweder auf einem zentralen Speicher abgelegt und/oder elektronisch 
versandt. Dies reduziert sowohl laufende Sachkosten als auch Personalkosten auf Seiten der öffentlichen Hand. 
Allerdings bedarf es einer Investition in Anlagen und Software, die die digitale Speicherung und den Versand 
ermöglichen. 

„Wir sparen da eine Menge Arbeit“, so die Einschätzung zum Online-Beteiligungsverfahren BOB-SH in Schles-
wig-Holstein. Gerade in diesem Fallbeispiel wurde das Thema der Effizienz stark betont, wenngleich die involvier-
ten Akteure hier unterschiedliche Ziele verfolgen. Während das Land ein Interesse daran hat, dass eine möglichst 
einheitliche Plattform für die Online-Beteiligung existiert, um die Träger der öffentlichen Belange in den Bauleit-
planverfahren zu entlasten, haben die Kommunen ihre eigene Arbeitsbelastung und Finanzlage im Blick. Die 
Möglichkeit, Bürgerinnen und Bürger am Bauleitplanverfahren online zu beteiligen, ist hier eher ein Zusatzaspekt, 
der sich aus der Digitalisierung von Verwaltungsabläufen im Rahmen dieses Verfahrens ergibt. Unabhängig da-
von betonen die Befragten im Fallbeispiel BOB-SH, dass das Verteilen von Information, das Einsammeln von 
Stellungnahmen sowie die Dokumentation des Prozesses mithilfe webbasierter Medien effizienter umgesetzt 
werden können. 

Diese Elemente spielen bei allen anderen betrachteten Fallbeispielen eine vergleichbare Rolle. Im Bonner Bei-
spiel Viva Viktoria! und bei PFAFF erhalten – Stadt gestalten in Kaiserslautern verteilen die Bürgerinitiativen ihre 
Positionen, sammeln Likes, Retweets und Kommentare ein und dokumentieren den Prozess mittels webbasierter 
Medien – in einem Umfang und einer Qualität, die ohne den Einsatz webbasierter Medien nicht vorstellbar wäre. 
Ähnliches gilt für die Münchner urbanauten, die ohne digitale Medien nicht so viele Menschen mit einem ver-
gleichbaren Aufwand für ihre Veranstaltungen gewinnen könnten. Die Stadt Ludwigshafen hätte einen wesentlich 
höheren Aufwand treiben müssen, um mit Bürgerinnen und Bürgern über Varianten ihrer neuen Stadtstraße aus-
schließlich offline ins Gespräch kommen zu können. Eine ständig verfügbare Dokumentation des Planungspro-
zesses ließe sich ohne webbasierte Medien kaum vorstellen. Auch bei sag’s doch, dem Anliegenmanagement 
in Friedrichshafen, ist das Einsammeln von Bürgeranliegen, das Verteilen der Information zum Bearbeitungs-
stand und zur Entscheidung sowie die Dokumentation ohne webbasierte Medien nicht mit gleichem Aufwand 
leistbar. Im OK Lab Berlin schließlich wird selbstverständlich auch ortsunabhängig gemeinsam an Programmen 
gearbeitet. Diese Erleichterung der Kollaboration ohne gleichzeitige physische Anwesenheit am gleichen Ort 
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spielt ebenso bei der gemeinsamen Bearbeitung von Texten im Fallbeispiel Potsdam weiterdenken eine wichtige 
Rolle und geht über das Verteilen, Einsammeln und Dokumentieren noch hinaus. 

Grundsätzlich verursacht der Einsatz webbasierter Medien Zusatzkosten, wenn diese ergänzend zu anderen 
Beteiligungsformaten eingesetzt werden. Wie bereits ausführlicher beschrieben, ist das in allen untersuchten 
Beispielen der Fall. Nur in Fällen, in denen man den Einsatz webbasierter Medien als Ersatz für Offline-Medien/ 
-Verfahren vorsieht, kann der Effizienzvorteil auch absolut die Kosten senken.

Eine genaue Abschätzung von Aufwand und Ertrag bezogen auf die Nutzung webbasierter Medien ist nur schwer 
möglich. Dies gilt auch für die untersuchten Beispiele im Rahmen dieser Studie. Diese Einschätzung findet sich 
ebenfalls in der Begründung der Bundesregierung zur Änderung des Baugesetzbuchs für das Einstellen der 
öffentlich auszulegenden Unterlagen in das Internet im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung. Dort wird festge-
stellt, dass die standardisierte Erstellung und Bereitstellung zwar Kosten und Aufwände im Rahmen der späteren 
Verwendung innerhalb der Kommunen erspart, dass aber der Mehraufwand der Kommunen nicht bezifferbar sei 
(Bundesregierung 2016). Aufwände in Euro und Arbeitsstunden müssten mit Erträgen in der Beteiligungsqualität 
und -quantität, in der Transparenz und der Dokumentierbarkeit in Beziehung gesetzt werden. Qualitativ gehen die 
Aussagen aller Gesprächspartnerinnen und -partner jedoch in die Richtung, dass eine Alternative zum Online-
Angebot nicht gesehen wird. Online-Kommunikation wird als gesellschaftlicher Standard empfunden, hinter den 
man nicht zurückgehen will. Implizit wird in den Aussagen der zivilgesellschaftlichen Initiativen deutlich, dass 
ohne den Effizienzgewinn durch Digitalisierung die eigenen Aktivitäten besonders in der Mobilisierung und Infor-
mation nicht so erfolgreich hätten umgesetzt werden können. 

Die Verwaltung erzielt derzeit besonders in standardisierbaren Verfahren einen Effizienzvorteil, in dem sie wie-
derkehrende Arbeiten virtualisieren und automatisieren kann. Hier findet ein Ersatz von Tätigkeiten durch die 
Digitalisierung statt. Bei nicht-standardisierten Vorgängen (informelle Beteiligung in Stadtentwicklungsprozessen) 
erhöht sich durch den zusätzlichen – mit einem Offline-Verfahren verbundenen – Online-Kanal wahrscheinlich 
der Output (qualitativ hochwertigere Beiträge, bessere Einbindung der Bevölkerung) und verringern sich in der 
Regel einige Aufwände (Zusammenstellung von Beiträgen, Dokumentation). Das theoretische Problem, dass 
durch den geringen Aufwand zur Beteiligung übermäßig viele inhaltliche Beiträge zu verarbeiten wären oder 
durch anonyme Postings die Qualität der Beiträge sinkt, wurde in den Fallbeispielen nicht beobachtet. 

Ob die Effizienzgewinne die jeweilige Investition aufwiegen, ist eine wichtige und schwer zu beantwortende Fra-
ge. Da ein Teil der Effekte in der Regel nicht zu quantifizieren ist (Beteiligungsqualität), ist ein direkter Vergleich 
von Nutzen und Kosten in konkreten Projekten kaum möglich. Ein solcher Vergleich ist letztlich nur politisch mög-
lich, da die Entscheidung, wie wertvoll eine höhere Beteiligungsqualität oder eine bessere Information der jeweili-
gen Zielgruppe ist, eine normative Entscheidung ist. 
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4. Webbasierte M edien  und  Urban  Governance  –  Schlussfolgerungen  zu  neuen 
Möglichkeiten  und  Herausforderungen 

4.1 Verbreitung, Möglichkeiten und Herausforderungen 

Der Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung ist inzwischen ein Alltagsphänomen. Crossmedialität 
und Soziale Medien beschreiben dabei das mediale Feld, in dem Stadtentwicklungsprozesse heute stattfinden. 
Sowohl Kommunalverwaltungen als auch bürgerschaftliche Gruppen nutzen webbasierte Medien, um Stadtent-
wicklungsprozesse zu gestalten. Sie werden in der Regel zusätzlich zu Offline-Formaten eingesetzt und mit die-
sen inhaltlich kombiniert. Bei der Nutzung Sozialer Medien für eigene Projekte tun sich allerdings Bürgerinitiativen 
wesentlich leichter als öffentliche Verwaltungen. Da der zusätzliche Einsatz webbasierter Medien auch zusätzli-
chen Aufwand erzeugt, werden sie von kommunaler Seite bevorzugt bei politisch bedeutsamen Projekten ge-
nutzt. 

Der Einsatz webbasierter Medien macht eine Mitwirkung über Offline-Formate aber keineswegs obsolet. Verwal-
tungen und Bürgerinitiativen wollen auch diejenigen mitnehmen, informieren oder überzeugen, die sich (noch) 
nicht über webbasierte Medien informieren, sondern dies wie schon vor der Zeit des Internets (nur) über die ge-
druckte Tageszeitung oder Versammlungen für Bürgerinnen und Bürger tun. Zudem haben Offline-
Veranstaltungen und Online-Veranstaltungen in der Wahrnehmung der Menschen andere Qualitäten. Von Ange-
sicht zu Angesicht (Face-to-Face) miteinander zu kommunizieren, wird von vielen als persönlicher und reichhalti-
ger wahrgenommen als etwa ein Skype-Interview, ein Chat oder der Austausch von Kommentaren und Likes auf 
Plattformen. Entscheidend für gelingende Kommunikation ist jedoch nicht die Frage online oder offline, sondern 
die Qualität des Prozesses. Eine gelungene Kombination aus synchroner und asynchroner sowie reichhaltiger 
und reduzierter Kommunikation ermöglicht Vielen eine Beteiligung. 

Mit Blick auf die unterschiedlichen Auswirkungen rechtlicher Vorschriften auf Kommunalverwaltungen und 
Bürgerinitiativen zeigt sich, dass die öffentliche Verwaltung in verschiedenen Rechtsgebieten (beispielsweise im 
Vergabe- oder Arbeitsrecht) engeren gesetzlichen Rahmenbedingungen unterliegt als zivilgesellschaftliche Initia-
tiven. Hieraus folgen vor allem Grenzen der Flexibilität beim Einsatz webbasierter Medien. Zudem – wie im Kapi-
tel Ressourcen dargestellt – ist Kommunikation im Netz nicht kostenlos, auch wenn das manchmal so scheint. 
Selbst ohne den Einkauf einer Beteiligungsplattform oder gar der umfangreichen Programmierung einer solchen 
ist für die Kommunikation im Internet Know-how und Personal erforderlich. Hinzu kommt, dass aus der Verknüp-
fung von Online- und Vor-Ort-Formaten neue Anforderungen an die Gestaltung crossmedialer Verfahren erwach-
sen, die nicht ohne Auswirkungen auf Ressourcen bleiben. Know-how zur Organisation und Durchführung von 
Beteiligung in der Kombination von Online- und Offline-Instrumenten, also crossmedial, ist grundsätzlich weder in 
Kommunalverwaltungen noch in Bürgerinitiativen vorhanden. Hier haben sich neue Intermediäre gebildet, die 
als Vermittler auftreten, den jeweiligen Prozess organisieren und durchführen und damit Einfluss auf Beteili-
gungsmöglichkeiten und das Miteinander der Akteure nehmen. 

Transparenz und Effizienz schließlich sind zwei Haupteffekte und gleichzeitig -motive des Einsatzes von web-
basierten Medien in der Stadtentwicklung. Transparenz dient vor allem der Schaffung von Augenhöhe unter-
schiedlicher Akteure bei der Kommunikation über ein Projekt. Wenn alle Beteiligten die gleichen Informationen 
haben und auch die Entscheidungswege klar sind, kann auf Projektionen und Unterstellungen in einer Auseinan-
dersetzung über unterschiedliche Interessen verzichtet werden. Transparenz über vorliegende Informationen 
kann ebenfalls ein Element zur Erhöhung von Effizienz sein. Wenn bekannt ist, welche Informationen wo vorhan-
den sind, ist ein Zugriff leichter als bei Unklarheit über Existenz und Ort. Die Effizienzsteigerung, die dem Einsatz 
von digitalen Instrumenten gerne zugeschrieben wird, wird vor allem durch Virtualisierung und Automatisierung 
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erreicht. Das Abbilden von Prozessen in computerlesbaren Dokumenten und deren automatisierte Bearbeitung 
erspart die Wiederholung standardisierter Aufgaben – wie am Beispiel der Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange in der Bauleitplanung zu sehen ist. Der zusätzliche Einsatz von webbasierten Medien, der nicht Offline-
Verfahren oder -Formate durch Online-Elemente ersetzt, sondern ergänzt, erfordert auch zusätzliche Ressour-
cen. Inwieweit ein zusätzlicher Nutzen diese zusätzlichen Kosten rechtfertigt, ist politisch zu entscheiden. 

Ein besonderer Nutzen lässt sich durch den Einsatz webbasierter Medien in folgenden Aspekten beobachten: 

• Webbasierte Medien verfügen über das Potenzial einer hohen Reichweite zur Informationsvermittlung,
da die Informationen auf einer Webseite von allen Menschen mit Zugang zum Internet abgerufen wer-
den können.

• Aus demselben Grund verfügen webbasierte Medien über ein großes Potenzial für Rückmeldungen zu
vermittelten Informationen.

• Die potenziell hohe Reichweite wird durch eine ortsunabhängige ebenso wie – im Falle der asynchronen
Kommunikation – zeitunabhängige Möglichkeit von Informationsaufnahme und Rückmeldung ermöglicht,
soweit eine Netzanbindung vorhanden ist.

• Webbasierte Medien verfügen zudem über eine niedrige Nutzungsschwelle, sobald ein Netzzugang und
eine Grundkompetenz im Umgang mit ihnen vorhanden sind. Viele standardisierte Angebote zum Zu-
gang sind zu geringen Kosten oder sogar kostenfrei zugänglich. Das trägt ebenfalls zur hohen Reichwei-
te für Information und Rückmeldungen bei.

• Durch die grundsätzlich ständige Verfügbarkeit und potenziell unbegrenzte Zahl von Nutzerinnen und
Nutzern kann die Kommunikation in webbasierten Medien eine hohe Geschwindigkeit entwickeln.

• Durch den Einsatz von webbasierten Medien erhöhen sich die Möglichkeiten der inhaltlichen Vernetzung
von Themen und Personen unter- und miteinander. Dadurch können verfügbare Informationen angerei-
chert und weiterentwickelt werden.

• Im Rahmen von webbasierten Medien existieren zahlreiche Kollaborationsinstrumente, die die Weiter-
entwicklung von Informationen zusätzlich erleichtern.

• Durch webbasierte Angebote werden Automatisierungsmöglichkeiten eröffnet, die sowohl eine Struktu-
rierung als auch eine Dokumentation von Informationen erleichtern. Zukünftig können auch Teile der In-
teraktion durch automatisierte Programme (Social Bots) ermöglicht werden.

• Die Kombination der genannten Nutzenaspekte (Zugänglichkeit, Reichweite, Geschwindigkeit, Informa-
tionsanreicherung, Automatisierung) kann zu Effizienzvorteilen führen. Dies ist jedoch von der jeweiligen
Zielformulierung und Ausgestaltung abhängig.

Den genannten Nutzenaspekten stehen besondere Herausforderungen durch den Einsatz webbasierter Medien 
gegenüber: 

• Erfolgt der Einsatz von webbasierten Medien als Zusatz zu bisher genutzten Offline-Formaten, entste-
hen zusätzliche Bedarfe an Ressourcen. Erfolgt der Einsatz als Ersatz von bisher genutzten Offline-
Formaten, ist je nach Ausgestaltung durch Effizienzgewinne eine Einsparung von Ressourcen denkbar.

• Werden webbasierte Medien zur Kommunikation in der Stadtentwicklung eingesetzt, ist eine ständige
Beobachtung der daraus resultierenden Rückmeldungen erforderlich.

• Im Falle des Auftauchens unerwünschter Rückmeldungen ist eine schnelle Reaktion erforderlich, um ei-
ne Ausbreitung dieser Nachrichten durch die Vermittlung eigener Positionen zumindest beeinflussen zu
können.
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• Die oben genannten Potenziale der Reichweite und Vernetzung sind für die eigenen Kommunikations-
ziele dann besonders nutzbar, wenn ein aktives Community Management betrieben wird, also die Ziel-
gruppen der eigenen Kommunikation dauerhaft und ständig in gutem Kontakt gehalten werden, sodass
sie für neue Kommunikationsanlässe ansprechbar sind.

• Die netzwerkbasierte Interaktion webbasierter Medien begünstigt Organisationen mit einer entsprechen-
den Struktur. Die oben genannte Herausforderung ständiger Beobachtung von Kommunikation und ge-
forderter kurzer Reaktionsgeschwindigkeiten sind in dezentralen Netzwerkstrukturen einfacher umzuset-
zen als in zentralen hierarchischen Organisationen.

• Um die Nutzenpotenziale im Rahmen der geschilderten Herausforderungen bewältigen zu können, ent-
steht eine Abhängigkeit von neuen Intermediären, die die „Software" der webbasierten Medien bereit-
stellen und managen können.

• Die genannten Aspekte der dauerhaften Betreuung der eigenen Zielgruppen, der netzwerkbasierten
Struktur webbasierter Medien und der Erfordernis der Einbindung neuer Intermediäre führen zum Bedarf
der Qualifizierung im Umgang mit webbasierten Medien – mindestens in einem Umfang, dass die quali-
fizierte Steuerung externer Anbieter ermöglicht.

• Der niedrigschwellige Zugang zur Nutzung webbasierter Medien ermöglicht grundsätzlich auch ihren
leichteren Missbrauch. Das gilt sowohl inhaltlich (durch Einbringen von Spam oder extremistischen Posi-
tionen in die Diskussion) als auch technisch (durch kriminelle Angriffe auf die Integrität von Systemen).
In den Fallbeispielen wurde ein solcher Missbrauch zwar nicht beobachtet, je höher dieses Risiko aber
subjektiv eingeschätzt wird, desto umfangreicher sind Vorkehrungen für ein Risikomanagement zu ge-
stalten.

4.2 Urban Governance 

Der Einsatz webbasierter Medien bleibt nicht folgenlos für das Zusammenspiel der verschiedenen Akteure in der 
Stadtentwicklung und die Aushandlungsprozesse über stadtentwicklungspolitische Themen. Folgende Thesen 
lassen sich auf Grundlage der Ergebnisse formulieren, wie die Nutzung webbasierter Medien die Governance in 
den Städten verändert. 

Einflussnahme der Zivilgesellschaft wächst 

Durch den Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung erhalten Akteure der Zivilgesellschaft größere 
Einflussmöglichkeiten auf Prozesse der Stadtentwicklung. Zivilgesellschaftliche Akteure nutzen webbasierte Me-
dien umfangreicher als es der Verwaltung aus rechtlichen und organisatorischen Gründen möglich ist. Sie gewin-
nen dadurch einen stärkeren Einfluss auf die öffentliche Meinung und über diesen Weg tendenziell auch auf die 
lokalpolitischen Akteure und deren Entscheidungen. 

Mobilisierung von Akteuren 

Sowohl zivilgesellschaftliche Akteure als auch die Kommunalverwaltung können durch die leichte Zugänglichkeit 
und hohe Reichweite webbasierter Medien in kurzer Zeit tendenziell mehr Menschen für ein Anliegen erreichen 
als ohne den Einsatz dieser Medien. Sowohl die Information als auch die Mobilisierung für spezifische Hand-
lungsoptionen gelingen über diese Medien leichter als nur mit Offline-Formaten. 

Diese Mobilisierungsfähigkeit führt dazu, dass für die Akteure im Feld der Stadtentwicklung unklar ist, ob und 
wann ein weiterer Spieler auf den Plan tritt. Es ist nur schwer vorherzusagen, ob, wie und wann sich zivilgesell-
schaftliche Initiativen für oder gegen ein Projekt aussprechen oder ein grundsätzliches Thema der Stadtentwick-

Webbasierte Medien und Urban Governance BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017 



      

 

           

 

          
   

 

            
          

           
          

  

              
         

             
    

   

       
               

             
          

              
     

         
            

        

   

           
         

             
         

           
            

           
       

    

            
          

       
      

         
       
             

     

58 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

lung aufgreifen und weiterentwickeln. Unklar ist zudem, ob sie mit einem Thema auf (ausreichende) Resonanz in 
der Stadtgesellschaft stoßen. 

Information auf Augenhöhe 

Der Einsatz webbasierter Medien trägt zu einem Zuwachs an Informationen über Projekte, Themen, Verfahren 
und Akteure der Stadtentwicklung bei. Die orts- und zeitunabhängige Zugänglichkeit von Informationen und die 
zunehmenden Möglichkeiten, diese mit webbasierten Hilfsmitteln zu erstellen und ansprechend aufzubereiten, 
macht es Nicht-Fachleuten aus der Zivilgesellschaft wesentlich leichter, auf Augenhöhe mit zuständigen Fachleu-
ten zu debattieren. 

Die althergebrachte Asymmetrie zwischen Laien und Experten, zwischen Bürgern und Politik, wird unter anderem 
durch die Ubiquität der Verfügbarkeit von vielgestaltiger Information zunehmend in Frage gestellt. Eine solche 
Entwicklung erschwert die Einigung auf zuvor weniger hinterfragte Verfahren, Prozesse, Sichtweisen und den 
Status quo (Nassehi 2016). 

Potenziell vielgestaltiger Diskurs 

Die leichte Zugänglichkeit webbasierter Medien führt nicht nur zu einer potenziell besser informierten Öffentlich-
keit, sondern sie erleichtert auch die Äußerung alternativer Sichtweisen zu Projekten, Themen und Verfahren der 
Stadtentwicklung. Die verfügbaren Informationen über Projekte oder Akteure werden durch ihre Darstellung in 
den webbasierten Medien potenziell vielgestaltiger und erschweren die Kontrolle eines einheitlichen Erschei-
nungsbildes von Projekten der Stadtentwicklung in der Öffentlichkeit. Dies erhöht die Anforderungen an eine 
Moderation der unterschiedlichen Interessen und Sichtweisen. 

Dieses Potenzial führt bei den untersuchten Fallbeispielen durchaus zur Sichtbarkeit unterschiedlicher Einschät-
zungen. Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger beteiligt sich jedoch weiterhin nicht an differenzierten öffentli-
chen Diskussionen – weder online noch offline. 

Neue Intermediäre treten auf 

Die zu beobachtenden neuen Intermediäre, die das Feld der Nutzung webbasierter Medien strukturieren, sind als 
Akteure zu betrachten, die die Governance der Stadtentwicklung verändern. Auch wenn sie in den untersuchten 
top-down-Fallbeispielen ausdrücklich inhaltlich neutral agieren, ist zu vermuten, dass sie die Interaktion der Ak-
teure beeinflussen. Für einige Social-Media-Plattformen – zum Beispiel Facebook und Twitter –, die in den bot-
tom-up-Fallbeispielen als neue Intermediäre betrachtet wurden, ist bekannt, dass sie in die Kommunikation ihrer 
Nutzerinnen und Nutzer eingreifen, indem sie einige Nachrichten hervorheben und andere zurückstellen. Wel-
chen konkreten Einfluss die Gestaltung und Moderation von webbasierten Kommunikationsplattformen durch 
neue Intermediäre auf politische Prozesse nehmen, ist eine wichtige Frage für die Zukunft. 

Höhere Geschwindigkeit der Kommunikation 

Der Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung führt unzweifelhaft zu einer höheren Geschwindigkeit in 
der Kommunikation. Alle Akteure, die den Verlauf einer öffentlichen Debatte über ein Stadtentwicklungsprojekt 
oder -thema mitverfolgen und vielleicht beeinflussen wollen, werden sich dieser Geschwindigkeit nicht ohne Fol-
gen entziehen können. Ob und welchen Einfluss Debatten in webbasierten Medien und hier besonders in den 
Sozialen Medien auf reale politische Entscheidungen haben, ist umstritten. In einigen Fallbeispielen wurden Pro-
jekte der Stadtentwicklung durch eine schnelle Mobilisierung in den Sozialen Medien stark beeinflusst. Die kom-
munalen Verwaltungen scheinen auf diese höhere Geschwindigkeit bisher kaum eingestellt zu sein. Durch die 
ausgeprägte und noch weiter zunehmende Nutzung webbasierter Medien im Alltag der Menschen entsteht mit 
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der Erfahrung von kurzen Reaktionszeiten in diesen Medien auch eine Erwartungshaltung an Kommunikations-
partner, mit der sich auch Verwaltung auseinandersetzen muss. 

Öffentliche Verwaltungen brauchen verstärkt Web-Kompetenzen 

Um Debatten in webbasierten Medien selbst gestalten oder zumindest mitgestalten zu können, benötigen alle 
Akteure, die diese Medien nutzen, eine gewisse Kompetenz – sowohl was die technischen Voraussetzungen der 
Nutzung betrifft als auch bezüglich der Besonderheiten der Kommunikation in diesen Formaten. Das trifft beson-
ders auf die öffentlichen Verwaltungen zu, die aus den genannten Gründen bisher webbasierte Medien weniger 
intensiv nutzen als Initiativen der Zivilgesellschaft. Nahezu alle Gesprächspartnerinnen und -partner in den Fall-
beispielen gehen eher von einer Ausweitung dieser Nutzung als von einer Reduzierung aus. In der Regel wird 
einer Kombination mit Offline-Formaten der Vorzug gegeben. In top-down-Projekten, in denen die Verwaltung 
neue Intermediäre beauftragt, in ihrem Namen webbasierte Medien in Beteiligungsprozessen einzusetzen, ist ein 
Mindestmaß an eigener Kompetenz erforderlich, um diese neuen Akteure im eigenen Interesse steuern zu kön-
nen. In den untersuchten bottom-up-Prozessen scheinen diese Kompetenzen durch Netzwerkpartner leichter 
eingeworben werden zu können. 

Die Unsichtbaren bleiben unsichtbar 

Wie die Offline-Beteiligung ist auch die Online-Beteiligung selektiv. Menschen mit geringen Bildungsabschlüssen, 
geringen Einkommen oder mit Migrationshintergrund beteiligen sich seltener an Verfahren der Stadtentwicklung – 
unabhängig, ob sie von Verwaltungen oder von Initiativen der Zivilgesellschaft angestoßen werden. Dies ändert 
sich auch durch die Nutzung von Online-Instrumenten im Grundsatz nicht. Diese eigene Einschätzung aus der 
Beobachtung zahlreicher Online- wie Offline-Verfahren teilen die Gesprächspartner aus den Fallstudien grund-
sätzlich. Umfangreiche Studien zu einer sozialen Selektivität der Online-Beteiligung liegen jedoch nicht vor. 

Der Schatten der Hierarchie 

Betrachtet man Beteiligungsprozesse in der Stadtentwicklung entlang der Intensität von Beteiligung (Information 
– Konsultation – Kooperation – (Mit-)Entscheidung), führt der Einsatz von webbasierten Medien in den Bereichen
Information, Konsultation und Kollaboration zu einer potenziellen Erweiterung der einbezogenen Akteure. Dies
gilt unabhängig davon, ob man von top-down- oder bottom-up-Prozessen ausgeht. Eine Erweiterung des Ak-
teurskreises bei Entscheidungen hingegen war im Rahmen der Untersuchung durch den Einsatz von webbasier-
ten Medien in keinem Beispiel zu beobachten.

Das führt zu der These, dass die hoheitliche Entscheidung von kommunaler Verwaltung und Politik bei aller 
kommunikativen Beteiligung unabhängig bleibt. Dieser „Schatten der Hierarchie“ (Einig et al. 2005, Seite II) exis-
tiert sowohl in Online- als auch in Offline-Verfahren. Der Einsatz webbasierter Medien ändert daran bisher nichts. 
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60 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

4.3 Handlungsempfehlungen 

Im Folgenden werden ausgehend von den Ergebnissen der Untersuchung und unter Berücksichtigung der Smart 
City Charta des Bundes (BBSR/BMUB 2017) 15 Empfehlungen zum Einsatz webbasierter Medien in der Stadt-
entwicklung vorgestellt, die sich in unterschiedlicher Weise an den Bund, die Länder, die kommunalen Spitzen-
verbände und die Kommunen selbst richten. 

Technische und kommunikative Kompetenzen im Umgang mit webbasierten Medien ausweiten 

Unabhängig von der Intensität des eigenen aktiven Einsatzes webbasierter Medien wird eine stärkere Auseinan-
dersetzung mit diesen Möglichkeiten der digitalen Teilhabe in den Kommunen empfohlen. Die zunehmende ge-
sellschaftliche Nutzung und Verbreitung der neuen Medien in der Bürgerschaft erfordern eine stärkere Aufmerk-
samkeit. In der Stadtentwicklung geht es zunehmend nicht nur um eine fachliche, sondern auch um eine kommu-
nikative Bearbeitung stadtentwicklungspolitischer Vorhaben. Dabei gewinnen die webbasierten Medien an Be-
deutung – unabhängig davon, ob der jeweilige Akteur sie selbst aktiv einsetzt oder nicht. 

Der Erwerb von Kompetenzen im Umgang mit webbasierten Medien ist daher für alle Akteure, die sich mit Stadt-
entwicklung beschäftigen, erforderlich. Selbst wenn sich ein Akteur nach Reflexion für einen zurückhaltenden 
Einsatz webbasierter Medien in seinem Projekt entscheidet, ist es für eine erfolgreiche Kommunikation erforder-
lich, die Aktivitäten anderer Akteure, die webbasierte Medien nutzen, nachvollziehen und einordnen zu können. 

Aufbau einer Strategie zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung 

Der Aufbau einer kommunalen Strategie für eine sinnvolle Nutzung von webbasierten Medien in der Stadtent-
wicklung wird empfohlen. Eingebettet in eine Gesamtstrategie zur digitalen Transformation sollten spezifische 
Anforderungen der Stadtentwicklung herausgearbeitet werden. Welche Herausforderungen existieren, welche 
Ziele sollen erreicht werden? Welche webbasierten Medien sind zur Erreichung der Ziele geeignet? Welche Onli-
ne-Elemente ersetzen Offline-Formate, welche ergänzen sie? Wie werden relevante Maßnahmen priorisiert? 
Welche Anforderungen an eigene Kompetenzen ergeben sich, welche an externe Dienstleister? Welche Effizi-
enzgewinne sind möglich? Welche Ressourcen werden benötigt? Wer unterstützt diese Aktivitäten? Solche 
grundlegenden Fragen sollten dabei im Rahmen der Strategieentwicklung unter Einbeziehung aller relevanten 
Akteure erörtert werden. 

Engagement in webbasierten Medien ernst nehmen und aktiv gestalten 

Die Aktivitäten der zivilgesellschaftlichen Akteure in webbasierten Medien sollten stärker beachtet und genutzt werden. 
Sie können zum einen konstruktiven Charakter haben und sollten von Akteuren der (Stadt-) Verwaltung und der (kom-
munalen) Politik als ein Engagement gewürdigt werden, das Diskussionsprozesse zur Stadtentwicklungspolitik berei-
chern kann. Dadurch, dass solche Verfahren nicht in die etablierten Planungsverfahren eingebettet sind und den damit 
verbundenen formalen Zwängen unterliegen, ergeben sich Chancen auf einen offenen und kreativen Dialog. Solche 
Aktivitäten können auf diese Weise als eine interessante und willkommene Ergänzung zur kommunalen Planung ver-
standen werden, die zwar nicht immer systematisch und langfristig angelegt ist, die aber gerade durch ihren punktuel-
len und ihren oft unkonventionellen Charakter innovativ sein kann und gegebenenfalls auch auf Schwächen von lau-
fenden Prozessen der Planungs- und Entscheidungsvorbereitung hinweisen. 

Im Rahmen der Beteiligung kann es aber neben den konstruktiven Impulsen auch zu Äußerungen kommen, die 
einen eher destruktiven Charakter haben, die gar diffamierend oder beleidigend sein können oder die eine spezi-
fische politische Agenda bedienen, die mit dem jeweiligen Beteiligungszweck nichts zu tun hat. Webbasierte 
Medien haben seit ihrem Auftreten auf solche Möglichkeiten mit der Einführung einer sogenannten Netiquette 
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61 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

(Regeln für den Austausch im Netz) und der Etablierung mehr oder weniger starker Moderationsstrukturen rea-
giert. Auch wenn auf der Basis der Fallstudien-Interviews das Risiko solch missbräuchlicher Nutzungen von web-
basierten Austauschplattformen in der Stadtentwicklung als gering anzusehen ist, sind in der geforderten Strate-
gieentwicklung geeignete Maßnahmen zum Umgang damit zu entwickeln. Die Äußerung von Partialinteressen ist 
als Teil des Diskurses, der erst in der Auseinandersetzung zur Konstruktion von Gemeinwohl führt, ernst zu neh-
men und angemessen zu verarbeiten. 

Offensiver Umgang mit Transparenz durch webbasierte Medien 

Ein transparenter Umgang mit Informationen, die das Thema der Stadtentwicklung berühren, wird empfohlen. Der 
Wandel einer Verwaltung von einer nicht offenen Behörde hin zu einem aufgeschlossenen Kommunikationspartner 
ist nicht trivial. Auch nach Einführung von Transparenzgesetzen gelten weiterhin Vorschriften zu Verschwiegenheits-
pflichten oder zur Geheimhaltung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im öffentlichen Dienst. Im Rahmen einer Stra-
tegieentwicklung zum Umgang mit webbasierten Medien ist auch ein Umgang mit dem Paradigmenwechsel von 
„Alles ist geheim, außer ...“ zu „Alles ist öffentlich, außer …“ zu entwickeln. 

Ob Transparenz über vorliegende Informationen, Arbeitsabläufe, Verfahren und Entscheidungen zu mehr Kritik 
an Verwaltung und Politik führt oder zu mehr Unterstützung, hängt neben objektiven Arbeitsergebnissen zu ei-
nem großen Teil von der Haltung der Akteure ab. Transparenz über kommunale Tätigkeiten macht auch deutlich, 
dass vermeintlich einfache Optionen erheblichen Aufwand verursachen können und fördert Verständnis für Arbei-
ten, die sonst im Hintergrund geleistet, aber nicht anerkannt werden. Im Rahmen einer Kommunikationsstrategie 
können die Stärken webbasierter Medien, wie leichte Zugänglichkeit, leichte Verteilung, hohe Reichweite zum 
aktiven Aufbau transparenter Strukturen und Prozesse genutzt werden, die die Reputation und das Image von 
kommunalen Akteuren verbessern. 

Web 2.0-Effekte nutzen 

Soziale Medien sollten in der Stadtentwicklung genutzt werden. Durch ihre leichte Zugänglichkeit und hohe 
Reichweite eignen sie sich, Informationen auch von der Verwaltung an interessierte Bürgerinnen und Bürger zu 
verteilen. Dies kann zur höheren Reputation der Verwaltung beitragen. Wenn Nutzer in Sozialen Medien Kom-
mentare oder Links mit den Informationen der Verwaltung verbinden oder direkte Rückmeldungen formulieren, 
erhält die Verwaltung ein schnelles und direktes Feedback zu eigenen Ideen und Positionen. 

Zu bedenken ist im Rahmen der zu entwickelnden Strategie, wie mit der Problematik externer kommerzieller 
Plattformen wie Facebook, Google+, Twitter usw. umzugehen ist. Neben ungeklärten Datenschutzfragen ist da-
bei auch die umstrittene Frage der Neutralität solcher Plattformen zu berücksichtigen. Eine Nutzung durch öffent-
liche Akteure signalisiert der Öffentlichkeit eine Unbedenklichkeit. Kommunale Akteure müssen daher abwägen, 
ob und in welcher Form und Intensität sie solche sozialen Netzwerke nutzen wollen. 

Offene Standards statt geschlossene, kommerzielle Plattformen 

Für eine Stadtentwicklung, die neben fachlichen Erkenntnissen den demokratischen Ausgleich unterschiedlicher 
legitimer Interessen verfolgt, ist beim Einsatz webbasierter Medien ein kritisches Hinterfragen fremder Plattfor-
men mit eigener (Business-)Agenda dringend geboten. Die Entwicklung und Nutzung offener (Open Source) und 
standardisierter, von Initiativen oder Verwaltung selbst kontrollierbarer (sprich: gestaltbarer, strukturierbarer und 
moderierbarer) Plattformen ist im Rahmen der Entwicklung einer Strategie zum Einsatz webbasierter Medien 
wichtig. Im Rahmen der Strategieentwicklung ist zu klären, inwieweit fremde Plattformen genutzt werden oder 
eigene Entwicklung – auch mit Blick auf langfristige Abhängigkeiten – bessere Alternativen darstellen können. 
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62 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Ob eine Entwicklung oder Nutzung alternativer, eventuell nicht-kommerzieller, datenschutzkonformer Plattformen 
von Kommunen im Alleingang oder besser in interkommunaler Kooperation oder in Zusammenarbeit mit den 
Ländern oder dem Bund erfolgt, ist im Einzelfall zu prüfen. 

Entwicklung und Betrieb übergreifender Plattformen 

Mit BauGB § 4a ist der Gesetzgeber den Weg der Öffnung webbasierter Medien auch in den Verfahren der Bau-
leitplanung weitergegangen. Eine – aus Sicht der Partizipationsforschung – vorbildliche Umsetzung stellt das als 
Fallbeispiel untersuchte schleswig-holsteinische BOB-SH dar, mit dessen Hilfe die Beteiligung im Bebauungs-
planverfahren online durchgeführt werden kann. Neben der reinen Information ermöglicht es auch die einfache 
Beteiligung der Öffentlichkeit im Internet. Die stellt auch für die Gemeinden einen Vorteil dar, da sie die einge-
gangenen Äußerungen medienbruchfrei und damit effizient bearbeiten können. 

Für die weitere Zukunft wäre zu prüfen, ob solche Beteiligungsplattformen eventuell im Zusammenwirken des 
BauGB mit dem erst im August 2017 beschlossenen Onlinezugangsgesetz weitere Verbreitung finden werden. 

Crossmedialisierung grundsätzlich bedenken 

Bürgerbeteiligung in der Stadtentwicklung sollte grundsätzlich crossmedial bedacht werden. Derzeit ist zu erken-
nen, dass insbesondere bei politisch bedeutsamen Themen und Projekten aufeinander abgestimmte On- und 
Offline-Formate eingesetzt werden. Im Rahmen von Strategien zum Einsatz von webbasierten Medien in der 
Stadtentwicklung sollten gegebenenfalls auch für kleinere Maßnahmen Ideen zur angemessenen Einbindung 
webbasierter Medien entwickelt werden. Dies vor dem Hintergrund, dass besonders in den Sozialen Medien 
häufig ein Austausch auch über Themen und Projekte stattfindet, während kommunale Informationen dort nicht 
präsent sind. 

Verwaltung in Richtung Open Government weiterentwickeln – kommunikativ, dezentral und flexibel 

Der aktive Umgang mit webbasierten Medien als Kommunikationsinstrument mit der Bürgerschaft sollte im Zeital-
ter von Transparenzgesetzen und Open Data mit den Ansätzen des Open Governments verbunden werden. 
Darunter ist neben dem offensiven Umgang mit vorliegenden Informationen zu Projekten, die grundsätzlich zu 
veröffentlichen sind, die Etablierung einer selbstbewussten Kommunikationskultur mit der Zivilgesellschaft zu 
verstehen. 

Für die Nutzung webbasierter Medien hat dies unter anderem zur Folge, dass eine dezentralere und flexiblere 
Organisationsform entwickelt werden muss. Die mehrfach betonte hohe Geschwindigkeit webbasierter Medien 
erlaubt keine langwierigen organisationsinternen Abstimmungen über einzelne Äußerungen. Wenn eine kommu-
nale Strategie in Bezug auf webbasierte Medien eine aktive Teilnahme vorsieht, müssen, die Akteure, die diese 
Medien konkret bedienen, kurzfristig agieren und reagieren können. 

Klare Kommunikation der Hierarchie hoheitlicher Entscheidungen 

Im Rahmen von Bürgerbeteiligung ist eine Klärung der Rollen der beteiligten Akteure von besonderer Bedeutung, 
um Frustrationserlebnisse bei Bürgerinnen und Bürgern zu vermeiden. Dies gilt zwar für Online-Verfahren eben-
so wie für Offline-Verfahren, doch können die durch webbasierte Medien prinzipiell gegebene Ausweitung der 
Sichtbarkeit und Nutzbarkeit von Information, Konsultation und Kooperation und die Unkompliziertheit der Teil-
nahme Nutzerinnen und Nutzern den Eindruck erwecken, dass eine Beteiligung an Entscheidungen ebenso ein-
fach sei. Daher ist der weiterhin existierende hierarchische Entscheidungsvorbehalt der Verwaltung und des 
Rates zu betonen und eine besonders wichtige Empfehlung. Durch eine klare Kommunikation kann hier von 
vornherein der Anschein eines „Particitainments“ (Selle 2011) reflektiert und im Idealfall überwunden werden. 
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63 Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 

Automatisierung nutzen, um Ressourcen für Kommunikation freizusetzen 

Neben den zahlreichen auf Beteiligungsinhalte fokussierenden Empfehlungen sollte die systematische Suche 
nach Automatisierungsmöglichkeiten durch webbasierte Medien nicht vergessen werden. Wenn es gelingt, Vir-
tualisierungs- und Automatisierungsmöglichkeiten zu nutzen, können Effizienzgewinne Ressourcen freisetzen, 
die für zusätzliche Kommunikationsbedarfe zur Verfügung stehen. 

Die Frage, in welchem Umfang welche Investitionen Ressourcen freisetzen oder binden, kann im Rahmen dieser 
Untersuchung nicht beantwortet werden. Sie ist jedoch für Kommunen, Länder und Bund von erheblicher Bedeu-
tung und sollte deshalb genauer untersucht werden. 

Austausch der Kommunen fördern 

Der Austausch zwischen den Kommunen in der Frage des Einsatzes von webbasierten Medien sollte gefördert 
werden. Angesprochen sind hier der Bund, die Länder und die kommunalen Spitzenverbände. Dieser Austausch 
kann über Kongresse und Workshops, aber auch über Forschungsaktivitäten oder Wettbewerbe geschehen. 
Best-Practice-Erfahrungen, die möglichst in online verfügbaren Datenbanken dokumentiert sind, können diese 
Aktivitäten unterstützen. Auch wenn sich die Strategien im Umgang mit webbasierten Medien zwischen den 
Kommunen unterscheiden werden, ist ein interkommunaler Austausch zu grundlegenden Fragen und Erfahrun-
gen anzuraten. 

Basiserhebung zum Status quo und Monitoring 

Der Austausch zwischen den Kommunen sollte mit einer breit angelegten Initialerhebung und gegebenenfalls 
auch einer laufenden Fortschreibung des Status quo zum Einsatz webbasierter Medien in der Stadt- und Regio-
nalentwicklung begonnen werden. Ein Monitoring erfolgreicher digitaler Teilhabe ist für eine reflektierte Weiter-
entwicklung in der Praxis der Stadtentwicklung dringend geboten und könnte den Kommunen einen Einstieg 
erleichtern. Für eine externe Bearbeitung wären Ressourcen durch den Bund oder die Länder bereitzustellen. 

Ressourcen für neue Aufgaben 

Für neue Aufgaben der Kommunen im Umgang mit webbasierten Medien sollten neue Ressourcen bereitgestellt 
werden. Der Trend zur Nutzung webbasierter Medien in breiten Teilen der Bevölkerung kann von den Kommunen 
nicht ignoriert werden. Bund und Länder sollten prüfen, inwieweit die Entwicklung einer kommunalen Strategie für 
den Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung finanziell unterstützt werden kann. Ebenso ist zu 
prüfen, inwieweit der Bund in Abstimmung mit den Ländern die Kommunen im Feld der webbasierten Medien in 
den Bereichen Anwendungsentwicklung, Umsetzung von Lösungen sowie Kompetenzaufbau und Informations-
austausch unterstützen kann. 

Förderung des digitalen Ehrenamtes 

Eine Förderung des digitalen Ehrenamtes mit dem Ziel, das Potenzial zivilgesellschaftlichen Engagements für die 
Kommunen besser nutzbar zu machen, sollte geprüft werden. Die grundsätzlich in der Digitalen Agenda der Bun-
desregierung bereits angesprochene Förderung von digitalem Engagement und Ehrenamt (Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung, ohne Jahr) sollte in Kooperation mit den Ländern, den kommunalen Spitzenver-
bänden und digitalen Aktivisten der Zivilgesellschaft auf das Thema der Stadtentwicklung bezogen und weiter-
entwickelt werden. Direkte Förderungen und steuerliche Erleichterungen, Best-Practice-Studien oder eine Aus-
weitung des freiwilligen sozialen Jahres digital könnten hier Impulse für eine Stadtentwicklung von unten geben. 
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